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„Marsch auf Berlin“ 

Zur Zeit machen Asylsu¬ 
chende mit einem „Marsch 
auf Berlin“ auf ihre unhalt¬ 
bare Situation aufmerksam. 

Seite 5 


Kalkar wehrt sich 

Die NATO führt Krieg von Kal¬ 
kar aus. Die Friedensbewegung 
Rhein/Ruhr ruft zu Widerstand 
auf. Wir erinnern an die dortigen 
Massenproteste der 1970er. 
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Die verfehlte Konstruktion 
des Euro 

Leseprobe aus Kapitel fünf des Bu¬ 
ches „Euroland wird abgebrannt“ 
von Lucas Zeise. 
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Richter billigten Verfassungsbruch 



Z um „Schicksalstag für Europa“ 
war sie hochstilisiert worden, die 
Entscheidung des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts (BVG) am 12. Septem¬ 
ber über den EU-Fiskalpakt und den 
„Euro-Rettungsschirm“ ESM. Aber 
in Wirklichkeit taten die Richter nur, 
was die herrschenden Kreise in Politik 
und Wirtschaft von ihnen erwarteten. 
Die BVG-Richter wiesen die Verfas¬ 
sungsbeschwerden der verschiede¬ 
nen Klägergruppen einschließlich der 
Sammelklage von über 10 000 Bürge¬ 
rinnen und Bürger und der Klage der 
Bundestagsfraktion der „Linken“ al¬ 
lesamt als „überwiegend unbegrün¬ 
det“ zurück. Das „Handelsblatt“ be¬ 
urteilte dies als „Rückenwind für die 
Euro-Rettungspolitik der Bundesre¬ 
gierung“. Mit einer Ja-Aber-Entschei- 
dung habe man gerechnet, aber nun 
sei „ein sehr großes Ja und ein kleines, 
etwas merkwürdiges Aber“ herausge¬ 
kommen. Die Karlsruher Richter ver¬ 
langten nur, was ohnehin schon in Ver¬ 
trägen und Gesetzen festgeschrieben 
war (Handelsblatt-Online, 12.9.2012). 
Es gehört zur irreführenden Mei¬ 
nungsmanipulation in unserem Land, 
dass in den deutschen Medien fast nur 
die vom BVG beschlossenen „Aufla¬ 
gen“ zum „Euro-Rettungsschirm“ her¬ 
ausgestellt wurden. Der eigentlich gra¬ 
vierende und folgenschwere Kern des 
BVG-Urteils ist aber nicht der ESM- 
“Rettungsschirm“ samt „Auflagen“, 
sondern die Genehmigung des EU- 
Fiskalpaktes mit seinen verhängnis¬ 
vollen wirtschaftlichen, sozialen und 
demokratieschädigenden Folgen. 

Die „Auflagen“ der Verfassungsrich¬ 
ter dürften bei Merkel und Co. nur 
ein müdes Lächeln hervorgerufen ha¬ 
ben. Mit einer einseitigen „Protokoll- 
erklärung“ der Bundesregierung, die 
der deutschen Ratifizierungsurkunde 
beigefügt wird, soll alles erledigt sein. 
Bundespräsident Gauck hatte es so 
eilig, dass der die Ratifizierungsur¬ 
kunde schon unterschrieb, noch ehe 
der Text dieser „Protokollerklärung“ 
fertig war. 

Der Fiskalpakt war vom DGB-Vor- 
sitzenden Sommer, der sicher nicht 
als besonders links gelten kann, noch 
vor wenigen Wochen als „nicht mehr 
durch das Grundgesetz gedeckt“ be¬ 
urteilt worden. Der Verdi-Vorsitzen¬ 
de Bsirske nannte ihn eine „tickende 
Zeitbombe für Europa“, weil damit 


eine „Rotstift-Union“, eine „europä¬ 
ische Wettbewerbsunion der nied¬ 
rigsten Löhne, der niedrigsten Unter¬ 
nehmersteuern und Sozialstandards“ 
geschaffen wird. Die stellvertreten¬ 
de Linke-Vor sitzende Sarah Wagen¬ 
knecht bezeichnete das Vorhaben im 
Bundestag als ein „Projekt von Deut¬ 
scher Bank, Goldman Sachs und Mor¬ 
gan Stanley zur Ausplünderung der 
europäischen Steuerzahler“ und ei¬ 
nen „kalten Putsch gegen das Grund¬ 
gesetz“. 

Angesichts dessen erscheint es wenig 
sinnvoll, wenn führende Politiker der 
„Linken“ wie Gregor Gysi nun ver¬ 
suchen, das BVG-Urteil doch noch 
als „Erfolg“ darzustellen, weil damit 
die „Rechte des Parlaments gestärkt“ 
worden seien. Um welche Rechte geht 
es? Laut BVG-Urteil muss die Bun¬ 
desregierung den Bundestag vorher 
um Zustimmung bitten, wenn zukünf¬ 
tig irgendwann einmal eine Erhöhung 


der „Haftungssumme“ für Deutsch¬ 
land im ESM-“Rettungsschirm“ über 
die jetzt festgeschriebene Obergrenze 
von 190 Milliarden Euro hinaus anste¬ 
hen sollte. Das ist alles. Wie aber kann 
von einer Stärkung der Rechte des 
Parlaments die Rede sein, wenn im 
Fiskalpakt festgelegt ist, dass die Par¬ 
lamente in allen EU-Staaten auf Jahre 
hinaus eine rigorose Spar- und Privati¬ 
sierungspolitik absegnen müssen, um 
die „Schuldenregel“ einzuhalten? 

Das ist EU-diktierter Zwang zu wei¬ 
terem Sozialabbau, zur Kürzung von 
Bildungs- und Kulturausgaben und 
zur Einschränkung der Mittel für Län¬ 
der und Kommunen. Und die Kont¬ 
rolle über die Einhaltung dieser Re¬ 
gel liegt bei der nicht demokratisch 
gewählten Brüsseler EU-Kommissi- 
on, die den Mitgliedsstaaten die Gren¬ 
zen ihres „haushaltspolitischen Spiel¬ 
raums“ vorschreibt. Wo bleibt da das 
Recht des Parlaments, über Einnah¬ 


men und Ausgaben des Staates frei zu 
entscheiden? 

Man muss sich auch fragen, welchen 
Sinn es machen soll, nach der jüngs¬ 
ten Erfahrung mit dem Bundesver¬ 
fassungsgericht nun auch noch eine 
weitere Klage beim Europäischen 
Gerichtshof EuGH anzuvisieren, wie 
es die linke EU-Abgeordnete Gabi 
Zimmer vorschlug. 

Vielleicht sollte man sich einfach mal 
an die alte Erkenntnis erinnern, dass 
Verfassungsfragen letztlich Machtfra¬ 
gen sind. Das wusste schon Ferdinand 
Lassalle 1862. 

Was gebraucht wird, wenn die sozia¬ 
len Untaten des Fiskalpakts und der 
damit verbundene Demokratieabbau 
abgewehrt werden sollen, ist jeden¬ 
falls stärkerer demokratischer Wi¬ 
derstand von unten. Darauf zu orien¬ 
tieren, scheint uns die entscheidende 
Schlussfolgerung zu sein, die aus dem 
BVG-Urteil zu ziehen ist. G. Polikeit 


10. Parteivorstandstagung diskutierte 
aktuelle Aufgaben der DKP 

Schwerpunkte: Org-Politik und Antifaschismus 


Am 15. und 16. September fand in 
Essen die 10. Tagung des Parteivor¬ 
standes statt. Am ersten Tag ging es 
im Referat des stellvertretenden Par¬ 
teivorsitzenden Patrik Köbele um 
organisationspolitische Fragen und 
die weitere Vorbereitung des Partei¬ 
tages. Am 2. Tag referierte die DKP- 
Vorsitzende Bettina Jürgensen über 
„Rechtsentwicklung in der Krise“. 

In seinem Referat zu organisations¬ 
politischen Fragen ging Patrik Köbe¬ 
le von drei Aspekten aus: dem grund¬ 
sätzlichen Wesen, der Identität und 
Aufgabenstellung einer kommunis¬ 
tischen Partei, den Kampfbedingun¬ 
gen, unter denen sie wirkt und dem 
organisationspolitischen Zustand der 
Partei selbst. Er stellte zu den Kampf¬ 


bedingungen fest, „dass es schwieri¬ 
ger geworden ist, den Teil der Arbei¬ 
terklasse, den wir als Kern der Klasse 
bezeichnen, also die Arbeiter und An¬ 
gestellten der Großbetriebe der mate¬ 
riellen Produktion anzusprechen. 
Neben der Hauptursache unseres Pro¬ 
blems, unserer mangelnden Veran¬ 
kerung, hat das auch mit objektiven 
Veränderungen zu tun. Die Zahl der 
Großbetriebe hat sich im Einzugsbe¬ 
reich unserer Gruppen drastisch redu¬ 
ziert, die Arbeiterklasse ist insgesamt 
viel tiefer fragmentiert. 
Erscheinungen, wie Leiharbeitsver¬ 
hältnisse, die massiv zugenommen 
haben, verstärken dies.“ Er versuchte, 
bei diesen und anderen vielfältigen 
Problemen unserer Arbeit Lösungs¬ 


möglichkeiten aufzuzeigen. Vor allem 
ging es darum, die Arbeit organisier¬ 
ter anzugehen, die Gruppen zu stär¬ 
ken und die Bildungsarbeit der Partei 
zu intensivieren. Das Referat wird im 
DKP-Info veröffentlicht. 

In der Diskussion gab es viele Ergän¬ 
zungen, aber auch kritische Nachfra¬ 
gen. 

★ 

Am zweiten Tag betonte Bettina Jür¬ 
gensen - ausgehend vom Antrag des 
Parteivorstandes an den 20. Parteitag 
„Antworten der DKP auf die Krise“ - 
den engen Zusammenhang zwischen 
verstärktem Sozialabbau, dem Abbau 
demokratischer Rechte in der Krise 
und dem Erstarken rechtspopulisti¬ 


scher und faschistischer Kräfte über¬ 
all in Europa. 

Sie beschäftigte sich vor allem mit die¬ 
ser Entwicklung in der Bundesrepub¬ 
lik Deutschland, mit den Möglichkei¬ 
ten der Gegenwehr und den Aufgaben 
der DKP. 

In der Diskussion wurde unter an¬ 
derem über die konkrete antifaschis¬ 
tische Arbeit der Genossinnen und 
Genossen vor Ort und die Arbeit in 
Bündnissen berichtet. 

Es gab Beschlüsse des Parteivorstan¬ 
des zu den Finanzen und zur Solidari¬ 
tät mit den Miami 5. 
Personalpolitische Überlegungen wird 
der PV auf seiner Sitzung im Novem¬ 
ber und auf einer Sitzung Anfang 2013 
beraten. Werner Sarbok 


Thema der Woche 


Bemerkungen zur 
Demontage des 
Rentensystems 

Nach 1989 gilt auch in der bundes¬ 
deutschen Rentenpolitk: Zurück vor 
Bismarck. Zunächst noch bedächtig. 
Den Systembruch schaffte erst Rosa- 
Oliv. 

Was nun zu beobachten ist, ist das 
grandiose Scheitern der Kapitali¬ 
sierung der Sozialsysteme vor allem 
der Alterssicherung, die unter dem 
Schreckgespenst der Demographie 
zunächst vor allem von der deutschen 
Sozialdemokratie vorangetrieben 
wurde. Wieder einmal, um den Her¬ 
ren des großen Geldes gefällig zu sein. 
Mit dieser Vergangenheit war es für 
SPD-Chef Gabriel nicht gerade leicht, 
den veritablen Vorstoß Frau von der 
Leyens zu kontern. 
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Aktionstag 

UmFairteilen 

Jetzt UZ bestellen! 

Auf keiner Demo oder Kundgebung 
auf dem Aktionstag „UmFairteilen“ am 
29.09.2012 darf die Wochenzeitung der 
DKP fehlen. Dieser Ausgabe wird auch 
das UZ-Extra zum Thema „UmFairtei¬ 
len“ beiliegen. Wir bieten den Teilneh¬ 
merinnen dieses kapitalismuskritischen 
Aktionstages damit ein prallgefülltes In¬ 
formationspaket mit den Positionen der 
DKP an. Bitte jetzt UZ bestellen! 

Wir liefern portofrei zum Preis von 1,00 
Euro je Exemplar. Ab 15 Explaren redu¬ 
ziert sich der Preis auf je 90 Cent und 
ab einer Bestellmenge von 30 UZ be¬ 
rechnen wir nur noch 75 Cent je Exem¬ 
plar. Größere Mengen für Werbeaktionen 
nach Absprache. 

Bestellungen bitte bis spätestens 

24.09.2012 an folgende Adresse: 

info@dkp-nordbayern.de 

Gustl Ballin 

Telefon 0911 8019991 


Immernoch gegen den Wind 

4. Kulturforum der DKP 

16./17. November 2012 in Hannover 

Eingangsstatements von Dietmar 
Dath und Dr. Diether Dehrn 
Workshops: Gemeinsam gegen kultu¬ 
rellen Kahlschlag/Deutsche Leitkul¬ 
tur/Das politische Lied heute/Bildbe¬ 
trachtung 



Konzert: Hannover hört Rot - mit DGB- 
Chor Hannover, Peter Schenzer + Dirk 
Wilke (Ex Rotdorn), Oma Körner Band, 
Diether Dehrn und Michael Letz. 

Infos und Anmeldungen unter: 

einheiztext@t-online.de 
Lesen Sie auch das Interview 
auf Seite 11 


Fortsetzung der 
theoretischen Debatte 
in der DKP 

Am 13. Oktober in Hannover 
(siehe Seite 10) 
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Kommentar / Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 


Das Lambsdorff-Papier - Geburtsurkunde 
der neoliberalen Ära in der BRD 


Die FDP-Führung feierte: „30 Jahre 
Manifest der Marktwirtschaft“. Phi¬ 
lipp Rösler, Parteivorsitzender und 
Bundeswirtschaftsminister, lud dazu 
in die Berliner Parteizentrale ein. Der 
Grund für die Festivität: Vor 30 Jah¬ 
ren, am 7. September 1982 forderte 
der Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) dazu auf, die staat¬ 
lichen Beschäftigungsprogramme zu 
beenden, auf verkürzte Arbeitszeiten 
zu verzichten, die direkten Steuern zu 
senken und die Verbrauchssteuern zu 
erhöhen. 

Am 9. September legte der damali¬ 
ge ordoliberale Bundesminister für 
Wirtschaft in der SPD/FDP-Koali- 
tion, Otto Graf Lambsdorff (FDP), 
ein Memorandum mit dem sperri¬ 
gen Titel „Konzept für eine Politik 
zur Überwindung der Wachstums¬ 
schwäche und zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit vor“. Der Entwurf 
dieses 15-seitigen 40-Punkte-Papiers 
stammte aus der Feder von Hans 
Tietmeyer, dem damalige Leiter der 
Grundsatzabteilung im Wirtschafts¬ 
ministerium und späteren Präsiden¬ 
ten der Bundesbank. 

Die Propagandalüge, dass der Markt 
alles besser regeln könne als der 
Staat, aber auch die Politik der De¬ 
regulierung, Liberalisierung und Pri¬ 
vatisierung, begannen mit diesem 
sogenannten Lambsdorff-Papier. Es 
machte den Weg frei für den Ein¬ 
zug neoliberaler Politik auch in der 
BRD. „Die FDP will in der Tat eine 
Wende, und zwar eine Abwendung 
vom demokratischen Sozialstaat und 
eine Hinwendung zur Ellbogenge¬ 
sellschaft“, wetterte darauf Helmut 
Schmidt im September 1982. 

Mehr Markt, Verbilligung des Faktors 
Arbeit und Abbau von Sozialleistun¬ 
gen wurde das Credo der folgenden 
Jahrzehnte in Politik und Medien. 
Doch die marktradikalen Vorstellun¬ 
gen des „Graf - Krücke“ wie er oft 
satirisch genannt wurde, wurde nicht 
sofort und nicht gleich eins zu eins 
direkt umgesetzt. Allerdings wurde - 
quasi vorsorglich - 1986 die Streik¬ 
fähigkeit der Gewerkschaften durch 
eine Novellierung des Arbeitsförde¬ 
rungsgesetzes beschnitten. 


Aber mit dem Ende der DDR 1989 
wurde die alte bundesrepublikani¬ 
sche Legende vom Wohlstand für alle 
endgültig ad Acta gelegt. Mit der Sys¬ 
temkonkurrenz war Schluss, und der 
Kapitalismus konnte sich seiner sozi¬ 
alen Maske entledigen. Kanzler Ger¬ 
hard Schröder (SPD) entdeckte die 
Lambsdorff-Thesen für sich neu und 
verhalf ihnen flugs in seiner Agenda 
2010 zu neuem Leben. Es begann mit 
der Reduzierung und zeitlichen Be¬ 



grenzung des Arbeitslosengeldes auf 
zwölf Monate, stärkere Beteiligung 
an den Kosten des Gesundheitswe¬ 
sens und die Beschränkung der Ren¬ 
tenhöhe - Einführung eines „demo¬ 
grafischen Faktors“ - sind nur eini¬ 
ge Hausnummern an der neuen Via 
Mala. Zwar forderte schon der FDP- 
Marktgraf die Verschärfung der Zu¬ 
mutbarkeitsregeln für Erwerbslose 
und die Prüfung, ob die Arbeitslosen¬ 
hilfe von den Sozialämtern verwaltet 
werden kann. Aber es bedurfte der 
rot-grünen Regierung, um diese Idee 
aus dem Gruselkatalog in Form von 
Hartz IV und der Zusammenlegung 
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe in 
Alltagswirklichkeit umzusetzen Und 
auch der Hirnfurz mit der Rente mit 
67 entfleuchte schon dem Grafen. Na¬ 
türlich war es der Herr Lambsdorff 
nicht selbst, der sich dieses alte Do¬ 
kument aus dem verschärften 30-jäh¬ 
rigen (Klassen-) Krieg ausgedacht 
hat. Da hat der Geldadel halt den 
Landadel nur zu seinem Sprecher ge¬ 
macht. Dass die FDP dieses Datum 
feiert, spricht für sich und mahnt uns 
zur Wachsamkeit. 



Mobilmachung für gesetzlichen Mindestlohn 

ver.di-Kampagne für Gerechtigkeit soll vor den Bundestagswahlen anlaufen 


Di 


ie 120 Teilnehmerlinnen der 7. 
I ver.di-Bundesarbeiterlnnenta- 
ge in Potsdam haben zum Ab¬ 
schluss ihres Treffens eine Resolution 
an den ver.di-Gewerkschaftsrat und 
den Bundesvorstand verabschiedet, 
in dem sie nachdrücklich darauf hin¬ 
wiesen, dass die Delegierten des ver. 
di-Bundeskongresses 2011 mit dem 
einstimmig angenommenen Antrag A 
69 zum gesetzlichen Mindestlohn den 
Bundesvorstand damit beauftragten, 
den gesetzlichen Mindestlohn zum zen¬ 
tralen Baustein der Kampagne für Ge¬ 
rechtigkeit vor den Bundestagswahlen 
2013 zu machen. 

Als Kampagnenstart wird eine Unter¬ 
schriftensammlung vor der Bundes¬ 
tagswahl vorgeschlagen. Das realisti¬ 
sche Ziel dabei sei, eine Million Unter¬ 
schriften zu sammeln. Mit der Petition 
solle der Druck auf die Abgeordneten 
und die Regierung erhöht werden, dem 


Sag mir, wo du wohnst - sag mir, wo du stehst! 

Gentrifizierung als Klassenkampf auf dem Schlachtfeld der Wohnungspolitik in Düsseldorf 


Der Düsseldorfer Oberbürgermeister 
Dirk Elbers (CDU) brachte die herr¬ 
schende Wohnungsbaupolitik in der 
nordrhein-westfälischen Landeshaupt¬ 
stadt auf den Punkt: „Wer nicht genug 
Geld habe, um in Düsseldorf wohnen 
zu können, könne ja ins niederrheini¬ 
sche Umland ziehen.“ So die Nachrich¬ 
ten des WDR am 10. September, etwa 
fünf Minuten nach 12. 

Christiane Schnura, viele Jahre Vertre¬ 
terin der DKP im Rathaus von Düs¬ 
seldorf-Eller: „In Düsseldorf werden 
innenstadtnahe Grundstücke umge¬ 
widmet: ehemaliges Gelände der Deut¬ 
schen Bahn wird französisches Viertel 4 , 
das ehemalige Land- und Amtsgericht 
entsteht als neues ,Schloss 4 , und aus 
dem Altenheim der Ordensschwes¬ 
tern der Töchter vom Heiligen Kreuze 
(Theresienhospital) wird die ,Schloss¬ 
ufer-Residenz Düsseldorf 4 . Hier ha¬ 
ben Leute, die ,nicht genug Geld ha¬ 
ben 4 , nichts zu suchen. Die DKP kri¬ 
tisiert: Hier wird Klassenkampf über 
die Wohnungspolitik ausgeführt. Flä¬ 
chennutzungspläne, Bebauungspläne 
und Baupläne dienen einem Vernich¬ 
tungsfeldzug gegen das Grundrecht 
auf Wohnen 44 

Die Gentrifizierung - die Aussonde¬ 
rung von weniger Wohlhabenden - ist 
eingeleitet. Dr. Gregor Bonin, Dezer¬ 
nent für Bauen und Planen, drückte 
das kürzlich in einer Monitor-Sendung 
etwas diplomatischer aus: „Qualität 
vor Quantität“. Diese Forderung ist 
etwas „irreführend“, denn Düsseldorf 
soll nach Vorstellungen der Immobili¬ 
enwirtschaft und der Stadtspitze auch 
quantitativ wachsen. 600 000 Einwoh¬ 


ner werden angestrebt. Aber nicht je¬ 
der ist willkommen. 

In „Le Quartier Central“ fangen die 
Mieten bei zehn Euro pro Quadratme¬ 
ter an. Der Schnitt liegt über 13 Euro 
in Düsseldorf bei Steigerungsraten bis 
20 Prozent. Etwa 30 000 neue Woh¬ 
nungen werden avisiert, aber nur 
15 000 werden realisiert. Das Reihen¬ 
haus kostet in fünf Jahren 65 000 Euro 
mehr und steht jetzt bei 365 000 Euro, 
das freistehende Einfamilienhaus bei 
650 000 Euro. 

Etwas teurer darf s beim ehemaligen 
Theresienhospital werden: Hier ent¬ 
stehen Wohnungen zwischen 45 und 
250 Quadratmetern. Als Design-Linien 
wurden „Classic Metropolitan“, „Pop 
Art“ und „Landart“ angeboten. Für 
Kaufinteressenten, die gar nicht alle 
bedient werden können, liegt der Preis 
zwischen 5000 und 13 000 Euro - pro 
Quadratmeter. Dafür ist dann auch ein 
Concierge-Service geplant, der sich um 
Chauffeur und Luxuslimousinen küm¬ 
mert. Die Preise galoppieren, die Im¬ 
mobilienhaie und Banken haben Blut 
geleckt. 

Die ideologische Flankierung der „Lu¬ 
xus-Ghettos für die Reichen“ geht so 
weit, dass sich die Wohnanlagen mit 
Namen wie „Heinrich-Heine-Gärten“ 
schmücken. Heine wäre eher um sei¬ 
nen Schlaf gebracht, wenn er an das 
neue Düsseldorf in der Nacht denken 
würde und dabei entdecken könnte, 
dass „sein“ Viertel mit Schranken, Vi¬ 
deokameras und Stahlzäunen in den 
Hecken vor dem Proletariat geschützt 
wird. 

Die andere Seite der Klassenfront: 
In NWR fehlen nach einer Studie 


des Pestel-Instituts etwa 1,2 Millio¬ 
nen Sozialwohnungen. Jährlich gibt es 
46 000 Sozialwohnungen weniger, da 
die Mietpreisbindung ausläuft. NRW- 
Bauminister Michael Groschek (SPD) 
kritisiert, dass Düsseldorf vorhandene 
Fördermittel beim Land nicht abrufe: 
nur 28 von 47 Millionen. Oberbürger¬ 
meister Elbers klagt dagegen markt¬ 
konform: „Seit Jahren beklagen In¬ 
vestoren, dass die bestehende Landes¬ 
förderung gerade in den Großstädten 
aufgrund der höheren Grundstücks¬ 
preise wirtschaftlich nicht auskömm¬ 
lich sei.“ Und durch die Hintertür be¬ 
dient Elbers die Gentrifizierer: „Im 
Übrigen denken wir in Düsseldorf im 
Umgang mit der wachsenden Stadt be¬ 
wusst regional. Menschen leben und 
arbeiten gerade in den Ballungsregi¬ 
onen nicht in starren Stadtgrenzen. In 
Düsseldorf zu arbeiten und in den um¬ 
liegenden Gemeinden zu wohnen, ist 
die gelebte Realität vieler Menschen.“ 
Christiane Schnura: „Bei allen wech¬ 
selseitigen Schuldzuweisungen blei¬ 
ben die CDU- und SPD-Politiker den 
kapitalistischen Verwertungsbedin¬ 
gungen im Wohnungsbau verhaftet. 
Bezahlbares Wohnen als Grundrecht 
für alle steht bei ihnen nicht auf der 
Agenda. Dazu müssten sie schon die 
Eigentumsfrage stellen. Die aber steht 
nicht im Programm.“ Die DKP in Düs¬ 
seldorf diskutiert, wie sie umfassender 
in die Kommunalpolitik eingreifen 
und die Kommunalwahl 2014 angehen 
kann. Schnura: „Heinrich Heine hät¬ 
te sicherlich nichts gegen eine ,Woh¬ 
nungsgenossenschaft Karl Marx 4 in 
Düsseldorf!“ 

Uwe Koopmann 


Anspruch in der Frage des einheitli¬ 
chen gesetzlichen Mindestlohns ge¬ 
recht zu werden. 

Über 70 Prozent der Bürgerinnen in 
Deutschland sind für die Einführung 
eines gesetzlichen Mindestlohns. Das 
wird von „der Politik“ ignoriert. Die 
Delegierten der Arbeiterinnentage 
2012 in Potsdamm versprachen ihrem 
Bundesvorstand: „Bei der Umsetzung 
der Mindestlohnkampagne kann der 
Bundesvorstand auf die tatkräftige 
und aktive Unterstützung des Bun¬ 
desarbeiterinnenausschusses und der 
Arbeiterinnenausschüsse in den Lan¬ 
desbezirken und Bezirken bauen. Wir 
stehen bereit, die Kampagne konzep¬ 
tionell und inhaltlich zu begleiten, um 
sie so zum notwendigen Erfolg zu füh¬ 
ren“. 

Seit den 80er Jahren des vergange¬ 
nen Jahrhunderts sind die Reallöhne 
in unserem Land deutlich hinter der 
Produktivitätsentwicklung zurückge¬ 
blieben. Der Anteil der Einkommen 
aus unselbstständiger Arbeit am Volks¬ 
einkommen sind permanent rückläu¬ 
fig, während der Anteil der Kapitalein¬ 
kommen steigt. Aber auch unter den 
abhängig Beschäftigten selbst, haben 
die Lohnunterschiede zugenommen. 
Vor allem ist die Zahl derer, die im 
Niedriglohnbereich arbeiten, explosi¬ 
onsartig gestiegen. 

Der von Merkel immer und immer wie¬ 
der gepriesene Zuwachs an Arbeits¬ 
plätzen geht so gut wie ausschließlich 
auf die drastische Zunahme der Bil- 
ligstjobs zurück. Seit den 90er Jahren 
wurden Beschäftigungsverhältnisse 
befristet, Leiharbeit verallgemeinert, 
sozial und tariflich nur unzureichend 
geschützte Mini- und Midijobs gesell¬ 
schaftlich hoffähig gemacht. 

Aber erinnern wir uns: Noch der 17. 
DGB-Bundeskongress im Jahr 2002 
wehrte die Forderung von ver. di und 
der IG BAU nach Einführung eines 
gesetzlichen Mindestlohns mehrheit¬ 
lich ab. Die Mehrzahl der Gewerk¬ 
schaften argumentierte auf dem DGB- 
Kongress, Löhne und Gehälter müss¬ 
ten in Tarifverträgen geregelt werden 
und ein gesetzlicher Mindestlohn stel¬ 
le einen Eingriff in die Tarifautonomie 
dar. Wortführerin dieser Sichtweise 
war die IG Metall, deren Vertreter zur 
Begründung dieser Position u.a. aus¬ 
führten, der damals von der NGG (für 
eine Vollzeitbeschäftigung) geforder¬ 
te Mindestlohn von 1 500 Euro brutto 
läge über einigen Tarifen im Metall¬ 
handwerk. 

Dabei sind gesetzliche Mindestlöh¬ 
ne nichts Extravagantes. In 18 der 25 
EU-Mitgliedstaaten gibt es einen ge¬ 
setzlichen Mindestlohn, die BRD ge¬ 
hört aber zu den unrühmlichen Aus¬ 
nahmen. Die Charta der Grundrechte 
der Arbeitnehmer von 1989, auch von 


der BRD ratifiziert, fordert das „Recht 
auf ein angemessenes Entgelt 44 . Von 
der Einhaltung dieses Rechtes ent¬ 
fernt sich die Realitiät in der Bundes¬ 
republik ständig. Beispielsweise wird 
mit dem Einsatz von polnischen und 
rumänischen Werkvertragsarbeiterin¬ 
nen, deren Entlohnung sich an den 
Mindestlöhnen ihrer Heimatländern 
orientiert, dieses Recht hunderttau¬ 
sendfach gebrochen. 

Noch 1993 forderte die EU-Kommissi- 
on die Mitgliedstaaten auf, „geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen um sicher¬ 
zustellen, dass das Recht auf ein an¬ 
gemessenes Arbeitsentgelt geschützt 
wird“. Erste Zielmarke sollten 50 Pro¬ 
zent des nationalen Durchschnitts¬ 
lohns sein. Warum wuchern die DGB- 
Gewerkschaften in ihrer Propaganda 
zur Durchsetzung eines gesetzlichen 
Mindestlohnes eigentlich nicht mit 
diesem Pfund? 

Die ver.di-Kampagne für die Einfüh¬ 
rung eines gesetzlichen Mindestlohns 
verdient unsere volle Unterstützung. 
Kritisch angemerkt muss dennoch 
werden, dass ver.di dem Thema Ar¬ 
beitslosigkeit und Arbeitszeitverkür¬ 
zung einmal mehr ausweicht. Die ver. 
di-Kampagne für den Mindestlohn 
konzentriert sich darauf, in einem be¬ 
stimmten Segment des Arbeitsmarkts, 
nämlich bei den Vollzeitbeschäftig¬ 
ten, einen Damm einzuziehen. Deren 
Löhne können dem Erosionsdruck der 
Massenarbeitslosigkeit auf Dauer aber 
nicht standhalten. 

Im Vorfeld der Bundestagswahl im 
September 2013 plant ver.di, sich mit 
noch weiteren Massenaktivitäten Ge¬ 
hör zu verschaffen. Das ist für eine 
bundesrepublikanische Gewerkschaft 
keine Selbstverständlichkeit. Es bleibt 
bedauerlich, dass ver.di „seine“ Forde¬ 
rungen nicht im Verbund mit den an¬ 
deren DGB-Gewerkschaften, sondern 
allein bzw. zusammen mit außerge¬ 
werkschaftlichen Bündnispartnern in 
die gesellschaftliche Debatte einbringt. 
Das Bündnis Um“fair“teilen ist zum 
Beispiel der Verbund von Gewerk¬ 
schaften, ATTAC, Wohlfahrtsverbän¬ 
den, Jugendorganisationen, Migran¬ 
tenvereinen und kirchlichen Verbän¬ 
den. Auch die Partei „Die Linke“, die 
Grünen und die DKP unterstützen die 
Aktionen und die SPD versucht auch, 
sich irgendwie einzuklinken. Ziel des 
Bündnisses ist die Wiedereinführung 
der Vermögensteuer und eine einma¬ 
lige Vermögensabgabe der Reichen. 
Mit der Kampagne „Gerecht geht an¬ 
ders“ sollen ebenfalls im Vorfeld der 
Bundestagswahlen die Themen pre¬ 
käre Beschäftigung, Altersarmut, Ver¬ 
teilungsgerechtigkeit und Eurokrise in 
die gesellschaftliche Debatte getragen 
werden. Friedberg Dietmann 
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Der Ausverkauf 

Bemerkungen zur Demontage des Rentensystems 


D as Geld lag auf der Straße. So 
schien es. Am 6. März 2000 war 
die Telekom-Aktie auf sagenhaf¬ 
te 104 Euro geklettert. Myriaden von 
Kleinsparern plünderten ihre Konten, 
um beim Großen Zocken mitzuma¬ 
chen. Börsenmeldungen bekamen eine 
Attraktivität, die zuvor allenfalls der 
„Kicker“ erreichte. Auch die Bundes¬ 
regierung hatte sich entschlossen beim 
großen Spiel mitzumachen. Allerdings 
nicht mit eigenem Geld. 

Was waren schon die mageren Zin¬ 
sen auf „Omas Sparbuch“ gegen die 
traumhaften Renditen, welche die 
Hochglanzbroschüren der neuen „Fi¬ 
nanzprodukte“ versprachen? Norbert 
Blüms „Die Rente ist sicher“ wurde 
zum Brüller der Nation. Auf, ins Casi¬ 
no! Kohle machen war angesagt. Auch 
bei der Altersversorgung. Und die 
Herren Schröder, Riester, Rürup und 
Maschmeyer standen für Kohle ma¬ 
chen. Allerdings für ihre eigene. 

Die Aktion hat sich gelohnt. In etwas 
unterschiedlicher Weise. Während be¬ 
sagte Herren ein auskömmliches Plätz¬ 
chen gefunden haben, das Casino mit 
künstlichen Infusionen der Zentral¬ 
banken und Steuerzahler notfallver¬ 
sorgt wird, findet selbst eine stählerne 
CDU-Ministerin, dramatische Worte 
bei der Beschreibung künftiger Alters¬ 
armut. Der Hochglanz ist dahin. 

Was nun beobachtet werden darf, ist 
das grandiose Scheitern der Kapitali¬ 
sierung der Sozialsysteme vor allem 
der Alterssicherung, die unter dem 
Schreckgespenst der Demographie 
vor allem von der deutschen Sozial¬ 
demokratie vorangetrieben wurde. 
Wieder einmal, um den Herren des 
großen Geldes gefällig zu sein, unter 
konsequenter Ignoranz der Interessen 
der eigenen Mitglieder- und Anhän¬ 
gerschaft. Die Namen der „Gewerk¬ 
schafter“ Riester und Hartz dürfen sich 
den Ruhm teilen, Synonym für zwei 
der größten Massenzwangsenteignun¬ 
gen der Nachkriegsgeschichte zu sein. 
Nach der Treuhand versteht sich. 

Mit dieser Vergangenheit war es für 
SPD-Chef Gabriel nicht gerade leicht, 
den veritablen Vorstoß Frau von der 
Feyens zu kontern. Denn diese Ver¬ 
gangenheit bleibt - für beide - auch 
Gegenwart und Zukunft. Wie der „Zu¬ 
kunfts-Kongress“ der SPD auch dem 
letzten Hoffenden beigebracht haben 
müsste. 

Die Wiedergeburt der 
Bevölkerungspolitik aus dem 
Geiste des Neoliberalismus 

Etwas Hintergrund. Was heute in der 
griechischen Umschreibung Demo¬ 
graphie so nüchtern statistisch daher 
kommt, ist als Herrschafts-Instrument 
so alt wie der Kapitalismus und älter. 
In einer profitmaximierenden, waren¬ 
produzierenden Gesellschaft hat die 
ausreichend sichere Bereitstellung der 
Ware Arbeitskraft, inklusive der ent¬ 
sprechenden Reservearmee, eine ähn¬ 
lich herausragende Bedeutung wie die 
von Energie und Rohstoffen. Eine Pro¬ 
blemstellung an der schon das Römi¬ 
sche Imperium scheiterte. 

Der Feudalismus, als die Bevölkerungs¬ 
theoretischen Vorstellungen der katho¬ 
lischen Kirche noch unmittelbar (tödli¬ 
che) gesellschaftliche Wirkung entfal¬ 
tete, sei einmal übersprungen. Mit dem 
angelikanischen Pfarrer Thomas Robert 
Malthus beginnt die Bevölkerungsdis¬ 
kussion der klassischen Nationalökono¬ 
mie. In seinem „Essay on the Princip- 
le of Population“ hatte er 1798 eine Art 
mathematisch fundiertes Überbevölke¬ 
rungsaxiom aufgestellt. Aufgrund der 
von ihm postulierten Diskrepanz eines 
geometrischen Wachstums der Mensch¬ 
heit zu seinen nur arithmetrisch wach¬ 
senden Lebensmitteln lasse sich ein 
Gleichgewicht nur durch Verhungern 
u.ä. der überschüssigen Geborenen wie¬ 
der herstellen. „Die der Bevölkerung in¬ 
härente Tendenz, sich über die disponib¬ 
len Subsistenzmittel hinaus zu vermeh¬ 
ren,“ kritisierte Engels schon 1844, wird 
so zur „Ursache alles Elends, alles Las¬ 
ters.“ (MEW1/518). Die moderne Bevöl¬ 
kerungstheorie hatte ihre antihumanis¬ 


tische Grunddisposition von Anfang an 
mit „neutraler, wissenschaftlicher“ Ma¬ 
thematik plausibel zu machen versucht. 
Bekanntlich lässt sich (wofür die Ma¬ 
thematik nichts kann) auf diese Weise 
(fast) alles beweisen. Es kommt nur auf 
die entsprechenden Annahmen an. 
Malthus 4 eher naturrechtliche Argu¬ 
mentation wurde zu Beginn der Her¬ 
ausbildung des Imperialismus vom Auf¬ 
schwung des Biologismus verdrängt. 
Insbesondere der deutsche Faschismus 
radikalisierte Elemente des populären 
Sozialdarwinismus (Herbert Spencer, 
Ernst Haeckel) bis hin zur „national¬ 
sozialistischen Rassenhygiene“, zur Tö¬ 
tung „lebensunwerten Lebens“, zur Er¬ 
oberung des „Lebensraums im Osten“ 
und zur „Endlösung der Judenfrage“. 
Nach diesen „Erfolgen“ der Volks¬ 
körpertheoretiker vom Schlage eines 
Otmar Freiherr 
von Verschuer 
war nach 1945 
erst einmal Sen¬ 
depause. Selbst 
der Neomalthu¬ 
sianismus des 
Club of Rome, 

1972, konnte die 
kontaminierte 
Bevölkerungs¬ 
theorie nicht 
wirklich rehabi¬ 
litieren. 

Erlösung kam 
mit dem ideo¬ 
logischen Be¬ 
freiungsschlag 
des deutschen 
Imperialismus 
im Zuge der 
Reconquista 
1989. Die bür¬ 
gerlichen Eli¬ 
ten schoben die 
Schuld für ihren 
zweiten bluti¬ 
gen Kampf um 
die Weltmacht, zweckdienlich auf die 
„Endlösung“ reduziert, mit gewalti¬ 
gem medialen Krawall, dem „Wahn“ 
des „böhmischen Gefreiten“ in die 
Schuhe. Zur gesellschaftlichen Wirk¬ 
mächtigkeit verhalten den nun als Al¬ 
terspyramidenmaler reüssierenden 
Untergangspropheten allerdings erst 
die deutsche Sozialdemokratie, als sie 
die Zugeständnisse des preußischen 
Junkers Bismarck, für welche die Ge¬ 
nossinnen und Genossen seinerzeit 
während der 12 Jahre unter den „So¬ 
zialistengesetzen“ in die Gefängnisse 
gingen, bedenkenlos den Maschmeyers 
in den Rachen warf. Mit dem Schwung 
dieses ideologischen Roll-Backs konn¬ 
te der Sozialdemokrat Thilo Sarrazin 
sogar den rassistischen Sozialchauvi¬ 
nismus publikumswirksam reanimie¬ 
ren. 

Demographie vs. 

Produktivität Urnenform 

Seit Malthus haben es die Bevölke¬ 
rungstheoretiker mit der Panik. Zuerst 
vor den unnützen Essern, dann vor den 
parasitären Rassen und nun vor den 
parasitären Rentnern. In gewisser Wei¬ 
se eine Kombination aus den beiden 
ersten Fällen. Wie leicht zu erkennen 
ist, leidet die Welt, und insbesondere 
die Bundesrepublik, nicht unter einer 
mangelnden produktionstechnischen 
Fähigkeit, den Menschen ein aus¬ 
kömmliches Dasein zu ermöglichen. 
Das genaue Gegenteil ist der Fall. Das 
alles überragende Problem heißt: Wo¬ 
hin mit den Waren? Und: Wohin mit 
dem Kapital? Und das bei einer Ex¬ 
portquote von über 50 Prozent und ei¬ 
nem Außenhandelsbilanzplus von fast 
zehn Prozent. Dazu kommen die fehl¬ 
genutzten Potentiale einer gewaltigen, 
überflüssigen Luxus-, Nonsens- und 
vor allen Dingen einer destruktiven 
Kriegsproduktion. Ginge es tatsächlich 
darum, allen Menschen ein würdiges 
Dasein zusichern, wäre dies für die per¬ 
sonellen wie industriellen Ressourcen 
der Bundesrepublik ein leichtes. 

Da die aktuelle Lage, selbst unter der 
kapitalistischen Anarchie, für Unter¬ 
versorgungspanik wenig bietet, wird 


die Zukunft bemüht. In der Zukunft ist 
alles möglich. Je weiter entfernt umso 
mehr. Beliebt ist daher das Jahr 2050. 
Dort drohe uns die „Urnenform“. In 
den omnipräsenten „Alterspyrami¬ 
den“ legt sich die immer breiter aus¬ 
wabernde Rentnerschicht erstickend 
schwer auf die immer schwächlicher 
nachwachsenden produktiven Jahr¬ 
gänge. Urnenform, klar. 

Natürlich weiß niemand, was 2050 
sein wird. Ausgenommen jene Spezi¬ 
es „moderner Kaffeesatzleser“ (Gerd 
Bosbach), welche die Vergangenheit 
schlankweg in die Zukunft extrapo¬ 
lieren und das als exakte Wissenschaft 
verkaufen. Seltsamerweise hat sich bei 
den Gierschs, Rürups, Börsch-Supans, 
Miegels, Raffelhüschens usw. die Nei¬ 
gung ihres Ahnherren gehalten, die 
Produktivitätsentwicklung der Ge¬ 


sellschaft entweder wenig oder gleich 
gar nicht zu beachten. Denn wenn man 
schon einmal beim extrapolieren ist, 
warum dann nicht auch die wachsende 
Fähigkeit Waren und Dienstleistungen 
bereit zu stellen. Und hier sieht es, in¬ 
mitten der Tristesse, erfreulich gut aus. 
Die OECD weist für die Bundesrepub¬ 
lik für den Zeitraum von 1990 bis 2011 
einen Zuwachs der Arbeitsproduktivi¬ 
tät von 37 Prozent aus. Das schlägt jede 
Demographieentwicklung um Längen. 
Und da das auch in der Vergangenheit 
so war, ist genau das auch der wesent¬ 
liche Grund, warum die Bevölkerungs¬ 
theoretiker seit Malthus so jämmerlich 
daneben lagen und liegen. 

Hunger und Elend 

Natürlich gibt es Hunger, Armut und 
Verzweiflung auf der Welt. Das Elend 
nimmt, bei steigendem BIP, immer 
mehr zu statt ab. Auch in Deutsch¬ 
land. Aber genau so richtig ist auch: 
Es war noch nie so unnötig. Die not¬ 
wendige Arbeitsproduktivität, um die 
Not zu überwinden, ist locker vorhan¬ 
den. Die Frage ist allerdings: Wer kann 
das Wachstum auf seinem Konto ver¬ 
buchen? Schaut man sich die Lohn¬ 
entwicklung der letzten zwanzig Jahre 
ebenfalls an, so muss man feststellen: 
Hier ist es nicht. Betrachtet man jene 
Menschen, die in dem rapide wach¬ 
senden „Niedriglohnsektor 44 arbeiten 
müssen, den geschaffen zu haben, die 
Herren Schröder, Riester, Steinmei¬ 
er, Steinbrück und Gabriel bis heute 
so stolz sind, so haben sie ihren (be¬ 
trächtlichen) Beitrag zur Produktivi¬ 
tätsentwicklung auch noch mit massi¬ 
ven Lohnverlusten bezahlt. Damit ist 
natürlich kein Sozial- und Rentensys¬ 
tem finanzierbar. 

Die alles überragenden Prinzipien des 
Kapitalismus sind bekanntlich die Ma¬ 
ximierung des Profits und der Kapital¬ 
akkumulation. Wenn bei der Verfol¬ 
gung dieser Prinzipien gleichzeitig eine 
hinreichende Versorgung der Bevölke¬ 
rung heraus kommt, soll das recht sein. 
Muss es aber nicht. Hunger und Elend 
gehörten zum Kapitalismus wie der 


Ministrant zum Pfarrer. Und sie gehö¬ 
ren es wieder. 

Seit Bismarck erfuhr dieses Prinzip 
eine gewisse Modifikation. Es gab, sa¬ 
gen wir, einen gewissen Respekt vor 
der erstarkenden Sozialdemokratie. 
Dieser Respekt wandelte sich nach 
1917 in eine derartige Angst, dass der 
Kapitalismus zwar nicht alle Hoffnun¬ 
gen, aber doch einen beträchtlichen 
Teil seiner Profite fahren, und so das 
alte sozialdemokratische Märchen von 
der Reformfähigkeit des Kapitalismus 
auf wundersame Weise Wirklichkeit 
werden ließ. 

Der Umstand, dass die arbeitenden 
Menschen hierzulande über ein Sys¬ 
tem sozialer Absicherung verfügen, ist 
genau dieser „Modifikation“ geschul¬ 
det. Insbesondere die Rentenreformen 
1957 und 1972, (hier war der Begriff 


Reform noch nicht zur marktradikalen 
PR degeneriert) paritätisch umlagefi¬ 
nanzierte, bruttolohnbezogene Rente, 
flexible Altersgrenze auch für Selbst¬ 
ständige und Hausfrauen, waren typi¬ 
sche Schaufensterprodukte des Front¬ 
staates BRD. 

Nach 1989 war es dann mit der Angst 
endgültig vorbei und seither gilt: Zu¬ 
rück vor Bismarck. Zunächst noch be¬ 
dächtig. Die Kohl-Regierung pflegt ge¬ 
wisse Rücksichtsnahmen auf blühende 
Landschaftsträume, EU-Euphorie und 
die Reflexe der SPD-dominierten Ge¬ 
werkschaften. Über die nettolohnbe- 
zogene Rente und das Regeleintritts¬ 
alter von 65 Jahren kam Norbert Blüm 
kaum hinaus. Den Systembruch schafft 
erst Rosa-Oliv. 

Eine Gesellschaft 
kann nicht sparen 

Seither steht das paritätisch finanzier¬ 
te Umlage verfahren auf der Abschuss¬ 
liste. Sicherlich, da wäre mit der Be¬ 
seitigung von Inkonsequenzen wie die 
Gutverdiener-schonende Beitragsbe¬ 
messungsgrenze und der Einbeziehung 
weiterer gesellschaftlicher Gruppen 
durchaus Luft nach oben gewesen. 
Nur, es ging den Herren Schröder und 
Riester nicht um Reform sondern um 
Demontage. 

Die Demographie hatte die Alten als 
Schuldige markiert. Die immer älteren 
Alten drohten die immer weniger wer¬ 
denden Jungen zu erdrücken. Dem sei 
mit der vorgestrigen Bismarck-Rente 
nicht mehr beizukommen. Statt den 
Jungen auf den Taschen zu liegen, soll¬ 
te die Alten, wenn sie denn schon un¬ 
bedingt so lange leben müssen, gefäl¬ 
ligst „private Vorsorge“ treffen. 

An diesem Punkt stellt sich allerdings 
die Frage: Wie soll das gehen? Wie 
selbst der bürgerlichen Volkswirtschaft 
Mitte des letzten Jh. aufgefallen war: 
Eine Gesellschaft kann nicht sparen. 
Alle Leistungen müssen immer und 
zu allen Zeiten vom arbeitsfähigen 
Teil der Gesellschaft erbracht werden. 
Alle Generationen durchlaufen den 
Lebenszyklus Ausbildung - Berufstä¬ 
tigkeit - Altersruhe. Insofern herrscht 


hier auch „Generationengerechtig¬ 
keit“. (Was man von der sozialen Ge¬ 
rechtigkeit natürlich nicht sagen kann). 
Die „private Vorsorge“ kann der künf¬ 
tigen arbeitenden Generation ihren 
Part nicht ersparen, was sie allenfalls 
kann (außer die Taschen der Finanz¬ 
haie zu füllen), ist, und zwar sehr un¬ 
gleich, papierene Leistungsansprüche 
zu akkumulieren. Leistungsansprü¬ 
che - an wen wohl. 

Willkommen in der 
Schröder-Blair-Moderne 

Solche performancefeindliche Gedan¬ 
ken lagen den Agenda-Helden natür¬ 
lich fern. Der „Kanzler der Bosse“, und 
nicht nur er, wollte in der Blair-Mo¬ 
derne ankommen. Und da galt: Privat 
statt paritätisch, kapitalgedeckt statt 
umlagefinanziert, beim chicen Invest¬ 
mentberater statt beim linoleumöden 
Staatsbetrieb. Alles unter der Parole: 
Runter mit den Lohnnebenkosten! 
Dass „Lohnnebenkosten“ Lohnkos¬ 
ten, also Löhne sind, war vielleicht 
nicht jedem Parteitagsaktivisten klar, 
aber zumindest den Herren Schröder: 
„Wir haben einen der besten Niedrig¬ 
lohnsektoren aufgebaut, den es in Eu¬ 
ropa gibt “(Davos 2005) 

Damit die Sause ans Laufen kam, 
mussten einige Zusatzbedingungen 
geschaffen werden. Steuerfreiheit der 
Beiträge, Staatssponsoring von ca. zwei 
Mrd. Euro pro Jahr, sukzessive Absen¬ 
kung des Rentenniveaus auf 43 Pro¬ 
zent. Im Klartext: Rentenkürzung um 
ein Fünftel. Im Gegenzug sorgte Herr 
Müntefering für eine Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit auf 67 Jahre. Was in 
der Regel auf eine Rentenkürzung 
um zehn Prozent hinaus läuft. Dazu 
kommt die Ersparnis bei den „Lohn¬ 
nebenkosten“ von einer Milliarde pro 
Beitragszehntelprozentpunkt (Leyen). 
Inklusive der Eichelschen Steuerrefor¬ 
men - man kann nicht behaupten, dass 
sich das temporäre Einwechseln der 
Schröder-Truppe für das große Geld 
nicht gelohnt hätte. 

Inzwischen hat die Krise klargemacht, 
dass der Blasezyklus ein etwas kurzer 
Zeitraum für die Alterssicherung ist. 
So mancher „Riesterer“ hat mittler¬ 
weile entdeckt, dass das Wort „profit¬ 
orientiert“ keine Werbe-Floskel ist. 
Und dass das ganze schöne Vorhaben 
sinnlos wird (zumindest für den Spa¬ 
rer), wenn am Ende ohnehin die Stüt¬ 
ze steht. Laut Financial TimesDeutsch- 
land lag die Netto-Zahl der Rister- 
Rentenabschlüsse trotz aller Werbung 
(auch des DGB, bis heute) im zweiten 
Quartal 2012 bei plus 2 000. Da kann 
man getrost von einem Zusammen¬ 
bruch reden. 

Selbstverständlich steht bei allen vier 
regierungszugelassenen Parteien eine 
Rückkehr vor Riester außerhalb der 
Diskussion. Sowohl bei Frau von der 
Leyens „Zuschuss-Rente“ wie bei 
Herrn Gabriels „Solidar-Rente“ geht 
es im Kern um den Versuch die Priva¬ 
tisierung und die Absenkung des Ren¬ 
tenniveaus zu retten, aber ihre drasti¬ 
schen Folgen mit einem PR-Placebo 
von 850 Euro, sozial- und standortver¬ 
träglich in die Staatskasse zu entsor¬ 
gen. Die Frage ist allenfalls, wer mit 
seinem Luftballon das größere Aufse¬ 
hen erregt. Wie es aussieht hält sich die 
Begeisterung für Beide in Grenzen. 
Der Effekt der Schröder-Jahre kann 
kaum überschätzt werden. Die struk¬ 
turelle Absenkung der Kosten für die 
Ware Arbeitskraft, die Marginalisierung 
der gewerkschaftlichen Kampffähigkeit 
sowie die ideologische Unterwerfung 
unter die Vorgaben der Demographie 
wie auch der Standortlogik hat giganti¬ 
sche Profite und die Eroberung globaler, 
aber vor allem der europäischen Märkte 
möglich gemacht. Die „wohlfeilen Prei¬ 
se“ haben alles in Grund und Boden kon¬ 
kurriert. Diesen „Erfolg“ von gestern 
möchte die SPD-“Troika“ auch heute 
wieder in politischen Glanz ummünzen. 
Leider hat diese Taktik einen Haken. 
Sie lässt sich nicht wiederholen. Man 
kann Euroland nur einmal ruinieren. 

Klaus Wagener 
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110529 gegen die Bayer-CO-Pipeline 


Anhaltend breiter Protest gegen das Giftgas-Rohr am Rhein 


Den Verkehrsbetrieben Westfalen Süd 
(VWS) droht die Pleite. Die Geschich¬ 
te der VWS der letzten 10 Jahre ist 
ein Lehrstück darüber, wie ein funk¬ 
tionierendes Unternehmen nach dem 
neoliberalen Motto „Privat vor Staat“ 
durch sogenannte „Heuschrecken“ aus¬ 
geplündert und ausgeschlachtet wird. 
Trotz heftiger Proteste der Belegschaft 
und aus der Bevölkerung wurde von 
den Landräten Paul Breuer (Kreis Sie¬ 
gen-Wittgenstein) und Frank Becke¬ 
hoff (Kreis Olpe) vor etwa 10 Jahren 
die Privatisierung der VWS zielstrebig 
angegangen. Die VWS wurden privaten 
Investoren zum Kauf angeboten. 

Zu diesem Zeitpunkt betrugen die li¬ 
quiden Finanzmittel des Unterneh¬ 
mens 8 Mio. Euro. Zusammen mit dem 
Sachvermögen (Fahrzeuge, Immobili¬ 
en, Grundstücke usw.) lag der Wert des 
Unternehmens bei annähernd 20 Mio. 
Euro. 

2004 wollte die Hamburger Hochbahn, 
im Verbund mit dem Bus-Unternehmer 
Ochsenbrücher aus dem benachbarten 
Bergischen Land, für nur 2,6 Mio. Euro 
die VWS übernehmen. 2005 erhielten 
nach einigem Hin und Her die Bonner 
Stadtwerke (SWB) den Zuschlag zum 
Schleuderpreis von 3,3 Mio. Euro. 

Das war allerdings nur ein kurzes In¬ 
termezzo. Bereits 2009 wurden die 
VWS zum Preis von 4,6 Mio. Euro an 
den weltweit agierenden französischen 
Verkehrskonzern Transdev (Betreiber 
der Pariser Metro) weitergereicht. Die 
„Filetstücke“ der VWS waren zu die¬ 
sem Zeitpunkt bereits ausgeschlachtet, 
die Wagenhallen in Buschhütten und 
Büchergrund und andere Immobilien 
verkauft und die Erlöse eingesackt. 
Die Belegschaft war mit Verschlechte¬ 
rung der Arbeitsbedingungen, Abstri¬ 
che bei der Entlohnung und unsicheren 
Arbeitsplätzen konfrontiert. Die Be¬ 
nutzer des ÖPNV mussten Anhebung 
der Fahrpreise und vor allem enorme 
Verschlechterungen bei Service und 
Leistungen hinnehmen. Die Situation 
spitzte sich 2010 durch Änderungen 
und Ausdünnung bei den Strecken, 
Linien, Haltestellen und Fahrzeiten 
drastisch zu. Bei Schüler- und Studie¬ 
rendenverkehr herrschten besonders 
skandalöse Zustände. In zahlreichen 
Leserbriefen wurden die Missstände 
angeprangert und Transdev totales Ver¬ 
sagen bescheinigt. 

Vor einigen Wochen wurde bekannt, 
dass sich für die VWS und für die zir¬ 
ka 200 Beschäftigten ein erneuter Ei¬ 
gentümerwechsel anbahnt. Im Juli 2012 
war der Verkauf der VWS an die „Wern- 
Croup“ mit Sitz in Siegen perfekt. 
Wenige Wochen nach Übernahme ver¬ 
weisen die neuen Eigentümer darauf, 
dass Wirtschaftlichkeit nur erreicht 
wird, wenn man im Rahmen der dem¬ 
nächst anstehenden Ausschreibungen 
durch den Zweckverband Westfalen 
Süd, den Zuschlag für alle fünf Lini¬ 
enbündel komplett erhält. Ansonsten 
drohe die Insolvenz. Gefahr droht auch 
von anderer Seite: Von den 120 Bus¬ 
sen der VWS sind die Hälfte reparati¬ 
onsbedürftig bis marode. Es herrscht 
inzwischen ein dramatischer Investiti¬ 
onsstau. 

Es ist offensichtlich: „Privat vor Staat“ 
hat auch im Öffentlichen Personennah¬ 
verkehr versagt. Vor allem die Landrä¬ 
te der Kreise Siegen-Wittgenstein und 
Olpe müssen den vor 10 Jahren einge¬ 
schlagenen Irrweg der Privatisierung 
sofort verlassen. Politik und Verwal¬ 
tung müssen kurzfristig ein Konzept 
zur Rückführung der VWS in kommu¬ 
nales Eigentum erarbeiten. 

Wir fordern die Re-Kommunalisie- 
rung (Rückführung) der VWS und 
unterstreichen unsere grundsätzliche 
Haltung: Wir wenden uns gegen jeg¬ 
liche Privatisierung von öffentlichem 
Eigentums. 

Öffentliches Eigentum ist ein wichti¬ 
ges Instrument zur Daseinsvorsorge 
der Menschen. 

Privatisierung von öffentlichem Eigen¬ 
tum ist Enteignung der Bevölkerung. 
Wir fordern die Re-Kommunalisierung 
ehemaliger kommunaler Betriebe und 
Unternehmen. 

(Aus: Siegen konkret, Zeitung der DKP Siegen; 

redaktionell gekürzt) 


110 529 Bürger hatten schon vor einem 
Jahr - bis zum 19. September 2011 - 
ihren Protest gegen die Kohlenmono¬ 
xid-Leitung zwischen Dormagen und 
Uerdingen mit ihrer Unterschrift aus¬ 
gedrückt. Das war ein gewaltiger po¬ 
litischer Protest gegen die Pläne des 
Chemie-Konzerns Bayer, der aber kei¬ 
ne juristischen Eingriffsmöglichkeiten 
beinhaltete, denn „frühere, zum Teil 
gravierende Änderungen hat die Be¬ 
zirksregierung Düsseldorf ohne Öf¬ 
fentlichkeitsbeteiligung genehmigt.“ 
Die Initiative „Stopp-CO-Pipeline“ 
sieht jetzt eine neue Chance zur Bür¬ 
gerbeteiligung, weil die Bezirksregie¬ 
rung Düsseldorf nun ein Planände¬ 
rungsverfahren durchführt, an dem 
auch die Öffentlichkeit beteiligt wird. 
Hunderte Bürger haben bis jetzt in den 
Städten entlang der Trasse am Rhein an 
Informations- und Protestveranstaltun¬ 
gen teilgenommen. 

Jeder Bürger kann bei der Bezirksre¬ 
gierung Düsseldorf (Postfach 30 08 65, 
40408 Düsseldorf) schriftlich (nicht 


Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) warnt davor, dass immer weni¬ 
ger Arbeitslose von der Arbeitslosen¬ 
versicherung (SGB III) betreut wer¬ 
den. „Wer heute arbeitslos wird, erhält 
immer seltener Leistungen aus der ge¬ 
setzlichen Arbeitslosenversicherung.“ 
Etwa 70 Prozent der Arbeitslosen fal¬ 
len in das Hartz-IV-System. Das sind 
2,1 Millionen Menschen (ohne Arbeits¬ 
lose in Weiterbildung). 

Viele Arbeitslose erhalten kein Ar¬ 
beitslosengeld, weil sie in den letzten 
zwei Jahren nicht mindestens zwölf 
Monate beitragspflichtig beschäftigt 
waren. Ein wachsender Niedriglohn¬ 
sektor, ausufernde Befristungen und 
immer kürzere Beschäftigungszeiten 
seien die Ursachen für diese Entwick¬ 
lung. So kämen prekär Beschäftigte, 
kurzfristig Erwerbstätige und Leihar¬ 
beitsbeschäftigte gar nicht erst in den 
Schutz der Versicherung, so der DGB. 
Ihnen würde es kaum gelingen, inner¬ 
halb der Frist von 24 Monaten einen 


per E-Mail!) Einwendungen erheben. 
Dabei ist der Wohnort des Einwenders 
unerheblich. Angeben muss er: Name, 
Vorname, Straße, Hausnummer, Post¬ 
leitzahl und Ortsangabe. Dazu die ei¬ 
genhändige Unterschrift mit Datum. 
Alles muss sauber lesbar sein; sonst 
wird aussortiert. Einwendungen, die bis 
zum 5. Oktober bei der Bezirksregie¬ 
rung eingehen, werden berücksichtigt. 
Der Einwender bekommt also „recht¬ 
liches Gehör“. Wer diese Voraussetzun¬ 
gen erfüllt, kann an dem Erörterungs¬ 
termin teilnehmen und sogar gegen die 
Planänderungen klagen. 

In akribischer Kleinarbeit haben vie¬ 
le Mitglieder der Initiativen unter¬ 
sucht, ob Bayer die Planvorgaben ein¬ 
hält. Ergebnis: „Geschummelt“ wurde 
über und unter der Erde. Fazit: Wenn 
die Leitung Leck schlägt, kann es die 
größte Katastrophe geben, die durch 
Giftgas möglich ist. 

Auch die DKP hat „ihren“ Strecken¬ 
abschnitt, der durch Düsseldorf führt, 
regelmäßig inspiziert. Dreimal wurde 


Versicherungsschutz aufzubauen; ob¬ 
wohl sie in der Regel Beiträge zur Ver¬ 
sicherung gezahlt hätten. 

Zugleich sei das Arbeitslosengeld nicht 
immer bedarfsdeckend. Seine Höhe 
liegt bei durchschnittlich 825 Euro im 
Monat. Die Folge ist, dass rund 10 Pro¬ 
zent aller Empfänger von Arbeitslosen¬ 
geld auf ergänzende Hartz-IV-Leistun- 
gen angewiesen sind, um ihren Lebens¬ 
unterhalt zu decken. 

Der DGB will, dass der Schutzbereich 
der Arbeitslosenversicherung vergrö¬ 
ßert wird, damit weniger Menschen auf 
Hartz-IV-Leistungen angewiesen sind. 
Besonders prekär und kurzfristig Be¬ 
schäftigte sollen besser geschützt wer¬ 
den. Und Arbeitslose sollen wirksamer 
bei der Eingliederung in den Arbeits¬ 
markt unterstützt werden. 

Der DGB schlägt deshalb zwei sofort 
umsetzbare Maßnahmen vor: 

1. Die Frist von zwei Jahren, innerhalb 
der ein Anspruch auf Arbeitslosenver¬ 
sicherung aufgebaut werden kann, soll 


die Pipeline nicht auf der „Linie“ ver¬ 
legt, die genehmigt worden war, dabei 
einmal in einer extremen Hanglage an 
einer (besonders gefährdeten) Schie¬ 
berstation der Pipeline. An anderer 
Stelle - an der BAB 3 zwischen dem 
Kreuz Hilden und der Abfahrt Mett¬ 
mann/Hubbelrath - konnten die Be¬ 
denken nicht ausgeräumt werden. Hier 
musste bereits die Baustelle mit Planen 
gesichert werden, um ein Wegrutschen 
des Untergrundes zu verhindern. 

Die Verstöße von Bayer gegen die Plan¬ 
festlegungen bestehen unter anderem 
in folgenden Punkten: Verfassungswid¬ 
rigkeit des Rohrleitungsgesetzes vom 
26. März 2006; fehlerhafte Bedarfsprü¬ 
fung; fehlerhafte Trassenalternativprü- 
fung; Trassenabweichungen; Korrosi¬ 
onsproblematik; Rohrwandstärken; 
Notfalleinrichtungen; mangelnde Erd¬ 
bebensicherheit. (Mehr Informationen 
dazu gibt es bei www.contra-pipeline. 
de; www.ig-erkrath.de; www.muthilden. 
de; http://kreisgruppe-mettmann.bund. 
net; Formulierungshilfen bietet auch 


wieder auf drei Jahre verlängert wer¬ 
den - so wie sie bis Februar 2006 galt. 
Damit hätten die Beschäftigten ein 
Jahr mehr Zeit, in die Versicherung 
einzuzahlen und deren Schutz zu er¬ 
werben. 

2. Für kurzfristig Beschäftigte sollten 
neue Anwartschaftsregelungen ein¬ 
führt werden. Demnach sollen sie im 


Etwa yo Prozent der Arbeitslosen 
fallen in das Hartz-IV-System. 
Das sind 2,i Millionen Menschen. 


Falle von Arbeitslosigkeit bereits nach 
einem halben Jahr Beitragszahlungen 
einen Anspruch auf Arbeitslosengeld 
erhalten. 

Mit den Vorschlägen will der DGB er¬ 
reichen, dass die Zuständigkeit für Ein¬ 
gliederungsmaßnahmen länger im Ver¬ 
sicherungssystem bleibt - auch dann, 
wenn der Arbeitslose inzwischen auf 
Hartz-IV-Leistungen angewiesen sein 


der Textgenerator: http://www.habich- 
nichtgewusst.de/wordpress) 

Für die DKP ergibt sich folgende Über¬ 
legung: Der Weltkonzern Bayer will 
seine hochgiftige CO-Pipeline auch 
gegen die Bürger durchsetzen. Dafür 
hat er immer noch die Landtagsmehr¬ 
heit von SPD, CDU und FDP zur Ver- 
fügung. 

Nur einzelne Abgeordnete haben den 
Koalitionskonsens verlassen. 

Die Grünen halten sich seit der Re¬ 
gierungsbeteiligung bedeckt. Minis¬ 
terpräsidentin Hannelore Kraft (SPD) 
und Wirtschaftsminister Garreit Duin 
(SPD) kritisieren die fehlerhafte Kom¬ 
munikationspolitik des Bayer-Kon¬ 
zerns zur Pipeline-Planung, nicht aber 
die CO-Pipeline. 

Der Widerstand gegen den Weltkon¬ 
zern Bayer und seine Mandatsträ¬ 
ger im Landtag kann daher nur von 
den Bürgern selber ausgehen. Da¬ 
mit haben sie erneut angefangen. 

Uwe Koopmann 


sollte. Denn der ZuständigkeitsWechsel 
vom Versicherungssystem zum Fürsor¬ 
gesystem würde die Eingliederung er¬ 
schweren und unnötigen Verwaltungs¬ 
aufwand schaffen. Besonders Jugendli¬ 
che und behinderte Menschen würden 
unnötig oft zwischen den Behörden hin 
und her gereicht. 

Als weiteren Schritt strebt der DGB 
mittelfristig eine Anpassung der Höhe 
des Arbeitslosengeldes an. Dieses soll 
sich an der Bedürftigkeitsgrenze von 
Hartz-IV orientieren. Sollte das Ar¬ 
beitslosengeld im konkreten Fall nicht 
für den Lebensunterhalt ausreichen, 
gewährt die Arbeitslosenversicherung 
einen Aufstockungsbetrag. Damit soll 
verhindert werden, dass wie bisher 
gleichzeitig zwei Behörden zuständig 
sind. Der Bund solle in einem solchen 
Fall der Arbeitslosenversicherung den 
Aufstockungsbetrag aus Steuermitteln 
erstatten. Bernd Müller 



Hunderte von Bürgern sind wie hier in Erkrath-Hochdahl in die Stadthallen entlang der Trasse geströmt, um gegen die Bayer-CO-Pipeline zu protestieren. 


DGB will Arbeitslose besser schützen 

Zu wenig Möglichkeiten Ansprüche aus der Alo-Versicherung zu erwerben 
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Marsch auf Berlin“ 

Flüchtlingsprotestzug und Bustour „laufen“ 


A m vorletzten Wochenende haben 
Flüchtlinge aus verschiedenen 
Flüchtlingslagern einen 600 km 
langen Protestmarsch von Würzburg 
nach Berlin begonnen. (UZ berichte¬ 
te). Die Flüchtlinge haben Bayern be¬ 
reits verlassen und an der ehemaligen 
Deutsch-Deutschen Grenze bei Eu- 
ßenhausen Thüringen betreten. Das 
Brisante: Die Grenze ist für Flüchtlinge 
immer noch existent, da die Residenz¬ 
pflicht ihnen verbietet, ihr Bundesland 
zu verlassen. Mit dem symbolträchtigen 
Übertritt wollen die Flüchtlinge gegen 
diese Einschränkung ihrer Bewegungs¬ 
freiheit protestieren. Die Flüchtlinge 
riskieren mit diesem Akt zivilen Unge¬ 
horsams bewusst Sanktionen aufgrund 
des Residenzpflichtverstoßes. Bereits 
am letzten Mittwoch wurde in Würz¬ 
burg einer der Streikenden von der Po¬ 
lizei festgenommen und zwangsweise 
zurück zu seinem Wohnort in Düssel¬ 
dorf gebracht. Etwa 45 Personen befin¬ 
den auf dem Fußmarsch. Der Marsch 
führte bisher von Würzburg über die 
Stationen Dipbach, Schweinfurt so¬ 
wie Münnerstadt und Bad Neustadt. 
Anschließend wurde inmitten des ehe¬ 


maligen Grenzstreifens zwischen DDR 
und BRD übernachtet. 

Der Protestmarsch entwickelte sich 
aus den seit Monaten andauernden 
Flüchtlingsprotestcamps in verschiede¬ 
nen Städten, welche nach dem Suizid 
des iranischen Flüchtlings Mohammad 
Rahsepar im Würzburger Flüchtlingsla¬ 
ger am Anfang dieses Jahres entstan¬ 
den waren. Flüchtlinge aus verschie¬ 
denen Lagern tragen ihre Forderung 
nach einer Abschaffung der Flücht¬ 
lingslager und der Residenzpflicht so¬ 
wie eines Abschie- 
bestopps nun zu 
Fuß zu den politisch 
Verantwortlichen in 
Berlin. Zeitgleich 
ist am Samstag eine 
Bustour durch West- 
und Norddeutsch¬ 
land gestartet, wel¬ 
che im Oktober zu¬ 
sammen mit dem 
Protestmarsch Ber¬ 
lin erreichen wird. 

Auf beiden Routen 
wird durch Veran¬ 
staltungen und De¬ 
monstrationen für 


eine Gleichberechtigung von Flücht¬ 
lingen protestiert. So fand bereits eine 
Demonstration am Abschiebeflugha- 
fen Frankfurt und gestern eine Kund¬ 
gebung in der Innenstadt von Mainz 
statt. Ziel ist es zudem, dass sich Flücht¬ 
linge und Unterstützerinnen dem Pro¬ 
test anschließen und mit ihnen die For¬ 
derungen nach Berlin tragen. 

Der gesamte Protestmarsch wird auf 
www.refugeetentaction.net dokumen¬ 
tiert. 



Erklärung der Marschierenden 

Zuerst ignorieren sie dich, dann lachen sie über dich, dann be¬ 
kämpfen sie dich, aber zuletzt siegst du. Die seit sechs Monaten 
andauernden und sich auf ganz Deutschland ausgeweiteten 
Proteste der Flüchtlinge sind in eine neue Phase getreten. Am 
Samstag haben sich die Protestierenden und ihre Unterstüt¬ 
zerinnen in Würzburg gegen die herrschenden Gesetze für 
Flüchtlinge versammelt, um von dort gemeinsam nach Berlin 
zu marschieren. 

Nach einer Demonstration mit etwa 300 Teilnehmerinnen ha¬ 
ben sich etwa 60 Personen zu Fuß auf den Weg nach Berlin ge¬ 
macht. Sie brechen Schritt für Schritt kollektiv die Ketten der 
Residenzpflicht und stellen einmal mehr unter Beweis, dass 
Menschen keine Ketten akzeptieren, dass sie in der Lage sind, 
gemeinsam Sicherheit und Frieden zu erfahren und sich für 
eine bessere Welt einzusetzen. 

Dieser lange und schwierige Weg erfordert Entschlossenheit 
und kontinuierlichen Einsatz für eine Veränderung, die aus 
unserer Sicht notwendigerweise eintreten wird. Die Flüchtlin¬ 
ge und ihre Mitstreiter_innen demonstrieren dies mit jedem 
ihrer Schritte: den Willen zur Veränderung, zum Kampf und 
zum Erfolg. 

Die zu Fuß marschierenden und protestierenden Flüchtlinge 
auf dem Weg nach Berlin. 

Schweinfurt, 09.09.2012 
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Verteidigungsetat steigt 
von Jahr zu Jahr 

Erklärung des Friedensratschlags 
zu den Haushaltsberatungen im Bundestag 





Auf den Militärtransporter A400M warten die Kriseninterventen der Bundes¬ 
wehr sehnsüchtig. 


Am 12. September 2012 wurde im Rah¬ 
men der Haushaltsdebatte im Deut¬ 
schen Bundestag auch über den Vertei¬ 
digungsetat (Einzelplan 14) diskutiert. 
Dazu schickt uns der Bundesausschuss 
Friedensratschlag eine Stellungnahme, 
die wir im Folgenden dokumentieren. 
Zum Verteidigungsetat 2013 der Bun¬ 
desregierung, der am Mittwoch im 
Bundestag in erster Lesung behandelt 
wurde, erklärten die Sprecher des Bun¬ 
desausschusses Friedensratschlag in ei¬ 
ner Stellungnahme: 

Noch vor zwei Jahren versprach das 
Verteidigungsministerium sich mit 8,3 
Mrd. Euro an den Sparmaßnahmen der 
Bundesregierung beteiligen zu wollen; 
8,3 Mrd. sollten bis 2015 eingespart 
werden. Doch schon bald löste sich die¬ 
ses Versprechen in Luft auf - genauso 
wie der Minister, der das Versprechen 
abgegeben hatte: Karl-Theodor zu Gut- 
tenberg. 

Von Einsparungen spricht heute nie¬ 
mand mehr. Im Gegenteil: Der Vertei¬ 
digungsetat steigt von Jahr zu Jahr. Im 
Haushalt 2013 sind Militärausgaben in 
Rekordhöhe von 33,283 Mrd. Euro vor¬ 
gesehen, das ist ein Plus von 1,4 Mrd. 
gegenüber dem laufenden Jahr. Kein 
anderer Etatposten des Haushalts 2013 
kann einen solchen Zuwachs verzeich¬ 
nen. Hinzu kommt, dass 1 Mrd. Euro 


Euro im Jahr (2011:4,5 Mrd., 2012:5,2 
Mrd., 2013:4,9 Mrd.). Das soll auch so 
bleiben - Schuldenabbau und Spar¬ 
haushalte hin oder her. Deutschlands 
größter Rüstungskonzern Rheinme- 
tall lobte denn auch die Militärindust¬ 
riefreundlichkeit der Bundesregierung 
mit Blick auf die mittelfristige Finanz¬ 
planung über den grünen Klee: „Inso¬ 
fern findet die Entwicklung sinkender 
Budgets in einigen westlichen Indus¬ 
triestaaten in Deutschland keine Ent¬ 
sprechung.“ (Rheinmetall AG, Halbjah¬ 
resfinanzbericht, 1. Halbjahr 2011, S. 8 .) 
Die größten Brocken bei den Beschaf¬ 
fungen sind einerseits Waffen und Ma¬ 
terial, die für die neue Eingreifarmee 
benötigt werden, also z.B. der Groß¬ 
raumtransporter A400M, der NATO- 
Hubschrauber 90, neue Korvetten für 
die Marine oder der neue Schützen¬ 
panzer Puma. Andererseits schleppt 
die Bundeswehr Kriegsgerät mit sich 
herum, dessen Anschaffung noch dem 
Bedrohungsszenario des Kalten Kriegs 
geschuldet war, etwa der Eurofighter, 
der mit 1,050 Mrd. Euro immer noch 
den größten Beschaffungsposten im 
Verteidigungsetat ausmacht. 

Der Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag ist entsetzt über die Leichtfer¬ 
tigkeit, mit der die Regierungskoalition 
die höchsten Militär- und Rüstungsaus- 


Bustour macht Station in Düsseldorf 
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Die Flüchtlingskarawane (Bustour) machte auf ihrem Weg von Würzburg nach Berlin eine Zwischenstation vor dem 
Düsseldorfer Hauptbahnhof. In zahlreichen Redebeiträgen wurde auf die Einschränkung der Menschenrechte hinge¬ 
wiesen. Ebenfalls kritisiert wurden die Auslandseinsätze der Bundeswehr. Heftiger Protest galt auch den andauernden 
Abschiebungen vom Düsseldorfer Flughafen mit Flugzeugen der Air Berlin. 


Bundeswehr: zu teuer und zu gefährlich! 
Sparen passe - Aufrüstung O. K. 

Wo bleiben die versprochenen Einsparungen? 

Mehr Geld für die Armee im Einsatz 
Friedensbewegung: Alles auf den Prüfstand! 


aus einem anderen Etatposten, der All¬ 
gemeinen Finanzverwaltung (EP1 60), 
bereitgestellt wird, „zur Finanzierung 
des zivilen Überhangpersonals, das im 
Zuge der Bundeswehrreform abgebaut 
werden soll“, wie es heißt. Zugleich 
soll der Umfang der Streitkräfte wei¬ 
ter reduziert werden; die Planstellen 
für Soldaten werden um 3 000 Stellen, 
von 209 000 auf 206 000 verringert. Im 
Umkehrschluss heißt das: Je kleiner die 
Bundeswehr (sie soll mittelfristig nur 
noch mit 185 000 Soldaten auskom- 
men), desto teurer wird sie. Oder an¬ 
ders gesagt: Jeder Soldat ist heute den 
Steuerzahler rund 166 Tausend Euro 
wert; vor sieben Jahren waren es nur 
116 Tausend, also 30 Prozent weniger. 
In diesen Zahlen spiegelt sich die Ent¬ 
wicklung der Bundeswehr von einer 
Verteidigungsarmee zu einer Inter¬ 
ventionsarmee. Mehr Auslandseinsät¬ 
ze und die Bereitschaft dazu brauchen 
nämlich mehr Gerät, bessere Waffen 
und eine Hightech-Kriegführung. Die 
„Armee im Einsatz“ wird kleiner, aber 
feiner und eben kostspieliger. 

Auch die militärischen Beschaffungen 
bewegen sich weiterhin auf einem ho¬ 
hen Niveau von durchschnittlich 5 Mrd. 


gaben in der Geschichte der Bundes¬ 
republik im Bundestag durchdrücken 
will. Gespart wird woanders. Wir sagen: 
Wenn die gegenwärtige europäische 
Finanzkrise wirklich sinnvoll genutzt 
werden soll, dann muss zuallererst dort 
gespart werden, wo der Reichtum und 
wo die Waffen wohnen. Das bedeutet: 

★ Abzug der Bundeswehr aus Afgha¬ 
nistan, 

★ Beendigung der übrigen Auslands¬ 
einsätze (die Bundesmarine verplem¬ 
pert z.B. vor dem Libanon 40 Mio. Euro 
pro Jahr), 

★ Streichung kostspieliger Rüstungs¬ 
projekte, die entweder die Interventi¬ 
onsfähigkeit verbessern sollen und da¬ 
mit dem Grundgesetz widersprechen, 

★ Rückführung der Bundeswehr auf 
eine reine Verteidigungsarmee mit der 
Option, sich selbst überflüssig zu ma¬ 
chen, weil es keine reale Bedrohungs¬ 
situation gibt. 

Für den Bundesausschuss Friedensratschlag, 
Peter Strutynski, Lühr Henken 
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Berufsverbote in Georgien 

In Georgien, dessen diktatorisch regie¬ 
renden Präsidenten Saakaschwili, US- 
Expräsident George Bush jr. seinerzeit 
als „Leuchtturm der Demokratie be- 
zeichnete, wurden im Vorfeld des neu¬ 
en Studienjahres mehr als einhundert 
Professoren und andere Hochschul¬ 
lehrer wegen ihrer politischen Über¬ 
zeugungen entlassen. Sie hatten offen 
Sympathien für die bei den bevorste¬ 
henden Parlamentswahlen gegen die 
Partei Saakaschwilis antretende Oppo¬ 
sitionskoalition „Georgischer Traum“ 
gezeigt. Die Entlassenen haben eine 
Liga zur Verteidigung ihrer Rechte ge¬ 
bildet, die von Studenten und Anhän¬ 
gern der Opposition unterstützt wird. 

Putin gibt Gazprom 
Rückendeckung 

Im Zusammenhang mit dem EU-Kar¬ 
tellverfahren erlies Präsident Putin ein 
Dekret, mit dem Vertrags- und Preis¬ 
streitigkeiten zwischen Gazprom sowie 
anderen strategischen russischen Un¬ 
ternehmen und ausländischen Partnern 
zur Regierungssache gemacht werden. 
Das Dekret verpflichtet die Unterneh¬ 
men ihr Vorgehen mit der russischen 
Regierung abzustimmen. Unter an¬ 
derem dürfen sie ohne Erlaubnis der 
Regierung keine Informationen über 
ihre Aktivitäten gewähren. Das könn¬ 
te aktuell Gazprom vor Ermittlungen 
der EU-Kartellbehörde schützen. Au¬ 
ßerdem muss künftig die Regierung 
Vertragsveränderungen und Preisnach¬ 
lässe genehmigen. Als Antwort auf das 
EU-Kartellverfahren ist auch die An¬ 
kündigung von Gazprom zu verstehen, 
dass man künftig verstärkt die wach¬ 
senden asiatisch-pazifischen Märkte 
beliefern will. Im Ergebnis sollen die 
Ausfuhren Richtung Osten die Liefer¬ 
mengen nach Europa erreichen oder 
sogar übertreffen 

Russland Partner der NATO 

Die Nato sieht in Russland einen Part¬ 
ner. Das äußerte der stellvertreten¬ 
de NATO-Generalsekretär Alexan¬ 
der Vershbow in einem Interview in 
der lettischen Zeitung „Tschas“. Er er¬ 
klärte: „Dies ist ein Land, mit dem wir 
viele gemeinsame strategische Interes¬ 
sen haben, obgleich wir vorerst nicht 
das Niveau einer strategischen Part¬ 
nerschaft erreicht haben, worauf wir 
bei der Unterzeichnung des gemein¬ 
samen Dokuments über gegenseitige 
Beziehungen, Zusammenarbeit und Si¬ 
cherheit 1997 in Paris hofften.“ Punkte, 
in denen die Meinungen auseinander 
gingen waren in den 90er Jahren der 
Kosovo, in der jüngsten Zeit Libyen. 
„Zugleich arbeiten wir weiterhin in 
Afghanistan eng zusammen: Es gibt 
Vereinbarungen über den Transit, um¬ 
gesetzt wird ein Projekt über die Aus¬ 
bildung afghanischer Hubschrauber¬ 
techniker... Beide Seiten sind daran 
interessiert, dass in diesem Land ver¬ 
antwortungsbewusste Top-Politiker an 
der Macht bleiben.“ 

Die Allianz sei an einer Erweiterung 
der Zusammenarbeit interessiert - 
trotz bestehenden Misstrauens - und 
an einem Übereinkommen in der Fra¬ 
ge des Raketenschildes in Europa. Es 
gäbe schon jetzt ein produktives Zu¬ 
sammenwirken im Antiterror- und im 
Antipiratenkampf. 

Militärübung „Kaukasus 2012“ 

Der russische Präsident Wladimir Pu¬ 
tin wird am Montag die erste Etappe 
der Übung „Kaukasus 2012“ auf dem 
Schießplatz Rajewski in der Region 
Krasnodar (Südrussland) besuchen, 
teilte das Presseamt des Kreml mit. 
Diese strategische Kommando- und 
Stabsübung wird als die wichtigste 
und größte Ausbildungsveranstaltung 
der Streitkräfte in diesem Jahr angese¬ 
hen. Rund 8 000 Soldaten werden vom 
17. bis 23. September auf vier Schießge- 
länden sowie auf dem Schwarzen und 
dem Kaspischen Meer üben. Mehr als 
200 Gefechtsfahrzeuge, rund 100 Ge¬ 
schütze sowie zehn Kriegsschiffe sollen 
zum Einsatz kommen. 


Vor den Parlamentswahlen in der Ukraine 

Wählereinfluss der KP der Ukraine im Aufwind 



Offen ist, ob Präsident Janukowitsch aus dem Amt gejagt wird ... 


A m 28. Oktober finden in der Uk¬ 
raine Wahlen zur Werchowna 
Rada, dem zentralen Parlament, 
statt. Gewählt werden 450 Abgeordne¬ 
te, die Hälfte davon über Parteilisten. 
Wobei die Parteien eine Fünf-Prozent- 
Hürde als Voraussetzung für den Ein¬ 
zug ins Parlament überwinden müssen. 
Die übrigen 225 Mandate werden nach 
dem Mehrheitsprinzip in den Wahlkrei¬ 
sen an Einzelbewerber vergeben. 

Nach den derzeitigen Umfragen ist da¬ 
von auszugehen, dass vier Parteien so 
gut wie sicher ins Parlament einziehen 
werden, die regierende „Partei der Re¬ 
gionen“ von Präsident Janukowitsch, 
die „Vereinigte Opposition“ mit der im 
Gefängnis sitzenden Julia Timoschen- 
ko als Fahne, die „Kommunistische 
Partei der Ukraine“, geführt von ihrem 
Vorsitzenden Pjotr Smonenko und die 
Partei „UDAR“ des Box-Weltmeisters 
Witali Klitschko. Chancen werden auch 
der ultranationalistischen, profaschis¬ 
tischen Partei „Swoboda“ eingeräumt. 
Sowohl die „Partei der Regionen“ als 
auch die „Vereinigte Opposition“ stre¬ 
ben danach, eine Zweidrittelmehrheit 


der Sitze zu erreichen, um die Verfas¬ 
sung ändern zu können. Der „Partei 
der Regionen soll es dabei - so ukra¬ 
inische Kommentatoren - darum ge¬ 
hen, angesichts der sinkenden Popu¬ 
larität Janukowitschs diesem dadurch 
eine zweite Amtszeit zu sichern, dass 
die Direktwahl des Präsidenten durch 
das Volk durch die Wahl im Parlament 
ersetzt wird. Die „Vereinigte“ Oppo¬ 
sition“ will sich umgekehrt durch eine 
Zweidrittelmehrheit die Möglichkeit 
schaffen, Viktor Janukowitsch durch 
ein Amtsenthebungsverfahren aus 
dem Amt zu jagen. Ob eine der beiden 
Parteien ihr Ziel erreichen kann, wer¬ 
den die Wählerinnen und Wähler ent¬ 
scheiden, es sei denn, Manipulationen 
und direkte Wahlfälschungen werden 
den Ausschlag geben. Die größeren 
Möglichkeiten dazu hat zweifellos die 
„Partei der Regionen“ mit den ihr als 
Regierungspartei gegebenen größeren 
administrativen Mitteln. 

Ihrem Klassencharakter nach handelt 
es sich bei beiden Parteien um Inter¬ 
essenvertreterinnen der ukrainischen 
Oligarchen. Sie unterscheiden sich nur 


dadurch, dass die eine vor allem die 
ostukrainischen Stahl-und Kohlebaro¬ 
ne repräsentiert, während die andere 
stärker mit den Großkapitalisten im 
Westen des Landes verhandelt ist. Das 
wirtschafts- und sozialpolitische Kon¬ 
zept der einen wie der anderen ist vom 
Neoliberalismus geprägt und unsozial. 
Außenpolitisch ist die „Vereinigte Op¬ 
position“ eindeutig nach Westen auf die 
USA und die EU orientiert, während 
Janukowitsch und seine Partei zwi¬ 
schen Russland und der EU hin und 
her schwanken. 

Die Alternative zu den Oligarchen¬ 
parteien ist die Kommunistische Par¬ 
tei der Ukraine (KPU). Sie versteht 
sich als marxistisch-leninistische Par¬ 
tei der Arbeiterklasse und der übrigen 
Werktätigen. Das macht auch das An¬ 
tikrisenprogramm der Partei deutlich, 
das der Vorsitzende Pjotr Simonenko 
Ende September in einem Gespräch 
mit der Agentur Interfax Ukraine er¬ 
läuterte. Dabei betonte er, dass die Fra¬ 
ge, ob sich dieses Programm bzw. was 
sich davon verwirklichen lasse, nicht 
zuletzt vom Ausgang der Parlaments¬ 
wahlen abhänge. 

Wenn die KPU die Mehrheit in der 
Rada erhielte, so Simonenko, könnte 
sie eine „Volksregierung bilden, d.h. 
eine Regierung, in der es keine Millio¬ 
näre und deren Lobbyisten geben wird, 
eine Regierung ohne korrupte Politiker 
und Diebe des Staatseigentums, eine 
Regierung ohne oligarchische Vettern¬ 
wirtschaft. Die Volksregierung wird so¬ 
zial orientiert sein ...“ 

Die Hauptlasten für den Staatshaus¬ 
halt müssten dann die Oligarchen tra¬ 
gen. Ein Gesetz zur Nationalisierung 
der strategischen Wirtschaftszweige 
sei bereits vorbereitet. Für die kleinen 
und mittleren Unternehmer würden 
solche Normen der Besteuerung wirk¬ 
sam, dass Schattenwirtschaft sich nicht 
lohnen werde. 

Was die Prioritäten der Staatsausgaben 
betrifft, so der KPU-Vorsitzende wei¬ 
ter, so „wird es zwei Hauptrichtungen 
geben: Investitionen zur Modernisie¬ 
rung der Staatsbetriebe, darunter zur 


Schaffung neuer Arbeitsplätze, und In¬ 
vestitionen in den sozialen Bereich, von 
der Erhöhung des Existenzminimums, 
der Renten und Löhne - bis zum Bau 
von Sozialwohnungen, Kindergärten, 
Schulen und ihrer Finanzierung.“ Des¬ 
weiteren kündigte Simonenko Preis¬ 
kontrollen für Grundprodukte der Er¬ 
nährung, lebenswichtigen Güter, Me¬ 
dikamente und kommunalen Tarife an. 
Angesichts der gegebenen Kräftever¬ 
hältnisse in der Ukraine ist allerdings 
kaum damit zu rechnen, dass die KPU 
Ende Oktober einen derartigen Wahl¬ 
erfolg erzielen kann, dass die Bildung 
einer Volksregierung möglich wird. Die 
reale Funktion ihres Antikrisenpro¬ 
gramms dürfte darum vor allem dar¬ 
in bestehen, die Arbeiterklasse davon 
zu überzeugen, was in ihrem Interesse 
notwendig ist und zu erreichen wäre, 
wenn es gelingt, im Klassenkampf die 
Kräfteverhältnisse grundlegend zu ih¬ 
ren Gunsten zu verändern. Im Maße 
wie dies gelingt scheint es durchaus real 
zu sein, ein beachtliches Wahlergebnis 
für die KPU zu erreichen. 

So berichtete der Politologe Andrej 
Solotarjew Anfang September auf ei¬ 
ner Pressekonferenz, dass die KPU 
nach den neuesten Umfragen die Mar¬ 
ke von 10 Prozent als zu erwartendes 
Wahlergebnis übersprungen habe und 
ihr Rating weiter wachse. Dies würde 
fast eine Verdoppelung ihres Anteils 
bei den letzten Parlamentswahlen be¬ 
deuten und die KPU auf den dritten 
Platz nach der „Partei der Regionen“ 
und der Partei „Vereinigte Opposition“ 
bringen. Allerdings sieht der Experte 
auch die Gefahr, dass die regierende 
Partei der Regionen durch Manipu¬ 
lationen, Wahlfälschungen und einen 
regelrechten „Krieg gegen die KPU“ 
die Partei um diesen Erfolg bringen 
könnte. 

Aber wie die Wahlen auch ausgehen 
mögen, mit ihren fast 120 000 Mitglie¬ 
dern, darunter mehr als 11000 Neuauf¬ 
nahmen im letzten Jahr, ist und bleibt 
die KPU eine starke Kraft im politi¬ 
schen Leben der Ukraine. 

Willi Gerns 


Über Moral und Vaterlandsliebe der Reichen 

Warum der reichste Mann Frankreichs die belgische Staatsangehörigkeit beantragt hat 


Die Moral und Vaterlandsliebe der Rei¬ 
chen, speziell die Steuermoral, wurde 
unerwartet zu einem Medienthema in 
Frankreich. Die linksliberale Tageszei¬ 
tung „Liberation“ rief Aufsehen hervor, 
als sie am 10. September mit einem Ti¬ 
telblatt erschien, auf dem der superrei¬ 
che französische Konzernchef Bernard 
Arnault mit einem roten Koffer zu se¬ 
hen war, und auf dem Titelblatt stand: 
„Casse-toi,riche con!“ Das kann je nach 
Laune mit „Hau ab,reicher Blödmann!“ 
oder „Hau ab, reicher Sauhund!“ über¬ 
setzen werden. 

Laut des einschlägigen US-Magazins 
„Forbes“ ist Arnault mit einem Vermö¬ 
gen von 41 Milliarden Dollar der reichs¬ 
te Mann Frankreichs und zugleich auch 
Europas, der viertreichste der Welt. Er 
ist Generaldirektor des französischen 
Luxusgüter-Konzerns LVMH, eine 
Funktion, für die er laut „Le Monde“ 
im Jahr 2011 ein Jahresgehalt und Ak¬ 
tien im Wert von 10,5 Millionen Euro 
einnahm. 

Stein des Anstoßes war ein Bericht der 
belgischen Tageszeitung „La Libre Bel- 
gique“ vom 8. September, wonach der 
französische Multimilliardär die belgi¬ 
sche Staatsbürgerschaft beantragt hat 
und seinen Wohnsitz nach Belgien ver¬ 
legen will. Die Nachricht platzte mit¬ 
ten in die innerfranzösische Debatte, 
ob der sozialdemokratische Staatschef 
Hollande nach der Sommerpause nun 
sein Wahlversprechen wahr machen 
wird, die Reichen in Frankreich mit 75 
Prozent zu besteuern, sofern ihr Jah¬ 
reseinkommen die Grenze von 1 Milli¬ 
on Euro übersteigt, wobei nur das, was 
über eine Million hinausgeht, mit je¬ 
nem Steuersatz belegt werden soll. Die 
rechte Opposition griff die Nachricht 


von Arnaults Umzug und „Exil“ nach 
Belgien beflissen auf, um zu zeigen, dass 
Hollandes „Reichensteuer“ erfolgreiche 
Großunternehmer und Steuerzahler aus 
Frankreich „vertreibt“ und damit der 
französischen Wirtschaft schadet. Nie¬ 
mand zweifelte daran, dass der reiche 
Franzose den Wechsel in die Obhut des 
belgischen Staates betreibt, um sich der 
Besteuerung in Frankreich zu entziehen 
und belgische Steuervorteile zu nutzen. 
„Patriotismus“, wie ihn Leute seines 
Schlages halt verstehen... 

Inzwischen ließ der 63-jährige Milliar¬ 
där allerdings beschwichtigend mittei- 
len, dass er auch in Frankreich weiter 
Steuern zahlen werde „wie jeder Fran¬ 
zose“ und nur eine doppelte Staatsbür¬ 
gerschaft in Frankreich und Belgien 
anstrebe. Dies stieß allerdings in der 
französischen Öffentlichkeit auf wenig 
Glauben. Denn Arnault kann als „Wie¬ 
derholungstäter“ gelten. Er hatte sich 
1981 schon einmal aus Frankreich abge¬ 
setzt, nachdem der „Sozialist“ Frangois 
Mitterrand ans Ruder gekommen war, 
damals in die USA. Nach drei Jahren 
kehrte er zurück, als die damalige Re¬ 
gierung Fabius (heute französischer Au¬ 
ßenminister) ihm eine Subvention von 
2 Milliarden Francs für die Übernahme 
des in finanziellen Schwierigkeiten ge¬ 
ratenen Textilunternehmens Boussac 
zusagte, wenn dabei auf Entlassungen 
verzichtet wird. 

Der rechtsliberale Bürgermeister der 
reichen belgischen Gemeinde Uccle, 
ein Nobelvorort von Brüssel, in dem 
der französische Multimilliardär wie 
8000 weitere reiche „Steuerflüchtige“ 
aus Frankreich (10 Prozent der Ein¬ 
wohnerschaft) seit November 2011 ei¬ 
nen Wohnsitz hat, meinte jedenfalls, er 


sei sich sicher, dass Arnault „ein Res¬ 
sentiment gegenüber einer Politik in 
seinem Land hat, die er als wenig ent¬ 
gegenkommend für Unternehmen und 
Unternehmergeist ansieht“. Der reiche 
Franzose wolle künftig mehr in Belgien 
investieren. 

Die belgische Partei der Arbeit (PTB), 
mit der die DKP im Rahmen regelmä¬ 
ßiger Vierparteientreffen zusammen mit 
der KP Luxemburg und der KP der Nie¬ 
derlande zusammenarbeitet, hat sich auf 
die Suche gemacht, um die Gründe für 
Arnaults neuerwachter Liebe zu Belgi¬ 
en genauer zu erforschen. In einer am 
12. September veröffentlichten Presse¬ 
mitteilung teilte sie mit, dass Arnault au¬ 
ßer der nach Belgien verlegten Firma 
LVMH Finance über mindestens zehn 
weitere Firmen mit Sitz in Belgien ver¬ 
fügt, die in den letzten drei Jahren (2009 
-2011) zusammen 630 Millionen € Ge¬ 
winne gemacht und davon 24 Millionen 
Steuern abgeführt haben - gerade mal 
3,8 Prozent. Hätte Arnault den üblichen 
Steuersatz von 33,99 % bezahlt, hätte 
der belgische Staat 190 Millionen € 
mehr eingenommen. Es sei also ver¬ 
ständlich, dass er vom Steuerparadies 
Belgien angetan sei, meint die PTB - zu¬ 
mal wenn man berücksichtigt, dass er in 
seinen elf belgischen Firmen gerade mal 
ganze sieben Vollzeitbeschäftigte einge¬ 
stellt hatte. 

Des weiteren sagt die PTB, dass es nach 
ihren Recherchen „seriöse Hinweise“ 
darauf gebe, dass das Interesse des su¬ 
perreichen Franzosen für Belgien vor 
allem mit seiner Erbschaft verbunden 
ist. Der Mann habe dort bereits eine 
private Stiftung namens „Protectinvest“ 
gegründet, die zur Absicherung der fi¬ 
nanziellen Interessen seiner Erben ge¬ 


dacht ist. In Frankreich müsste er eine 
Erbschaftssteuer in der Größenordnung 
von 45 Prozent bezahlen. In Belgien hin¬ 
gegen gibt es zwei besonders vorteilhaf¬ 
te Systeme von Schenkungen an direkte 
Erben, bei denen praktisch keine oder 
fast keine Steuern fällig werden. Das 
macht bei einem Vermögen von ca. 30 
Milliarden die Kleinigkeit von 13,5 Mil¬ 
liarden Steuerersparnis aus. Das franzö¬ 
sisch-belgische Steuerabkommen von 
1964 gewährt Inhabern der belgischen 
Staatsbürgerschaft einen besonders gu¬ 
ten Schutz vor „Doppelbesteuerung“. 
Der Luxusgüter-Konzern „LVMH Moet 
Hennessy - Louis Vuitton S.A.“ ist eine 
französische Aktiengesellschaft, in der 
über 60 verschiedene Luxusmarken zu¬ 
sammengeschlossen sind, die in weltweit 
mehr als 2500 Filialen verkauft werden. 
„Louis Vuitton“ steht für Luxus-Leder¬ 
waren, „Moet“ für die Champagnerfir¬ 
ma Moet&Chaudon und „Hennesy“ für 
den gleichnamigen Cognac. Zu dem Fir¬ 
menimperium gehören aber auch Feri¬ 
enwohnsitze an der Cöte dAzur, Wein¬ 
güter im Bordeaux und ein 70-prozen¬ 
tiger Anteil an dem Modehaus Dior. 
Arnault war ein enger Vertrauter des 
verflossenen französischen Staatschefs 
Sarkozy, für den er auch als Treuzeuge 
fungiert hat. 

„Die Arbeiter haben kein Vaterland“, 
heißt es im „Kommunistischen Mani¬ 
fest“ - ein Satz, der von den Ideologen 
des Kapitals seit 150 Jahren aus dem 
Zusammenhang gerissen für ihre Pro¬ 
paganda missbraucht wurde. Das prak¬ 
tische Leben bestätigt aber: es gilt offen¬ 
sichtlich auch der Satz: „Die Kapitalis¬ 
ten kennen kein Vaterland“ 

Pierre Poulain 
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Ein heißer Herbst naht 


Was steckt hinter 
dem Inselstreit? 


Neue Proteste in Griechenland 
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D er Sommer ist vorüber. Die sen¬ 
gende Juli- und August-Hitze 
weicht milderen Temperaturen. 
Im Schatten der Sommerpause haben 
Troika - bestehend aus EU, IWF und 
EZB - im Verein mit der griechischen 
Regierung unter Antonis Samaras, ei¬ 
ner Koalition aus konservativer ND, 
sozialdemokratischer PASOK und so¬ 
genannter demokratischer Linker DI- 
MAR, ein ganzes Paket neuer volks¬ 
feindlicher Maßnahmen geschnürt. Um 
zusätzlich 11,5 Milliarden Euro dem 
Finanzkapital als Geschenk zu servie¬ 
ren, haben die in Saus und Braus le¬ 
benden Vertreter des Monopolkapitals 
in Wirtschaft, Politik und Verwaltung 
neue „Kreativität“ entwickelt, um die 
abhängig Arbeitenden, die einfachen 
Bauern, die kleinen Gewerbetreiben¬ 
den, nicht zu vergessen die Rentner/ 
innen fortschreitend abzukassieren. 
So kündigte Finanzminister Giannis 
Stournaras unlängst an, die Fünftage¬ 
woche und den Achtstundentag abzu¬ 
schaffen. Von den bisher übrig geblie¬ 
benen 132 staatlichen Kliniken will die 
Regierung nochmals 50 schließen mit 
dem Ziel das gesamte Krankenhauswe¬ 
sen zu privatisieren. Das Basiskapital 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
IKA wird derart zusammengestrichen, 
dass Apotheken Medikamente nur 
noch gegen Barzahlung ausgeben. Er¬ 
neute Kürzungen der Löhne und Ren¬ 
ten werden die Ärmsten der Armen 
noch dramatischer in die Verelendung 
treiben. Zudem bleibt es bei der An¬ 
kündigung, bis Ende 2015 150 000 Stel¬ 
len im öffentlichen Dienst ersatzlos zu 
streichen. Die Auflagen neu zu verhan¬ 
deln, wie die regierenden Parteien im 
Wahlkampf vor wenigen Wochen noch 


dem Wahlvolk versprachen, ist Schnee 
von gestern. Allenfalls ein Gnadenbrot 
des Aufschubs bleibt in der Diskussion. 
Aleka Papariga, die Vorsitzende des 
ZK der KKE, nannte derartige Dis¬ 
kussionen leeres Geschwätz. Alle bar¬ 
barischen Maßnahmen stellten feste 
Forderungen der griechischen Bour¬ 
geoisie dar und bewegten sich im ver¬ 
traglichen Rahmen der EU, in der Kon¬ 
sequenz kapitalistischer Ausbeutung. 
Diese Maßnahmen führen u.a. dazu, 
dass sogar Arbeitslose Steuern zahlen, 
wenn sie ein Haus besitzen, Kranke 
keine Medikamente bekommen, Kin¬ 
der nicht in Tagesstätten Unterkommen 
und vieles mehr. 

Die Folgen zu erahnen, bedarf keiner 
ausgeprägten Phantasie: Die Arbeits¬ 
losigkeit wird auch 2013 über das der¬ 
zeit schon katastrophale Niveau von 
24 Prozent steigen. Zusätzliche Bevöl¬ 
kerungsteile werden in die Verelen¬ 
dung gestürzt, das Lebensniveau der 
Bevölkerungsmehrheit wird drastisch 
sinken. Ebenfalls keiner Prophetie be¬ 
darf es, dass die einst hohe Lebenser¬ 
wartung des Volkes abnimmt. 

Neue Aktionen 

Mit den ersten herbstlichen Regentrop¬ 
fen hat sich der landesweite Widerstand 
zurückgemeldet. Die verschiedenen 
Gruppen der Bewegung, die klassen¬ 
bewussten, reformistischen sowie die 
sogenannten autonomen und anarchis¬ 
tischen, nahmen - wie alljährlich - die 
Eröffnung der Internationalen Messe 
in Thessaloniki zum Anlass, Massenver¬ 
anstaltungen zu organisieren. Vom Po¬ 
dium der mit Abstand größten Kund¬ 
gebung, die der klassenbewussten Ge¬ 
werkschaftsfront PAME, rief Papariga 


das Volk auf, jetzt seine Angelegenhei¬ 
ten in die eigenen Hände zu nehmen. 
Es sei umgehend ein stabiles Bündnis 
der Arbeiterklasse mit den armen Bau¬ 
ern, den Selbstständigen, den Frauen 
und der Jugend zu entwickeln. 

Der Ausweg aus der Krise zugunsten 
des Volkes sei heute absolut verbunden 
„mit der Forderung nach einem Aus¬ 
tritt aus der EU und einer einseitigen 
Streichung der Schulden, mit dem Volk 
als Eigentümer des Reichtums, den es 
produziert. 

Das vergangene Wochenende zog die 
Massen des Widerstandes in den Bann 
des traditionellen Festivals der Kom¬ 
munistischen Jugend Griechenlands 
(KNE) nach Athen. Die Diskussio¬ 
nen, Gespräche und Begegnungen, die 
Konzerte und Lesungen, die Manifes¬ 
tationen zum Umsturz der monopol¬ 
kapitalistischen Verhältnisse, nicht nur 
in Griechenland, fanden ihren Höhe¬ 
punkt in der Massenkundgebung am 
vergangenen Samstag im Antonis- 
Tritsis-Park, als Aleka Papariga zum 
„volksfreundlichen Ausweg als Kampf¬ 
spruch und Weg des gesamten Volkes 
aus der Krise“ aufrief. 

„Dieser Weg bedeutet Kampf, damit 
die Bedingungen für einen Entwick¬ 
lungsweg ohne Monopole und ohne 
Ausbeutung entstehen, für Vergesell¬ 
schaftung, Zentralplanung und Arbei¬ 
terkontrolle, für einen Austritt aus der 
EU und einer einseitigen Streichung 
der Schulden. 

★ Arbeit für alle, Abschaffung der Ar¬ 
beitslosigkeit. 

★ Lückenlose Ernährung für das ge¬ 
samte Volk. 

★ Öffentliches kostenloses Gesund¬ 
heitswesen, Fürsorge für alle mit Ab¬ 


schaffung der unternehmerischen Ak¬ 
tivität in diesen Bereichen. 

★ Bildung für alle. Nutzung der wissen¬ 
schaftlichen Ressourcen, der Forschung 
und der Technologie. 

★ Kostenlose Fürsorge für Kinder, Alte 
und Menschen mit Behinderung. 

★ Günstige und qualitativ hochwerti¬ 
ge Wohnungen mit Strom, Heizung und 
Wasserversorgung. 

★ Sport, Kultur und Ferien für alle, mit 
gut organisierten Infrastrukturen. 

★ Die Regierung der Volksmacht wird 
die Initiative für internationale Wirt¬ 
schaftsbeziehungen ergreifen, die das 
Kriterium des Nutzens für die Völker 
erfüllen.“ 

Papariga verwies auf die Initiative der 
KKE und forderte das Volk auf, „den 
Gesetzesentwurf zur Abschaffung des 
Memorandums, der Kreditabkommen 
und aller volksfeindlichen Maßnah¬ 
men politisch und durch Kämpfe zu 
unterstützen.“Es dürfe keiner allein in 
den Krallen der Finanzämter und der 
anderen Staatsmechanismen gelassen 
werden, keiner dürfe ohne Essen, Woh¬ 
nung, Medikamente sein, mit unterer¬ 
nährten Kindern. „Keiner darf mit der 
Unterdrückung und Willkür des bür¬ 
gerlichen Staates allein gelassen wer¬ 
den.“ 

Am 26. September wird der nächste 
Generalstreik neue Widerstandskräfte 
frei setzen. 

Repressivere Politik 

Die ständig sinkende Massenloyalität 
der herrschenden Klasse bindet maxi¬ 
mal noch 20 bis 30 Prozent der Bevöl¬ 
kerung an die Memorandumspolitik. 
Es sind die Nutznießer der Krisen- und 
Nachkrisenzeit bzw. diejenigen, die hof¬ 
fen, als solche die Krise zu überstehen. 
Das verlangt zunehmend nach repres¬ 
siven Politikvarianten. 

Mit der Hatz auf Migranten/innen, ob 
in Athen, Thessaloniki, Korinth, Kala- 
mata oder anderen griechischen Orten 
demonstriert der staatliche Gewaltap¬ 
parat das Zusammenspiel mit den Fa¬ 
schisten der Chrysi Avgi, um Teile des 
Volkszorns keineswegs ohne Erfolg auf 
die Massen von Migranten/innen in 
Griechenland abzuwälzen. Hier buch¬ 
ten Justiz und Polizei tausende Migran¬ 
ten/innen in neu geschaffene Gefäng¬ 
nisse ein, dort bereiten sich nach Auf¬ 
fassung der KKE faschistische Banden 
auf dem Rücken der Schwächsten der 
Schwachen mit organisierter Gewalt 
und mörderischen Angriffen auf ihre 
wesentlichere Aufgabe vor: Sie sollen 
die Rolle von „Sicherheitsbataillonen“ 
gegen die Arbeiter- und Volksbewe¬ 
gung übernehmen, mit dem Ziel, sie zu 
bekämpfen und die Interessen des ka¬ 
pitalistischen Systems zu verteidigen. 

Udo Paulus 



Spanien und Portugal 


Mehrere Hunderttausende Menschen haben am Wochenende in beiden Ländern 
gegen die Krisenpolitik ihrer Regierungen protestiert. Für den 29. September 
mobilisiert der größte portugiesische Gewerkschaftsbund CGTP-IN zu einem 
„Kampftag“ in Lissabon gegen den „Raub der Löhne und der Renten“. 

Acht Demonstrationszüge mit Teilnehmern aus allen Regionen Spaniens 
kamen bei dem sogenannten „Marsch auf Madrid“ auf dem Columbus-Platz 
am Boulevard Paseo de la Castellana zusammen, um ihrem Ärger über die 
sozialen Einschnitte Luft zu machen. Dazu hatten rund 150 Organisationen 
aufgerufen (Bild links). Vor allem die großen Gewerkschaften CCOO und UGT 
hatten mobilisiert. Gefordert wird ein Referendum über die in den vergangenen 


Monaten beschlossenen Sparmaßnahmen. Der konservativen Regierung von 
Ministerpräsident Mariano Rajoy werfen sie vor, mit diesen „antisozialen und 
autoritären“ Maßnahmen alle Wahlversprechen gebrochen zu haben. 

In einem Manifest verlangten die Organisatoren außerdem eine Volksabstim¬ 
mung darüber, ob die Regierung Nothilfe für die gesamte spanische Wirtschaft 
beantragen soll. 

Am 11. September hatten in Kataloniens Hauptstadt Barcelona 1,5 Millionen 
Menschen für die Unabhängigkeit Kataloniens demonstriert (Bild rechts). Sie 
forderten nicht nur Eigenständigkeit. Viele protestierten auch dort gegen die 
Krisenpolitik der Herrschenden. 


„China war leider unfähig Japans tat¬ 
sächliche Position zu verstehen und es 
ist zu bedauern, dass der Japanisch-Chi¬ 
nesische Krieg schon so lange andauert.“ 
„Die Ursache des China,Zwischenfalls’ 
war die Beleidigung Japans durch China 
(...) und die illegale Verletzung der ja¬ 
panischen Rechte.“ So äußerte sichTojo 
Hideki, General der japanischen Armee 
und Premierminister Japans während 
des Zweiten Weltkriegs - als Machtha¬ 
ber und Kriegsverbrecher verantwort¬ 
lich und verurteilt für den Tod von Mil¬ 
lionen Chinesen. 

Selbstverständlich ging es der herr¬ 
schenden Klasse Japans damals nicht 
um irgendwelche Beleidigungen oder 
„japanische Rechte“, es ging um die Vor¬ 
machtstellung im Pazifikraum, um Ab¬ 
satzmärkte und letztendlich um die fet¬ 
ten Profite. Der Japanisch-Chinesische 
Krieg ist ein beinahe klassisches Beispiel 
für einen imperialistischen Kolonial-Er- 
oberungskrieg, den die Japanische Bour¬ 
geoisie sowohl gegen Goumindang, als 
auch gegen die Kommunisten mit ih¬ 
rem Vorsitzenden Mao Zedong mit er¬ 
bitterter Härte führte. Acht Jahre währ¬ 
te der Krieg bis der japanische Imperi¬ 
alismus besiegt werden konnte - nach 
amerikanischer Geschichtsschreibung 
natürlich nur durch ihre Teilnahme am 
Pazifikkrieg, tatsächlich war es aber vor 
allem der heldenhafte Kampf des chine¬ 
sischen Volkes, der die Invasoren aus ih¬ 
rem Land vertrieben hat und natürlich 
auch das Eingreifen der Sowjetarmee in 
die Kriegshandlungen im Fernen Osten. 
Laut bürgerlicher Darstellung starben 
über 20 Millionen Chinesen in diesem 
Kampf, die tatsächlichen Zahlen liegen 
aber weit darüber. 

Wieso nun diese Erinnerung an den Ja¬ 
panisch-Chinesischen Krieg? Die Gier 
des Kapitals ist niemals gestillt. Und so 
streckt Japans Bourgeoisie die Finger 
abermals nach den umliegenden Inseln 
und Felsen aus, diesmal geht es um die 
Diaoyu-Inseln (jap. Senkaku-Inseln). 
Ziel ist wieder einmal die Hegemonie im 
Pazifik-Raum und sind vor allem strate¬ 
gische Positionen gegen die VR China. 
Nur so ist das Interesse Japans an die¬ 
sen acht Felsbrocken zu verstehen. Oder 
sind es etwa doch die reichen Fischgrün¬ 
de um die Gestade? Zudem werden auf 
dem Meeresboden Öl- und Gasvorkom¬ 
men vermutet. 

Gelegen sind die Diaoyu-Inseln nord¬ 
östlich von Taiwan. Seit 1372, also seit 
der Ming-Dynastie, ist die Inselgruppe 
in chinesischen Quellen belegt und seit 
1534 gilt sie als Teil des chinesischen 
Kaiserreichs. Japan behauptet sie 1884 
„entdeckt“ zu haben - man beachte die 
Parallelen zu den europäischen „Entde¬ 
ckern“ - und gliederte sie in sein Ho¬ 
heitsgebiet ein. Mit dem Ende des Japa¬ 
nisch-Chinesischen Krieges endete diese 
Hoheit über weite Teile Chinas und Süd¬ 
ostasiens. Nach der Kapitulation Japans 
standen die Inseln unter US-amerikani¬ 
scher Militärverwaltung laut Friedens¬ 
vertrag von San Francisco, den die VR 
China allerdings nicht unterzeichnet hat. 
1972 gaben die USA die Inseln „zurück“ 
an ihren zu diesem Zeitpunkt bereits gu¬ 
ten Handels- und Militärpartner Japan. 
Sie wurden an private Besitzer überge¬ 
ben. Seit dem 11. September 2012 un¬ 
terstehen sie offiziell der japanischen 
Herrschaft. 

Gerne wird von bürgerlicher Seite aus 
behauptet die VR China gefährde die 
Stabilität Asiens durch ihr Streben nach 
Macht. Aber ein Blick auf die tatsäch¬ 
lichen Vorgänge offenbart ein anderes 
Bild. Das japanische Kapital, gebeutelt 
von Krise und Fukushima, regt sich wie¬ 
der, unterstützt von den USA, die Japan 
als Militärbasis und Alliierten gegen die 
VR China benötigen. Bereits im Sep¬ 
tember 2010 versicherte Hillary Clinton, 
dass die Inselgruppe unter den amerika¬ 
nisch-japanischen Sicherheitspakt fällt, 
also gegen jegliche chinesische Ansprü¬ 
che verteidigt wird. Vor einigen Tagen 
erst einigten sich beide Staaten das Ra¬ 
ketenabwehrsystem in Japan auszubau¬ 
en - gegen die Bedrohung Nordkoreas 
versteht sich. Der Zeitpunkt der Verein¬ 
barung verrät uns die tatsächliche Aus¬ 
richtung der Raketen. Mark Hadyniak 
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Verfügungen der Polizei gegen 
Antifaschisten unrechtmäßig 

Auflagen der Aachener Polizei wurden sämtlich zurückgewiesen 


Auf ge rüstet 

So wirklich wundern konnte man sich 
ja nicht, über das, was da in der letzten 
Woche aus Karlsruhe kam. Immerhin 
hat sich das gesamte Berliner Polit- 
Establisment sowie das dahinter ste¬ 
hende große Geld auf den gegenwär¬ 
tigen Europakurs verständigt. Auch 
unter Aushebelung des Verfassungs- 
legalismus. Hätten die acht Richter 
tatsächlich den Aufstand gewagt, wie 
es ihre schlichte Dienst-Pflicht gewe¬ 
sen wäre, wären ihnen ihre Grenzen 
schnell deutlich gemacht worden. Es 
wäre immerhin ein Signal gewesen. 
Aber man sollte aus den Herren und 
Damen in den roten Roben keine Wi¬ 
derstandskämpfer machen. Ihre Auf¬ 
gabe ist es, für die langfristigen Inte¬ 
ressen des Deutschen Imperialismus 
ein hinreichend flexibles, juristisches 
Funktions-Gerüst zu liefern. So ver¬ 
suchten sie - wieder einmal - die Fas¬ 
sade zu retten, indem sie einige Aufla¬ 
gen fürs Protokoll diktierten. 

Der Berliner Brachialstrategie, die 
internationale Konkurrenzfähigkeit, 
kurz Germanisierung Europas un¬ 
ter deutscher Vorherrschaft mit Hil¬ 
fe der Spekulation und den Mitteln 
einer rücksichtslosen Austeritätspo- 
litik voran zu treiben, ist damit nicht 
in Frage gestellt. Sie ist allerdings an 
einem kritischen Punkt. Sie kostet 
Geld. Viel Geld. Weit mehr als alle 
Rettungsschirme hergeben. Mittler¬ 
weile ist auch die geradezu mystisch 


In meinem politischen Leben mit bis 
heute fast 40-jähriger Mitgliedschaft 
in der DKP ist mir mehr als einmal 
vorgehalten worden, ich würde mich 
platter Parolen bedienen, wenn ich 
den Kapitalismus kritisiere. Oder 
dass ich überhaupt von Kapitalismus 
rede, bekanntlich lebten wir ja in ei¬ 
ner „sozialen Marktwirtschaft“. 

Eine dieser kritisierten Parolen war 
die Charakterisierung der Politik der 
herrschenden Klasse und ihrer früher 
Bonner und heute Berliner Sachver¬ 
walter auf das Ziel: „Damit die Rei¬ 
chen reicher werden.“ 

Nun finde ich genau diese Einschät¬ 
zung in der Überschrift des Leitarti¬ 
kels der heutigen Ausgabe der Süd¬ 
deutschen Zeitung , die nun wirklich 
nicht das Presseorgan der DKP ist. 
Hintergrund ist die Veröffentlichung 
des vierten Armuts- und Reichtums¬ 
berichtes der Bundesregierung. 

In dem Artikel kommt es noch tol¬ 
ler, in dem das Arbeitsministerium 
so zitiert wird: „Während das Netto¬ 
vermögen des deutschen Staates zwi¬ 
schen Anfang 1992 und Anfang 2012 
um 800 Milliarden zurückging, hat 
sich das Netto vermögen der privaten 


als Inflationsapokalypse beschwore¬ 
ne Gelddruckmaschine der EZB mit 
im Boot. Dieser „Systembruch“ dürf¬ 
te den handelnden Akteuren wohl 
weit mehr im Magen hegen als die 
Relevanz einiger Verfassungsartikel. 
Klar ist aber auch: Diese Strategie 
kostet Millionen ihre Existenz, ihre 
Arbeitsplätze, ihre Ersparnisse, ihre 
Lebensperspektive. Eine ganze Ju¬ 
gendgeneration steht vor dem Nichts. 
Ganze Regionen vor der Deindus¬ 
trialisierung. Millionen protestieren 
und dabei wird es nicht bleiben. Das 
ist auch den Machern des ESM und 
des Fiskalpaktes klar. Bei Beibehal¬ 
tung ihres Kurses werden sie die par¬ 
lamentarischen Fesseln immer weiter 
abstreifen müssen. 

Die Schockstrategie der Zusammen¬ 
bruchsdrohung zeigt Wirkung. Der 
Weg ist nun frei für eine Art euro¬ 
päisches finanzpolitisches Ermächti¬ 
gungsgesetz. Der Gouverneursrat des 
ESM wird, Verfassungsgerichtsurteil 
hin oder her, die Fortsetzung der bis¬ 
herigen Europa-Strategie autoritär 
durchsetzen. Wie man so etwas als 
Stärkung des Parlaments abfeiern 
kann, bleibt schleierhaft. 

Im Süden Europas sind Millionen 
auf den Straßen. Wenn es eine po¬ 
sitive Perspektive für Europa gibt, 
dann hegt sie hier. Weder im Berli¬ 
ner Kanzleramt, noch im derzeitigen 
Reichstag, noch in Karlsruhe. 


Haushalte von knapp 4,6 Billionen 
Euro mehr als verdoppelt.“ 

Jetzt bedeutet das allerdings nicht, 
dass wir Bürger eben mehr in der 
Tasche haben. Eine „sehr ungleiche 
Verteilung der Privatvermögen“ wird 
ausgemacht. So vereinen „die vermö¬ 
gensstärksten zehn Prozent der Haus¬ 
halte über die Hälfte des gesamten 
Nettovermögens auf sich“. Deren 
Anteil ist in den vergangenen Jahren 
deutlich gestiegen, von 45 Prozent im 
Jahr 1998 auf 53 Prozent im Jahr 2008. 
Die untere Hälfte der Haushalte ver¬ 
fügt mittlerweile nur noch über gut 
ein Prozent des gesamtgesellschaftli¬ 
chen Wohlstandes. 

Eine Quelle dieser Umverteilung 
ist die Entwicklung der Einkommen 
der abhängig Beschäftigten. 40 Pro¬ 
zent der Inhaber von Vollzeitstellen 
haben in den letzten Jahren Verluste 
hinnehmen müssen. 

Konsequenzen aus diesem Armuts¬ 
und Reichtumsbericht wird diese 
Bundesregierung nicht ziehen, zu¬ 
mindest keine, die diese Umvertei¬ 
lung stoppen oder gar umkehren 
wird. Also kann ich auch getrost mit 
meinen platten Parolen weiterma¬ 
chen. Werner Sarbok 


Heute musste das Oberverwaltungs¬ 
gericht Münster in einer Berufungs¬ 
verhandlung klären, wie Auflagen der 
Polizeibehörde, die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung diskriminieren, 
zu werten sind. Das Gericht hat die 
Rechtsauffassung der Polizei und des 
Verwaltungsgerichtes Aachen vollum- 
fänglich verworfen und dem Kläger 
Recht gegeben. Demnach ist es zuläs¬ 
sig, sich mit symbolischen, szenischen 
und mimischen Einüben von Blocka¬ 
den von Naziveranstaltungen in die ge¬ 
sellschaftlichen Debatten um das Auf¬ 
treten von Neonazis einzumischen. Die 
vom Kläger Udo Beitzel beanstande¬ 
ten Auflagen der Polizei sind sämtlich 
zurückgewiesen, Revision gegen das 
Urteil ist nicht zugelassen, alle Kosten 
aller bisherigen Verfahren trägt das 
Land NRW. 

Im Mittelpunkt standen die Erfahrun¬ 
gen der letzten Jahre: Zum Schutz des 
Rechts auf freie Meinungsäußerung 
habe das Bundesverfassungsgericht 
mehr als einmal „die Straße freige¬ 
macht für Neonazis“, so der Präsident 
des 5. Senats des OVG Münster. In dem 
vorliegenden Fall müsse dieses Recht 
auch Bürgern zugebilligt werden, die in 
einem als symbolisch zu betrachtenden 
Blockadetraining das Recht beanspru¬ 
chen, in der Öffentlichkeit gegen Neo¬ 
nazis aufzutreten. Für den Beklagten 
führte Regierungsoberamtsrat Nürn¬ 
berger aus, das Urteil tue ihm im Her¬ 
zen nicht weh. Tatsächlich kreisten sei¬ 
ne Ausführungen aber ausschließlich 
um die Unterstellung, Antifaschisten 
neigen prinzipiell und aufgrund ihrer 
Nähe zu „Autonomen“ zu Gewalt, wo¬ 
mit er grundrechtseinschränkende Auf¬ 
lagen begründete. 

Im April 2011 waren in Stolberg zwei 
Naziaufmärsche angesagt. Ein breites 
regionales Bündnis hatte seinerzeit 
darauf verwiesen, dass aus der Nazi¬ 
szene zahlreiche Übergriffe, Körper¬ 
verletzungen und Angriffe auf Orte, in 
denen Nazis Gegnerinnen vermuten, 
stattgefunden hatten. Und zwei Aache¬ 
ner Neonazis waren damals der Vor¬ 
bereitung von Sprengstoffanschlägen 
angeklagt, die zwischenzeitlich verur¬ 
teilt wurden. Angesichts der realen Be¬ 
drohungslage durch Neonazis rief das 
Bündnis dazu auf, die Naziveranstal¬ 
tungen zu blockieren: Stolberg 2011 - 
Den Naziaufmarsch gemeinsam blo¬ 
ckieren! 

Dem Bündnis gehörten an bzw. es wur¬ 
de unterstützt von u.a.: 

Den Einzelpersonen: Andrej Hun- 
ko, MdB (Partei „Die Linke“), Ralf 
Woelk (DGB Regionsvorsitzen¬ 
der), Rudi Bertram (Bürgermeister 
Stadt Eschweiler), Ludger Bentla¬ 
ge (NGG Region Aachen), Christi¬ 
an Lindner (ver.di Aachen/Düren/ 
Erft), Leo Gehlen (SPD Eschweiler), 
Albert Borchardt, Partei „Die Linke“ 


(Eschweiler), Franz-Dieter Pieta (Die 
Grünen Eschweiler), Prof. em. Dr. 
Wolfgang Dreßen (Düsseldorf), Pfar¬ 
re rin Susanne Rössler (Düren), Franz- 
Peter Beckers (Aachen), Konstantin 
Wecker und den Gruppen: Eschwei¬ 
ler Bürgerinitiative „Gemeinsam ge¬ 
gen Neonazis“, DGB Regions Vorstand 
(DGB Region NRW Süd-West), AK 
Antifa Aachen, AKKU - Antifaschis¬ 
tische Koordination Köln und Um¬ 
land, Antifa-KOK Düsseldorf, Antifa¬ 
schistische Linke Düsseldorf, Antifa¬ 
schistisches Aktionsbündnis Aachen, 
VVN-BdA Landes Vereinigung NRW, 
Stadtratsfraktion SPD Eschweiler, 
Betriebsrat der Lebenshilfe Aachen 
e.V., Betriebsrat der Firma Prysmian 
Kabel & Systeme (Eschweiler), Fach¬ 
schaft Philosophie 7/1, SJD - Die Fal¬ 
ken Kreisverband Aachen, Sozialisti¬ 
sche Deutsche Arbeiterjugend Aachen, 
Linke Liste (RWTH). 

Für dieses „Bündnis gegen die Nazi¬ 
aufmärsche 2011 in Stolberg (Rhld.)“ 
hatte Udo Beitzel (VVN-BdA Aachen/ 
Stolberg) für den 5. Februar 2011 ein 
Blockadetraining in Stolberg angemel¬ 
det, das die Polizei als Ordnungsbe¬ 
hörde mit diskriminierenden Auflagen 
belegt hatte. Das „Blockadetraining“ 
als symbolischer Akt der Meinungs¬ 
äußerung durfte nicht stattfinden, ob¬ 
wohl von diesem Training niemandem 
Gefahr drohte und ein Eingriff in die 
Grundrechte Dritter nicht zu befürch¬ 
ten war. Die Naziaufmärsche sollte ja 
erst zwei Monate später stattfinden! 
Zugleich verpflichtete die Polizei den 
Versammlungsleiter Beitzel, Ordner 
zur Durchsetzung dieser Auflagen ein¬ 
zusetzen und deren Personalien und 
die der anderen Beteiligten vorab der 
Polizei zu melden. 

Mit anderen Worten: Die Polizei zen¬ 
sierte die öffentliche Veranstaltung und 
wollte die Zensur durch die Veranstal¬ 
ter selbst durchsetzen lassen. 

Damit ist die Polizei in Münster nun 
krachend gescheitert! Die Unterstel¬ 
lung der Polizei, dem Blockadetrai¬ 
ning folge eine Straftat, ist unzulässig. 
Die Polizei könne frühestens eingrei- 
fen, wenn in einer „Blockadeaktion“ 
Rechtsbrüche feststellbar seien. 
Erstens dürfen Blockadetrainings als 
Akt der szenischen und mimischen 
Meinungsäußerung durch Ordnungs¬ 
behörden nicht verhindert werden. 
Zweitens müssen Veranstalter Ordner 
nicht benennen, um behördliche Aufla¬ 
gen durchzusetzen, das ist alleine Auf¬ 
gabe der Polizei. Und drittens hat die 
Polizei kein Recht, die Personalien von 
Rednern oder Ordnern prophylaktisch 
vor dem Vorliegen einer vermuteten 
Straftat zu verlangen. Dieses Vorgehen 
ist einschüchternd und beeinträchtigt 
das Recht auf freie Meinungsäußerung. 
Der Kläger, Udo Beitzel, und seine 
Mitstreiter zeigten sich von diesem 


Urteil hocherfreut. Aber sie wiesen 
darauf hin, dass mit der Anerkennung 
von Blockadetrainings als öffentliches 
Bekennen und Aufrufen zu antifa¬ 
schistischem Engagement Blockaden 
von Naziveranstaltungen selbst immer 
noch juristisch umstritten sind. Sie blei¬ 
ben bei ihrer Haltung, das breites cou¬ 
ragiertes gesellschaftliches Handeln 
erforderlich bleibt, wenn der Einfluss 
von Neonazis gemindert werden soll. 
Dieses Handeln schließt auch friedli¬ 
che Blockaden von genehmigten Neo¬ 
naziveranstaltungen ein, denn auch die¬ 
se unterliegen dem grundgesetzlichen 
Schutz auf freie Meinungsäußerung. 
Die nicht enden wollenden skandalö¬ 
sen Enthüllungen um die Mordbande 
des NSU bestärken Beitzel und die 
anderen: Die Repressionsorgane des 
Staates - Geheimdienste, Polizei, Bun¬ 
deswehr - haben eine strukturelle Un¬ 
fähigkeit an den Tag gelegt, Nazis als 
Gefährung der Bevölkerung zu erken¬ 
nen und zu bekämpfen. Als Gefangene 
ihrer eigenen Ideologie des „Extremis¬ 
mus“ konnten sie die besondere Ge¬ 
fährlichkeit von Nazis nicht erkennen. 
Einzig auf Antifaschistinnen und An¬ 
tifaschisten war in den letzten Jahren 
Verlass, wenn es um die Zurückdrän- 
gung des Einflusses von Nazis ging. 
Ein Erfahrung, die die Kläger auch in 
Aachen gemacht haben. Während die 
Polizei die erwähnten Naziaufmärsche 
genehmigte und harmlose Blockade¬ 
trainings faktisch verbot, konnte sich 
die „Kameradschaft Aachener Land 
(KAL)“ der Nazis zu einer veritablen 
Bedrohung entwickeln. Erst der Lan¬ 
desinnenminister hat dem einen ers¬ 
ten Riegel vorgeschoben, als er die Aa¬ 
chener Anfang des Jahres gezwungen 
hat, eine Sonderkommission „Rechts 
motivierte Kriminalität REMOK“ zu 
gründen und ihren Sitz sicherheitshal¬ 
ber nicht in das Aachener Polizeipräsi¬ 
dium sondern nach Stolberg verlegte. 
Das unlängst erfolgte Verbot der KAL 
hat nachträglich die politische und 
moralische Auffassung des Bündnisses 
„Stolberg 2011 - Den Naziaufmarsch 
gemeinsam blockieren!“ bestätigt. 

Für den April 2013 sind bereits erneut 
Kundgebungen aus dem Umfeld der 
verbotenen KAL angemeldet. Beitzel 
ist zuversichtlich und glaubt, dass die 
Polizei und ihr Präsident Oelze aus den 
Schlappen der letzten Monate gelernt 
haben und diesen Kundgebungen kei¬ 
nen Schutz mehr gewähren werden. 
Der Weg von den Auflagen bis hin zur 
Zurückweisung durch das OVG Müns¬ 
ter war weit. Udo Beitzel bedankt sich 
bei allen Mitstreiterinnen und Mitstrei¬ 
tern und seinen Anwälten für ihre mo¬ 
ralische und finanzielle Unterstützung, 
ohne die er die Kraft hin zu diesem 
wegweisenden Urteil kaum hätte auf¬ 
bringen können. 

WN-BdA Aachen 



Platte Parolen 


Karikatur: Bernd Bücking 
























Der Bau des „Schnellen Brüters" in Kalkar (Bildoben) konnte trotz der Massen¬ 
proteste nicht verhindert werden, das Kraftwerk ging jedoch niemals ans Netz. 



Die größte Demonstration gegen den Kraftwerksbau fand am 24. September 
1977 in Kalkar statt. Über 50 000 Menschen beteiligten sich an den Protesten 
(Bild oben), unter ihnen - gemeinsam - auch Mitglieder der Kommunistischen 
Parteien der Niederlande, Belgiens und der DKP (Bild unten rechts). 

Bild unten: Ein massives Polizeiaufgebot riegelte das Kraftwerksgelände ab. 



Heute befinden sich in Kalkar die “Führungszentrale Nationale Luftver- 
teidigung” (Bundeswehr) und das “Air Operations Centre” der NATO. Von 
hier aus wird der Krieg von deutschem Boden aus geplant und geübt. 
Das Bild oben rechts zeigt eine militärische Kommandozentrale der 
US-amerikanischen Streitkräfte, das Bild unten F-isC-Jäger im Einsatz. 


Widerstand in Kalkar 

Massenproteste gegen den „Schnellen Brüter” in den i97oern 


Kalkar war bereits in den 1970er 
Jahren Schauplatz eines großen 
Kampfes zwischen den Interessen 
der Bevölkerung und denen des 
Kapitals. 

1971 wurde mit dem Bau eines so 
genannten „Schnellen Brüters” - 
ein Brutreaktor, der mit Uran- 
238 als Brutstoff betrieben wird 
und neben der Energiegewinnung 
gleichzeitig weiteres spaltbares Ma¬ 
terial herstellt - begonnen. Schnell 
erhob sich gegen den Bau und die 
Inbetriebnahme eine breite Pro¬ 
testbewegung. 1974 protestierten 
etwa 10 000 Menschen, vor allem 


aus den Niederlanden, gegen den 
Schnellen Brüter. Einen Höhe¬ 
punkt erreichte die Protestbewe¬ 
gung am 24. September 1977 - das 
Ereignis jährt sich dieses Jahr zum 
35. Mal - als über 50 000 Menschen 
gemeinsam auf die Straße gingen. 
Auch das dagegen aufgestellte Po¬ 
lizeiaufgebot war eines der größten 
in der Geschichte der BRD. 

Der „Schnelle Brüter” wurde 1985 
fertig gestellt, aber Dank des viele 
Jahre währenden Widerstandes nie 
in Betrieb genommen. 

Kalkar und die gesamte Bewegung 
gegen den „Schnellen Brüter” ist 


ein vortreffliches Beispiel wie hun¬ 
derttausendfacher Protest und die 
geschlossene Aktion verschiede¬ 
ner politischer Organisationen es 
erreicht haben die Profitinteres¬ 
sen des Kapitals auszubremsen. 
Nur wenn es gelingt durch Mas¬ 
senproteste Druck auf das Kapi¬ 
tal auszuüben, dann können auch 
in Zukunft Forderungen durchge¬ 
setzt werden. 

Das sind die Lehren, die wir aus 
Kalkar und dem Widerstand ge¬ 
gen den „Schnellen Brüter” ziehen 
können. 


Am 3. Oktober 2012: Alle auf die Straße! 
Aufruf der Friedensbewegung zu Protestaktionen gegen die 
Führungszentrale der NATO für die Kriege der Zukunft 


Auch heute gibt es wieder Grund 
in großer Zahl in Kalkar zu pro¬ 
testieren. Bundeswehrführung 
und NATO haben dort - ohne viel 
Aufsehen zu erregen - die “Füh¬ 
rungszentrale Nationale Luftver¬ 
teidigung” (Bundeswehr) und das 
“Air Operations Centre” (NATO) 
errichtet. Es wird der Krieg von 
deutschem Boden aus geplant und 
eingeübt. Zudem kann in diesem 
Jahr turnusmäßig die Schnelle Ein¬ 
greiftruppe der NATO in aller Welt 
von der „von-Seydlitz-Kaserne” in 
Kalkar aus kommandiert werden. 
Die Ostermarschiererlnnen von 
Rhein und Ruhr brachten es in ih¬ 
rem Aufruf für 2012 auf den Punkt: 
„Durch das ungehemmte Vorgehen 
der NATO werden das Völkerrecht 
und die weltweite Friedensordnung 
verletzt. Die Gefahr von Kriegen 
steigt, die Welt wird unsicherer. 
NATO Kriegseinsätze werden auch 
von NRW aus gesteuert, so durch 


das der NATO unterstellte Luft- 
waffen-Führungshauptquartier in 
Kalkar.” 

In Kalkar simulierte die NATO 
auch schon das Funktionieren der 
ersten Teile ihres neuen Raketen¬ 
abwehrschirms. Dieser richtet sich 
gegen Atomraketen und soll von 
der US-Basis Ramstein aus ge¬ 
steuert werden. Zusätzlich sollen 
die US-Atomwaffen modernisiert 
werden. Stellt sich nun also die Fra¬ 
ge: Ist auch Kalkar Bestandteil des 
Raketenabwehrschirms? 

Am 3. Oktober will die Friedens¬ 
bewegung an Rhein und Ruhr ge¬ 
gen diese bedrohliche Entwick¬ 
lung protestieren. Seit den neunzi¬ 
ger Jahren ist Deutschland wieder 
ein kriegführendes Land. Deutsche 
Waffen und Truppen sind weltweit 
im Einsatz. 22 Jahre lang beru¬ 
higten sich die Menschen bei uns 
damit, dass die deutschen Kriegs¬ 
einsätze ja in der Ferne stattfin¬ 


den. Mit dem NATO-Luftwaffen- 
Führungshauptquartier in Kalkar 
kann Deutschland wieder selbst 
zum Kriegsschauplatz werden. 

Die Friedensbewegung an Rhein 
und Ruhr fordert: 

★ Die Schließung des NATO- 
Luftwaffen-Führungshauptquar- 
tiers in Kalkar 

★ Ein Konversionsprogramm für 
den Standort 

★ Die Entscheidungsgewalt über 
Krieg und Frieden muss beim Bun¬ 
destag bleiben 

★ Nein zum Raketenabwehr¬ 
schirm 

★ Abrüstung statt neuer NATO- 
Kriege 

Alle auf die Straße - kein Krieg von 
deutschem Boden aus! Die Demo 
am 3. Oktober 2012 startet um 
11:30 Uhr am Marktplatz Kalkar. 
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Theorie und Geschichte/ Politisches Buch 


unsere zeit m 


„Griechenland war eine Säule des Widerstands“ 


Das antike Griechenland gilt als Quelle der europäischen Kultur - vom griechischen Widerstand gegen 


den Faschismus ist kaum die Rede 



D ie französische Historikerin Joelle Fontaine 
ist Autorin des Buches „Vom Widerstand 
zum Bürgerkrieg - Griechenland 1941- 
1946V Es weist sie als detailkundige Kennerin des 
Themas aus. Nun erinnerte sie aus aktuellem An¬ 
las in einem kürzlich erschienen Zeitungsartikel 
an dieses Kapitel griechischer Geschichte. Das ist 
unserer Ansicht nach gerade in der gegenwärtigen 
Griechenland-Debatte eine gute Idee. 

Einleitend schreibt die Autorin: „Die Beiträge des 
antiken Griechenland zur europäischen Zivilisa¬ 
tion werden häufig erwähnt, aber das moderne 
Griechenland genießt selten das Recht einer sol¬ 
che Ehre. Wie viele Menschen wissen heute et¬ 
was über die Rolle, die dieses Land in dem großen 
Kampf in der Mitte des 20. Jahrhunderts gegen 
den Faschismus gespielt hat? Und doch war der 
griechische Widerstand einer der massenhaftesten 
und wichtigsten auf dem europäischen Kontinent. 
In einem knapp zusammengefassten Überblick 
erwähnt die Forscherin die damaligen historischen 
Ereignisse: „Zuerst angegriffen von Mussolini im 
Oktober 1940, ist es Griechenland innerhalb von 
zwei Wochen gelungen, die italienische Invasion 
zurückzuschlagen. Aber die folgende der Nazi- 
Truppen im April-Mai 1941 konnte trotz eines Wi¬ 
derstands, der selbst Hitler Bewunderung abrang 
und ihn zwang, die Operation gegen die UdSSR 
zeitlich zu verschieben, nicht aufgehalten werden.“ 
Weiter schildert sie: „Die Kommunistische Par¬ 
tei Griechenlands, die KKE, war damals durch 
die Verfolgungen, die sie in den Jahren vor der 
Besetzung unter der faschistoiden Diktatur von 
General Metaxas erlitten hatte, stark desorga¬ 
nisiert. Die Mehrzahl ihrer Führer waren einge¬ 
kerkert oder deportiert worden. Aber mehrere 


konnten ausbrechen und brachten 
sehr rasch Widerstandsorganisatio¬ 
nen auf die Beine. Zuerst die „Nati¬ 
onale Solidarität“ (,,EA), um der von 
einer schrecklichen Hungersnot (die 
schlimmste Europas) heimgesuchten 
Bevölkerung im Winter 1941/42 Hilfe 
zu bringen. Dann ab September 1941 
die große Nationale Befreiungsfront 
EAM, die sie mit drei kleineren dem 
Sozialismus zuneigenden Parteien 
bildeten - mangels des erhofften 
Echos bei den zwei großen traditio¬ 
nellen politischen Formationen, die 
sich jeder Aktion fernhielten. 

Die EAM organisierte riesige Kund¬ 
gebungen in den Städten, wo sich 
junge Männer und Frauen den ita¬ 
lienischen oder deutschen Panzern 
mit bloßen Händen entgegenstell¬ 
ten. Im Februar/März 1943 unter¬ 
band die Bevölkerung Athens den 
deutschen Versuch, den obligato¬ 
rischen Arbeitsdienst einzuführen 
(Anm. d. Übers.: Es handelt sich um 
die geplante Zwangsverschleppung 
griechischer Arbeitskräfte nach 
Deutschland). Schließlich schuf die 
EAM ihre Volksbefreiungsarmee, die 
ELAS, die den Feind unaufhörlich in 
Atem hielt, die Deutschen zwang, in Griechenland 
ständig fast zehn Divisionen aufrechtzuerhalten 
und mehrfach wichtige Operationen der Alliier¬ 
ten erleichterte. Zum Beispiel im November 1942, 
als die Sprengung der Gorgopotamos-Brücke den 
Versorgungsweg der Truppen des deutschen Af¬ 
rika-Korps unter Rommel unterbrach, oder als 
eine intensive Sabotagekampagne Anfang Juli 
1943 den Blick der faschistischen Achsenmäch¬ 
te von Sizilien ablenkte, wo die alliierte Landung 
vorbereitet wurde. 

Und dies alles trotz eines unbeschreiblichen Kli¬ 
mas des Terrors. Außer der Hinrichtung von Gei¬ 
seln nach solchen Operationen sind in Griechen¬ 
land die völlig abgebrannten Dörfer mit Frauen 
und Kindern darin, die Körper hingeschlachteter 
Männer am Eingang zu den rauchenden Trüm¬ 
mern nicht zu zählen. Die Spitze des Schreckens 
wurde im Juni 1944 in Distomo nahe Delphi er¬ 
reicht, wo die Wehrmacht 300 furchtbar verstüm¬ 
melte Leichen hinterließ. Es ist verständlich, dass 
die griechische Presse heute Deutschland immer 
wieder daran erinnert, dass es seine Kriegsschul¬ 
den nie bezahlt hat. 

Ab dem Sommer 1943 hatte die ELAS ein Drittel 
des Territoriums Griechenlands entlang der Ge- 
birgszone, die sich von West-Mazedonien bis zum 
Golf von Korinth hinzieht, befreit. In diesem be¬ 
freiten Griechenland schuf die EAM einen ech¬ 
ten Staat neuen Typs. Generalversammlungen der 
Einwohner, an denen auch die Frauen teilnahmen 
(eine unglaubliche Sache für das damalige Grie¬ 
chenland!), wählten verschiedene örtliche Kom¬ 
missionen: Selbstverwaltung, Volksgerichte, Kom¬ 
missionen für Sicherheit, Ernährung, Schule und 
Kirche. Parallel dazu vervielfachte die EAM ihre 


Bemühungen bei der vom griechischen König im 
Londoner Exil, danach in Kairo installierten Re¬ 
gierung, eine Regierung der nationalen Einheit 
zu bilden. Angesichts der Ablehnung durch diese 
schuf sie im März 1944 ihr eigenes Politisches Ko¬ 
mitee der Nationalen Befreiung und organisierte 
sie im folgenden Monat im befreiten Griechen¬ 
land und anderswo in der Illegalität Wahlen zu 
einem Nationalrat von 180 Abgeordneten. Vom 
14.-27. Mai tagend, beschloss dieser eine Verfas¬ 
sung auf der Grundlage der bereits bestehenden 
Institutionen und begann er eine bedeutende ge¬ 
setzgeberische Arbeit. 

Wie die meisten der Widerstandsbewegungen im 
besetzten Europa hatte die EAM nicht allein die 
Befreiung des Landes zum Ziel. Ihr Programm sah 
auch tiefgehende Reformen vor, die mehr als not¬ 
wendig waren in einem Land, das bis dahin nie ein 
wirklich demokratisches Regime gekannt hatte, 
noch dazu in einer Situation extremer Armut und 
großen sozialen Unrechts. Aber auch in einer Si¬ 
tuation der Abhängigkeit von Großbritannien - 
und das sollte für den griechischen Widerstand 
verhängnisvoll werden. 

Churchill ging darauf aus, nach der Befreiung das 
griechische monarchistische Regime wiederher¬ 
zustellen, seiner Ansicht nach die beste Garantie 
für die Interessen des britischen Empire in dieser 
strategisch wichtigen Zone des östlichen Mittel¬ 
meers. Ab 1943 versuchte er mit allen Mitteln, der 
EAM zu schaden, indem er konkurrierende Orga¬ 
nisationen förderte und finanzierte, ohne dabei zu 
zögern, unter der Hand auch Milizen zu unterstüt¬ 


zen, die mit der Nazi-Besatzung kollaboriert hat¬ 
ten. Sie griffen die ELAS an, und gleichzeitig wur¬ 
den die Führer der Widerstandsbewegung durch 
politische Manöver in eine Falle gelockt, die ih¬ 
nen jede Möglichkeit eigenständigen Handelns 
nahm. Schließlich akzeptierten letztere im August 
1944, sich an einer in Kairo gebildeten Regierung 
zu beteiligen, die von nationaler Einheit nur den 
Namen hatten. Dann folgte, zwei Monate danach, 
die Landung britischer Truppen in Griechenland, 
obwohl die Deutschen zu diesem Zeitpunkt be¬ 
reits abgezogen waren. Und es sind diese „alliier¬ 
ten“ Truppen, verbunden mit den kollaborationis- 
tischen griechischen Milizen, die im Januar 1945 
die Entwaffnung der Partisanen erzwangen ... 
Das griechische Volk ist für seinen hervorragen¬ 
den Widerstand sehr wenig belohnt worden. Die 
EAM behielt 1945 eine immense Dynamik und 
hätte die Wahlen hoch gewinnen können. Aber 
ein unerbittlicher Terror brach alsbald über die 
entwaffneten Widerstandskämpfer herein, der 
bis zu dem Punkt ging, nicht nur ihre politische 
Teilnahme, sondern auch ihr einfaches Überle¬ 
ben unmöglich zu machen. Deshalb gingen viele 
von ihnen zurück in den Maquis, ein dreijähriger 
Bürgerkrieg, in dem die Amerikaner die Englän¬ 
dern als „Schutzmacht“ Griechenlands ablösten, 
und mehrere Jahre repressive Regimes, die in der 
Diktatur der Obristen ihren Höhepunkt hatten. 

Aus „„Humanite“ 30.8.2012 (leicht gekürzt) 

Joelle Fontaine, De la resistance ä la guerre civile 
en Grece. 1941-1946, La Fabrique, 2012 



Foto: Powell-Davies (Lt), No 2 Army Film & Photographie Unit. 


Bild oben links: Ein Denkmal für die ELAS im heutigen Athen. 

Bild oben: Sherman-Tanks und Truppen des 5. schottischen Fallschirmjägerbattalions sowie der 2. 
Fallschirmjägerbrigade während Kampfhandlungen gegen ELAS-Kämpfer in Athen (18. Dezember 

1944). 


Basiswissen Demokratie 

Ein Buch des Politikwissenschaftslers David Salomon im PapyRossa Verlag 


Demokratie? Was wird darunter verstanden? 
David Salomon verweist bereits am Anfang seines 
im Frühjahr erschienen Buches darauf, dass die¬ 
ser Begriff nicht erst heute sehr widersprüchlich 
verwandt wird. 

Für ihn ist „Demokratie“ ein politischer und zu¬ 
gleich umkämpfter Begriff (S. 8, 9). Um die „De¬ 
mokratie“ herrscht jedoch viel Verwirrung. Der 
Begriff scheint eine Nebelkerze zu sein, die die 
eigentlichen politischen Fronten undurchschau¬ 
bar macht. 

So eröffnete „im Namen der Demokratie“ US- 
Präsident Georg Bush nach den Terroranschlägen 
vom 11. September 2001 einen „Krieg gegen den 
Terror“. Obama, der Bush im US-Präsidentenamt 
ablöste, wurde bei der Einführung einer gesetzli¬ 
chen Krankenversicherung „Demokratieabbau“ 
vorgeworfen. 

Ein anderes Beispiel:„Im Namen der Demokratie 
und zur Unterstützung einer selbsterklärten De¬ 
mokratiebewegung im Frühjahr 2011 in Libyen, 
das seinem Staatschef Muammar al-Gaddafi zu¬ 
folge - ein demokratisches Musterland war. Zu¬ 
dem unterhielt Gaddafi zumindest in den letzten 
Jahren seiner Regentschaft - wie andere Poten¬ 
taten 4 des nördlichen Afrika auch - enge Bezie¬ 
hungen zu den westlichen Demokratien.“ (S. lf.) 
Den „Demokratien“ des Westens galten die öst¬ 
lichen Volksdemokratien im Kalten Krieg immer 
als Inbegriff für antidemokratischen Autoritaris- 
mus und „Totalitarismus“. Ganz anders war das 


Verhältnis zum chilenischen Diktator Pinochet, 
den die westlichen „Demokraten“ als Bollwerk 
„gegen den Sozialismus in Latein¬ 
amerika und als eine Art Vorpos¬ 
ten der wehrhaften Demokratie im 
Weltmaßstab betrachteten.“ (S. 2) 

Es scheint so, dass das Vorhanden¬ 
sein von Parlamenten, die Durch¬ 
führung allgemeiner Wahlen, das 
Vorhandensein eines Mehrpar¬ 
teiensystems für viele bürgerliche 
Theoretiker bereits „Demokratie“ 
bedeuten. Kritiker solcher Auffas¬ 
sungen, soweit sie in der Traditi¬ 
on der französischen Revolution 
stehen, gehen dagegen davon aus, 
dass sich der Demokratiegehalt ei¬ 
ner Gesellschaft daran bemisst, wie 
es um die reale Macht der „Unterklassen“ steht, 
Einfluss zu nehmen und ihre Interessen geltend zu 
machen. Also wie steht es mit den tatsächlichen 
Rechten der Unterdrückten, Ausgebeuteten und 
auch in der Gesellschaft ganz an den Rand ge¬ 
drängten Menschen? Im Klappentext wird hervor¬ 
gehoben: „Politische Demokratie, so die grundle¬ 
gende These, bleibt formal und ist bedroht, wenn 
sie sich nicht zur sozialen Demokratie erweitert 
und auf alle gesellschaftlichen Bereiche erstreckt.“ 
Salomon untersucht unter diesem Gesichtspunkt 
kritisch die Geschichte der „Demokratie“ und der 
Demokratie Vorstellungen von der Antike bis zur 


bürgerlichen Gesellschaft, betrachtet im Weite¬ 
ren das Verhältnis von Arbeiterbewegung und 
Demokratie im 19. Jahrhundert, 
macht dabei - wenn auch nur sehr 
knapp - auf den Marxschen Ansatz 
aufmerksam. Salomon verfolgt im 
Weiteren die Entwicklungen der 
Positionen in der Sozialdemokratie 
und in der kommunistischen Bewe¬ 
gung des 20. Jahrhunderts. Er setzt 
sich mit der Entwicklung in der 
Sowjetunion nach Lenins Tod sehr 
kritisch auseinander, geht auch auf 
Fortschritte und Demokratiedefizi¬ 
te in den nach 1945 entstehenden 
sozialistischen Ländern ein, macht 
auf den Kalten Krieg und seine 
Auswirkungen sowie die Machtin¬ 
teressen der Großmächte aufmerksam, fragt nach 
Chancen und vertanen Möglichkeiten sozialisti¬ 
scher Entwicklung. Welche Möglichkeiten zur De¬ 
mokratisierung der gesamten Gesellschaft gibt es 
unter den heutigen Bedingungen? 

Wer eine leicht verständliche Einführung in dieses 
Thema erwartet, wird vielleicht enttäuscht sein. 
Das Büchlein wird gewiss auch manchen Wider¬ 
spruch provozieren. nh 

David Salomon, Demokratie, PapyRossa Basis¬ 
wissen, Papyrossa Verlag, Köln 2012,131 Seiten, 
9,90 Euro. ISBN 978-3-89438-487-6 


Fortsetzung der 
theoretischen Debatte 
in der DKP 

Am 13. Oktober 
in Hannover 
zum Schwerpunkt: 

Die Demokratiefrage in den 
heutigen gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen 

Einleitungsreferat: Georg Fülberth 

Wo: Bezirksbüro der DKP Niedersach¬ 
sen, Hannover, Volgersweg 6a (fünf 
Minuten vom Hauptbahnhof) 

Beginn: 11 Uhr 30 - Ende: 16 Uhr 30 

Für Verpflegung wird gesorgt. 

Da nur begrenzt Plätze zur Verfügung 
stehen und die Verpflegung vorbereitet 
werden muss, bitten wir um Anmeldung 
beim Parteivorstand über die Landes- 
bzw. Bezirksvorstände oder Koordinie¬ 
rungsräte bis zum 8. Oktober. 



v» David Salomon 
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Zwölftontechnik und „Internationale“ im Bündnis 

Raritäten zu Eislers 50. Todestag (Teil 2): „Deutsche Sinfonie“, Musik aus dem USA-Exil 



D ie Berliner Konzerte und Ehrun¬ 
gen präsentierten Hanns Eisler 
politisch und künstlerisch so le¬ 
bendig wie möglich. Aus 15 Jahren des 
Exils in Europa und Amerika wurde 
seltener Gespieltes neu befragt. Das 
Gedenkkonzert am 11. September 
im Konzerthaus Berlin bot eine wür¬ 
dige Aufführung seines Hauptwerks, 
der „Deutschen Sinfonie“ gegen den 
deutschen Faschismus. Dem kantaten- 
haften, dodekaphonen Großwerk in 
11 Teilen („Oh Deutschland, bleiche 
Mutter, wie bist du besudelt mit dem 
Blut deiner besten Söhne“) liegen Tex¬ 
te von Bertolt Brecht, Ignazio Silone 
und Julius Bittner zugrunde. Aus fast 
20-jährigem Wartestand kam es 1959 
zur Uraufführung in der DDR. Die 
Anzahl nachfolgender Aufführungen 
hält sich noch immer in Grenzen. Da¬ 
bei ist die Gesamtaussage - Kampf ge¬ 
gen Faschismus auf breiter Basis, Soli¬ 
darität mit den Verfolgten im Zeichen 
der „Internationale“ - historisch nicht 
erledigt. Verdienstvoll führte der Diri¬ 
gent Achim Zimmermann „seine“ se¬ 
miprofessionelle Berliner Singakade¬ 
mie e. V. und das Konzerthausorchester 
am Gendarmenmarkt zu einer sehr en¬ 
gagierten, gut verständlichen und ex¬ 
pressiven Aufführung. Unter den Ge¬ 
sangssolisten - mit Annette Markert, 
Henryk Böhm und Egbert Junghanns - 
gebührt der koreanischen Sopranistin 
Yeree Suh besondere Achtung. 

In seinem Todesjahr 1962 wohnte Eis¬ 
ler auch bewegt einer zweiten, von der 
BBC besorgten Einstudierung und 
Rundfunkübertragung in London bei. 
Doch Sohn Georg zufolge fiel seine 
Bilanz nüchtern aus: Das kommt um 
einige Jahre zu spät. Was Eisler erst¬ 


mals 1935 bei einer Vortragsreise in 
den USA flüchtig skizzierte, führte er 
u.a. im dänischen Svendborg zunächst 
in zwei Sätzen für eine „Konzentrati¬ 
onslagersinfonie“ (Arbeitstitel) aus. Er 
hoffte, die Stücke 1937 bei einem Mu¬ 
sikfest der Internationalen Gesellschaft 
für Neue Musik (IGNM) in Paris auf¬ 
führen und verbreiten lassen zu kön¬ 
nen und plante aufgrund der offiziellen 
Nominierung zunächst 400 Chorstim¬ 
men ein. 

Doch der kompromißlerische IGNM- 
Vorstand fürchtete jeden denkba¬ 
ren Einspruch Hitlerdeutschlands 
und wollte die Solo-Vokalparts ohne 
Brechts Texte, rein instrumental vor¬ 
tragen lassen. Das konnte Eisler nicht 
hinnehmen, denn mit der tonal schrof¬ 
fen Positionierung gegen faschistische 
Gleichschaltung, die „bolschewistische 
Musik“ als ganz und gar „entartet“ ver¬ 
bot und ihre Komponisten verfolgte, 
verband er ein großes, gewagtes kul¬ 
turpolitisches Vorhaben: das Projekt 
einer musikalischen Einheitsfront von 
Arbeitersängern und kompositorischer 
Avantgarde im Weltmaßstab (Albrecht 
Dümling). Für Brecht und Eisler waren 
die Massen bewusster Proletarier als 
vormalige Adressaten ihrer direkt ein¬ 
greifenden Kunst nicht mehr verfügbar. 
Auf organisatorische Größenordnun¬ 
gen bezogen, war die Aufforderung des 
Einheitsfrontlieds im wesentlichen fol¬ 
genlos geblieben. Goebbels ließ auch 
viele andere neue und alte Kampflieder 
verballhornen, um politisch Schwan¬ 
kende „umzudrehen“. 

So änderte Eisler konzepterweiternd 
den Titel in „Deutsche Sinfonie“ und 
fügte ihr mehrmals kompakte Orches¬ 
terabschnitte nach den höchsten kom¬ 


positorischen Standards der Zeit ein. 
Auch das tradierte B-A-C-H-Ana- 
gramm gehört für Fachleute zum so¬ 
liden Markenzeichen. Jost Hermand 
wertet das als „bürgerlichen Modernis¬ 
mus in seiner höchsten im Exil befindli¬ 
chen Form“ und damit als „eminent po¬ 
litische Absicht gegen jene“, die Eisler 
ins Exil trieben. Das macht es Ungeüb¬ 
ten beim Hören nicht leicht. Später, im 
Zuge der „Faustus“-Krise und der gel¬ 
tenden neuen Volkstümlichkeit in der 
jungen DDR, betonte der Komponist, 
dass jeder Musiker neben Werken, die 
sofort verstanden werden, auch Kom¬ 
pliziertes produzieren muss, um die 
Kunst vorwärts zu bringen. 

„Ich als deutscher Komponist kann Ih¬ 
nen gar nicht genug sagen, was es be¬ 
deutet, dass man in Deutschland mit 
der politischen Freiheit auch die Frei¬ 
heit der Musik verloren hat“, hatte Eis¬ 
ler 1937 die IGNM beschworen. „Ich 
weiß, was das bedeutet. Und Sie wer¬ 
den mich verstehen, wenn ich sage, daß 
dieser Kampf für die Freiheit gegen die 
reaktionären Kräfte mit ein Grund für 
das Bündnis der Musikintellektuellen 
mit den breiten Volksmassen ist.“ 

Wie schwer es in jenen Jahren war, vom 
Ausland her eine effektive Volksfront 
aufzubauen, lässt sich nachvollziehen. 
Das neue Zusammengehen mit der 
kompositorischen Avantgarde, von 
der sich Eisler ja während der vorange¬ 
gangenen Kampfmusikphase stereotyp 
abgewandt hatte, um sich voll in den 
Dienst der proletarischen Avantgar¬ 
de zu stellen, wird im nun angestreb¬ 
ten Bündnis gegen den gemeinsamen 
Feind modifiziert. Und zwar so schön- 
bergisierend wie möglich, wie es Her¬ 
mand nennt. 

Ohne falsches Pathos werden die 
„kaum erreichbaren“, „nicht verges¬ 
senen Kämpfer“ direkt angesprochen. 
Für die frühen Lager, in denen im April 
1933 Sozialdemokraten und Kommu¬ 
nisten „begraben“ sind, steht hier das 
berüchtigte KZ Sonnenburg bei Küst- 
rin. Angeprangert wird die Logik des 
Hindenburg-Hitler-Pakts (21.3.1933) 
am Tag von „Potsdam unter den Ei¬ 
chen“. Wenn das verfremdete „Be¬ 
gräbnis des Hetzers im Zinksarg“ ge¬ 
wissermaßen Tritt fasst, überantwortet 
Eislers Chor-Klanggebärde die „An¬ 
klage“ dem Urteil der Zuhörer: Der 
tote Mensch in diesem Zink hat nach 
Brot für die Armen gefragt und Solida¬ 
rität mit allen Unterdrückten eingefor¬ 
dert. Noch deutlicher münden solche 
Metaphern in der folgenden Bauern¬ 
kantate und in einer Arbeiterkantate 


auf Brechts „Lied vom Klassenfeind“: 
„General, Fabrikant und Junker, unser 
Feind, das bist du!“ Der vor der Ur¬ 
aufführung tonal hinzugefügte Epilog, 
den Eisler seinem „Kriegsfibel“-Zyk- 
lus entnahm, entlässt die Hörer stark 
emotional: „Seht unsre Söhne, taub 
und blutbefleckt“ schrieb Brecht unter 
das bekannte Foto der kapitulierenden 
Wehrmacht, im Stalingrad-Winter 1943. 

„Anatomie der Trauer“ - das 
„Regen“-Ouintett 

Das Konzert „Hanns Eisler in Ameri¬ 
ka“ im Kammermusiksaal der Philhar¬ 
monie galt gleichfalls dem Zwölftöner. 
Leicht mitvollziehbar, elegant spiel¬ 
ten Musiker und Gäste des Pelegrini- 
Quartetts zusammen mit dem Schwei¬ 
zer Eisler-Pianisten Christoph Keller 
das in aller Welt berühmte Variatio- 
nen-Quintett „14 Arten, den Regen zu 
beschreiben“. 

Seine „beste Kammermusik“ widme¬ 
te Eisler 1941 seinem Lehrer Arnold 
Schönberg zum 70. Geburtstag. Die 
gleichsam verkörperten 14 eigenstän¬ 
digen Haltungen, „auf anständige Art 
traurig zu sein“, galten ihm 1962 als „ei¬ 
nes der Themen des 20. Jahrhunderts“, 
als „Anatomie der Trauer“. Anhand des 
nachvertonten Dokumentarfilms „Re¬ 
gen“ von Joris Ivens bewies Eisler in 
Hollywood, die avancierteste 12-töni- 
ge Musik könne in der Gattung Film 
entschieden effektiver eingesetzt wer¬ 
den als die traditionelle, zum Klischee 
verkommene. 

Eislers „Reisesonate“ von 1937 (Anto¬ 
nio Pelegrini, Christoph Keller) zeugte 
in heiterer Leichtigkeit und doch mit 
einem gezielt eingesetzten Klassen¬ 
kampfmotiv, auch mit dem Gestus der 
Tanz- und Marschrhythmen von einem 
ersten vorläufigen Abschied aus Euro¬ 
pa. Sein Streichquartett op. 75 nimmt 
in der formalen Anlage und dialogi¬ 
schen Variationsstruktur einiges vom 
„Regen“-Quintett vorweg. Als Eisler 
das Quartett 1938 in den USA kompo¬ 
nierte, fürchtete Brecht, der anregen¬ 
de Dialektiker würde nun Apologet des 
l‘art-pour-l‘art. Exzellent spielte Chris¬ 
toph Keller bei anderer Gelegenheit 
Eislers dritte Klaviersonate von 1943 
in der ursprünglichen amerikanischen 
Fassung. Keller hat das Original mitver¬ 
antwortlich für die Hanns-Eisler-Ge- 
samtausgabe durchgesehen und war 
somit wiederum der ideale Interpret, 
um in freier Zwölftönigkeit klagen¬ 
de Emigrationsbezüge und wohl auch 


„amerikanisierende“ Pathetik hörbar 
zu machen. 

Das Kammerkonzert ermöglichte zu¬ 
dem einen spannungsvollen Vergleich 
mit Werken fortschrittlicher amerika¬ 
nischer Komponisten im Umfeld von 
„Kollektiv Music“ das als New Yor¬ 
ker Komponisten-Forum der 30-er 
Jahre einst auch Eisler begrüßt hatte. 
Charles Ives‘ kritischen Klangcollagen 
und Reihenschichtungen aus neuem 
und folkloristischem Material erinner¬ 
ten daran, ferner ein Sextett des zeit¬ 
weiligen Vierteltöners Aaron Copland 
und nicht zuletzt ein experimentelles 
Streichquartett von Ruth Crawford- 
Seeger, die in der kommunistischen 
Arbeiterbewegung und als Kompo¬ 
nistin eine interessante Entwicklung 
verkörpert. Als Schönberg-Verehrerin 
komponierte sie Ende der 20er Jahre 
in freier Tonalität, ging dann mit ihrem 
Mann Charles Seeger auf die Suche 
nach einer grundlegend neuen avant¬ 
gardistischen Musiksprache und be¬ 
reitete schließlich dem weltbekannten 
Stiefsohn Pete Seeger den Weg zum po¬ 
litischen Country, als sie begannen, die 
amerikanische Folklore systematisch 
zu erforschen. 

Hilmar Franz 



Das Grab von Hanns Eisler auf dem 
Dorotheenstädtischen Friedhof in 
Berlin Mitte. 


Die lange Zeit des Wartens hat sich gelohnt 

Hannes Wader - „Nah dran“ 



Jetzt, kurz nach seinem 70. Geburts¬ 
tag, erschien endlich - nach sechs Jah¬ 
ren langen Wartens - eine neue CD mit 
neuen Liedern und einem Wader so gut 
wie seit vielen Jahren nicht mehr. Die 
lange Zeit des Wartens hat sich gelohnt. 
Das Album ist nachdenklich, ausgereift 
und abwechslungsreich, hat Groove, 
Humor, Haltung und politischen Hin¬ 
tergrund. 

Vom Lied, vom Folksong, von Country 
und Reggae, vom deutschen Volkslied 
bis zum politischen Lied: Hier fließt an 
musikalischen Stilen vieles zusammen, 
um der Vielfalt der Lieder und ihrer 
anspruchsvollen Texte gerecht zu wer¬ 
den. Im ersten Lied „Dass wir so lange 
leben dürfen“, heißt es: „Stark wie Ei¬ 
chen, die nicht weichen, zart wie See¬ 
rosen auf Teichen.“ Diese Metapher 
trifft sehr genau das, was Hannes Wa¬ 
ders Liedkunst ausmacht. Sie ist un¬ 
gebeugt und kraftvoll, aber auch zart 
und zerbrechlich. Er ist wieder die kriti¬ 
sche Stimme, die zum Nachdenken und 
Handeln anregt. 

Eine gefühlvolle Erinnerung an den im 
vergangenen Jahr verstorbenen Freund 
und Kollegen Franz Josef Degenhardt 
findet sich in dem musikalischen Nach¬ 
ruf „Alter Freund“. Das Degenhardt- 
Lied „Jeder Traum“ geht dieser berüh¬ 
renden Ehrung des alten Weggefähr¬ 


ten voraus. Genau so behutsam und 
umsichtig wurden weltbekannte Songs 
von Pete Seeger, Tom Paxton und Jac¬ 


ques Prevert von Wader mit eigenen 
deutschen Texten versehen - und da¬ 
durch auch zu eigenen Liedern. Gän¬ 


sehaut und Tränen gehören zum Lied 
„Boulevard St. Martin“, eine Hommage 
an Peter und Etti Gingold für jeden, der 
Peter und Etti kannte, läuft bei diesem 
Lied das Leben von Peter und Etti als 
Kopf-Kino. 

In seiner über 40-jährigen Karriere ist 
Hannes Wader erstmals mit dem Al¬ 
bum „Nah dran“ der Sprung in die Top 
20 der Charts gelungen. Ohne Zweifel 
hätte es jedes Album von Hannes in die 
Top 20 geschafft, wäre es von Universal 
so charmant angepriesen worden wie 
nun „Nah dran“. Nun denn. 

Sowohl im Radio als auch im Fernse¬ 
hen war Hannes vor der Veröffentli¬ 
chung - rund um seinen 70. Geburts¬ 
tag - oft zu hören und zu sehen. Ganz 
ungewohnt, diese Vermarktungsstrate¬ 
gie von „Universal“, aber als Liebhaber 
freut man sich natürlich, einen seiner 
Lieblingsliedermacher so häufig in den 
Medien zu sehen. 

Doch wichtiger ist für mich, dass Han¬ 
nes Wader wieder kritisch geworden 
ist. Ich selber wurde früh von Hannes 
Wader politisiert, sein Album „Arbei¬ 
terlieder“ war vor über 30 Jahren etwas 
Neues für mich. Lange Zeit verschwand 
Hannes Wader aus meiner CD-Samm- 
lung, seit einigen Jahren steht er wieder 
in der ersten Reihe, denn Hannes Wa¬ 
der ist wieder eine laute kritische Stim¬ 


me geworden, der auch das ausspricht, 
was andere sich nicht trauen. Es macht 
wieder Spaß Wader zu hören. Und jetzt 
freue ich mich nach dem neuen Album 
erst recht auf das Wader-Konzert in 
Fulda. 

Andreas Goerke 

Hannes Wader, Nah dran, Label: Mercu- 
ry, Vertrieb: Universal 

1 . Dass wir so lange leben dürfen 

2 . Ich werd' es überstehn (Last Thing On 
My Mind) 

3 . Nah dran 

4 . Der Drachen 

5 . Boulevard St. Martin 

6 . Die welken Blätter (Les feuilles mor- 
tes) 

7 . Mahlzeit 

8 Jeder Traum 

9 . Alter Freund 

10. Seit Ewigkeiten (To EverythingThe- 
re Is A Season -Turn,Turn,Turn) 

11 . Was keiner wagt 

12 . Lied vom Tod 
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Die verfehlte Konstruktion des Euro 

Leseprobe aus Kapitel fünf des Buches „Euroland wird abgebrannt“ von Lucas Zeise 


D ie europäische Währungsunion 
wurde auf einer Konferenz am 
7. Februar 1992 im niederländi¬ 
schen Maastricht beschlossen. Sie trat 
zum Jahreswechsel 1998/99 in Kraft, als 
der Euro bei Banken und Börsen die 
nationalen Währungen in zunächst elf 
Ländern ersetzte. Drei Jahre später, am 
1. Januar 2002 löste der Euro auch im 
alltäglichen Geldverkehr die nationa¬ 
len Währungen in nun zwölf Ländern 
(einschließlich Griechenlands) ab. 
Helmut Kohl, unter dessen Kanzler¬ 
schaft, die Währungsunion und ihre 
Ausgestaltung beschlossen wurde, ge¬ 
fiel sich in der Rolle des großen Staats¬ 
manns. Um des Friedens in Europa wil¬ 
len habe er der gemeinsamen Währung 
zugestimmt, sagte er gern in Fernseh¬ 
kameras und klapperte dann selbstver¬ 
liebt mit seinen Augenlidern. Zugleich 
insinuierte er, der Euro sei ein freund¬ 
liches Geschenk, ja ein Opfer, das er 
und die deutsche Nation den anderen 
am Euro teilnehmenden Nationen dar¬ 
bringen würden. Bis heute gibt es die 
Sage, der französische Präsident Mit¬ 
terand habe für die Zustimmung zur 
DDR-Übernahme von Kohl das Ver¬ 
sprechen erhalten, die D-Mark für die 
gemeinsame Währung zu opfern. 


schwachen Unternehmen einen gewis¬ 
sen Schutz, ähnlich den Zöllen. Hinter 
eigenen, eventuell immer mal wieder 
abgewerteten Währungsschranken 
konnten, ähnlich wie mit Zöllen zu¬ 
vor auch, schwache Kapitalisten ei¬ 
nen jeweils heimischen Markt vor der 
Konkurrenz starker Ausländer schüt¬ 
zen. Indem eine Währungsunion dem 
Zweck der Schaffung eines gemeinsa¬ 
men, offenen Marktes dient, reißt sie 
Handelsschranken ein. In einer Wäh¬ 
rungsunion, in einem wirklich schran¬ 
kenlosen Binnenmarkt gilt dagegen 
unmittelbar das kapitalistische Gesetz, 
wonach die Starken immer stärker und 
die Schwachen immer schwächer wer¬ 
den und schließlich untergehen. Die 
Währungsunion dient also insbeson¬ 
dere dem starken Kapital in Europa. 
Es ist von ganz besonderem Nutzen 
aber für exportorientierte Kapitalisten. 
Diese finden sich besonders häufig in 
Deutschland. 

Es ist deshalb kein Wunder, dass alle 
westdeutschen und später gesamt¬ 
deutschen Regierungen seit dem Kol¬ 
laps des Nachkriegssystems fester 
Wechselkurse mit Priorität die Poli¬ 
tik verfolgt haben, wenigstens in Eu¬ 
ropa feste Währungsrelationen her¬ 
zustellen. Es ist allerdings auch kein 
Wunder, dass sich in der Realität der 
Euro-Währungsunion das Gesetz, wo¬ 
nach die Starken immer noch stärker, 
die Schwachen aber schwächer werden, 
modellhaft durchgesetzt hat. Natürlich 
ist das eine grobe Vereinfachung. Denn 
im Regelfall sind starke und schwache 
Unternehmen, Konzerne und Mono¬ 
pole nicht so einseitig verteilt, dass die 
starken sich nur in einem Land oder ei¬ 
ner Region, die schwachen aber alle in 
einem anderen befinden. Der eher vage 
Begriff der Stärke oder Schwäche be¬ 
inhaltet eine Vielzahl von Eigenschaf¬ 
ten, die ebenfalls nicht nur einseitig 
verteilt sind. So verfügt beispielsweise 
ein Unternehmen über gut ausgebilde¬ 
te und relativ bil¬ 
lige Arbeitskräf¬ 
te, ein anderes 
über Nähe zum 
Absatzmarkt, ein 
drittes über bil¬ 
lige Rohstoffe, 
ein viertes über 
einen besonders 
guten Draht zu 
den Staatsins¬ 
titutionen, also 
geringen Abga¬ 
ben und Steuern. 
Diese ganz ver¬ 
schiedenen Stär¬ 
ken betriebswirt¬ 
schaftlicher Art 
versetzen diese 
Unternehmen in die Lage, die per saldo 
schwächeren auf dem jeweiligen Markt 
nieder zu konkurrieren. 

Und so geschah es. Die leistungsstar¬ 
ken deutschen, niederländischen, zum 
Teil auch französischen und norditali¬ 
enischen Kapitalisten profitierten von 
der Währungsunion. Sie verdrängten 
die schwachen Kapitalisten auf deren 
traditionellen, nun ganz offenen Hei¬ 
matmärkten. Das drückt sich in einem 
rasant wachsenden Leistungsüber¬ 
schuss in Deutschland und den Nie¬ 
derlanden, sowie in entsprechenden 
Defiziten in Italien, Spanien, Portugal, 
Irland und Griechenland aus. 

Das Gesetz, wonach in einem offenen 
Markt mit gemeinsamer Währung die 
Schwachen schwächer werden und 
schließlich untergehen, wird in der üb¬ 
lichen kapitalistischen Realität durch 
die Existenz des Staates abgeschwächt, 
dessen Hoheitsgebiet in der Regel mit 
dem Währungsgebiet zusammenfällt. 
Die staatlichen Institutionen sorgen 
dann dafür, dass die Regionen mit ei¬ 
nem dauernden Leistungsbilanzdefi¬ 
zit nicht vollkommen ausbluten. Die 
wichtigste solche Institution ist ein ge¬ 
meinsames, überall gültiges Steuersys¬ 
tem. Wenn es zudem wie in zivilisierten 
Ländern progressiv gestaltet ist, trägt 
es sehr viel dazu bei, dass Transferleis- 


Traurig daran ist, dass beides geglaubt 
wird. In Wirklichkeit war die Wäh¬ 
rungsunion zum Zeitpunkt, als die 
DDR aufgegeben wurde, zwischen 
den Regierungen Frankreichs und der 
BRD zwar noch nicht im Detail ausge¬ 
handelt, aber fest verabredet. Wichti¬ 
ger allerdings ist die Feststellung, dass 
sie nicht nur den po¬ 
litischen Interessen 
der deutschen Re¬ 
gierung entsprach, 
sondern vor allem 
den wirtschaftlichen 
Interessen der deut¬ 
schen Unternehmen. 

Die Schaffung eines 
schrankenlosen Bin¬ 
nenmarktes in Eu¬ 
ropa mit festen oder 
einheitlichen Wech- 
selkursen gehört zu den grundlegen¬ 
den Kontinuitäten der deutschen Au¬ 
ßen- und Europa-Politik seit das Sys¬ 
tem fester Wechselkurse Anfang der 
70er Jahre auf gekündigt worden war. 
Klarer und korrekter äußert sich dazu 
Kohls Vorgänger als Kanzler, Helmut 
Schmidt. „Wir wollen nicht mehr der 
Fußball der Amerikaner sein“, begrün¬ 
det er die Existenz des Euro klassisch 
politökonomisch. Er belehrt das Pub¬ 
likum auch heute noch, dass der Euro 


Treffen Mitterand-Kohl im Jahr 1987: Bis heute gibt es die Sage, der französische Präsident Mitterand habe für die Zustim¬ 
mung zur DDR-Übernahme von Kohl das Versprechen erhalten, die D-Mark für die gemeinsame Währung zu opfern. Da 
war aber die gemeinsame Währung schon fest verabredet... 


dazu dient, dem europäischen (und 
deutschen) Kapital eine verbesserte 
Position in Konkurrenz zum US-ame¬ 
rikanischen zu verschaffen. Schließ¬ 
lich konnten die 
in Europa behei¬ 
mateten Kapita¬ 
le die erreichten 
Konkurrenzvor¬ 
teile gegenüber 
den USA nicht 
voll einfahren, 
als das Bretton- 
Woods-System 
fester Wechsel¬ 
kurse und die 
Dollarbindung 

der anderen Währungen aufgegeben 
oder zerstört wurden. Rücksichtslos 
werteten die USA in den 70er Jahren 
den Dollar ab und bremsten damit den 
beginnenden Siegeszug westeuropäi¬ 
scher Konzerne. Noch schlimmer kam 
es nach den zwei Ölkrisen der 70er Jah¬ 
re. Der seit 1980 amtierende Präsident 
Ronald Reagan jagte trotz explodie¬ 
render Staats- und Außenhandelsdefi¬ 
zite mittels rekordhohen Notenbank¬ 
zinsen den Dollar hoch und lockte da¬ 


Die Schaffung eines 
schrankenlosen Binnenmarktes 
in Europa mit festen oder 
einheitlichen Wechselkursen 
gehört zu den grundlegenden 
Kontinuitäten der deutschen 
Außen- und Europa-Politik seit 
das System fester Wechselkurse 
Anfang der yoer Jahre 
aufgekündigt worden war. 


mit Geld zur Finanzierung der Defizite 
an. Die USA konnten es sich leisten, 
ihre Währung je nach Bedarf teuer 
oder billig zu machen. Den größeren 
Schaden von den Schwankungen des 
Devisenmarktes hatten die anderen 
Länder, vor allem die des kleinteiligen 
Europa. Die Währungsunion war und 
ist also (auch) eine Abwehrmaßnahme 
gegen die Übermacht der USA und des 
Dollars. 

Einer der Vorteile eines großen Wäh¬ 
rungsraumes besteht darin, dass die be¬ 
teiligten Volkswirtschaften sich weitge¬ 
hend den irrationalen Bewegungen der 
Finanzmärkte, speziell des Devisen¬ 
marktes entziehen können. Die Kapi¬ 
talisten aus Industrie und Handel kön¬ 
nen innerhalb des Währungsraumes 
ihre Waren verkaufen, ohne fürchten zu 
müssen, wegen des Kursverfalls in ei¬ 
nem anderen Land plötzlich viel weni¬ 
ger zu erlösen oder dort gar nicht mehr 
verkaufen zu können. Das Gebiet, wo 
der Euro als Währung gilt, ist wie ein 
großer nationaler Binnenmarkt. 

Ein großer Währungsraum bietet einen 
weiteren Vorteil. Die Kapitalisten und 
ihr Staat können sich einfacher und bil¬ 


Geschichte des Euro bis 1999 

1970 

„Werner-Plan“, Konkretisierung der Idee einer einheitlichen europäischen Währung für die Mit¬ 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

1971 

Gründung des Europäischen Wechselkursverbunds („Währungsschlange“),der jedoch nach dem 
Zusammenbruchs des Bretton-Woods-Systems (März 1973) nicht wie geplant umgesetzt werden 
konnte. Die Jahre darauf waren geprägt von Stagflation und den Folgen der ersten Ölkrise: im 
Herbst/Winter 1973/74 vervierfachte sich der Ölpreis. 

Bis Ende 1978 

mehrere Austritte aus dem Wechselkursverbund. 

1979 

Das Europäisches Währungssystem (EWS) wird eingerichtet, das Schwankungen der nationalen 
Währungen jenseits einer gewissen Bandbreite verhindern sollte. Zu diesem Zweck wurde die 
Europäische Währungseinheit ECU geschaffen - eine Korbwährung, die man als Vorläufer des 
Euros bezeichnen kann. Der ECU diente nur als Verrechnungseinheit. 

1988 

„Delors-Bericht“. Im Zuge der von Deutschland angestrebten Wiedervereinigung verknüpfte 
der französische Staatspräsident Francois Mitterrand Frankreichs Zustimmung zur Wiederver¬ 
einigung mit Kohls Zustimmung zur Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion', sprich 
mit dem Euro. 


Wie im Delors-Bericht vorgeschlagen schuf man in drei Schritten die Europäische Wirtschafts¬ 
und Währungsunion: 

1. Juli 1990 

Die erste Stufe der Währungsunion wird mit der Herstellung des freien Kapitalverkehrs zwischen 
den EG-Staaten eingeleitet. Nachdem im Vertrag von Maastricht 1992 die rechtlichen Grundla¬ 
gen für die weitere Umsetzung gelegt worden waren, 

1. Januar 1994 

die zweite Stufe mit der Gründung des Europäischen Währungsinstituts (EWI, die Vorgänger¬ 
institution der EZB) und der Überprüfung der Haushaltslage der Mitgliedstaaten eingeleitet. 

1. Januar 1999 

Dritte Stufe: Gründung der Europäischen Zentralbank (EZB) und endgültige Festlegung der 
Euro-Wechselkurse der nationalen Währungen. Ab dann waren die Wechselkurse (auch Wäh¬ 
rungsparitäten genannt) der teilnehmenden Länder unverrückbar festgelegt. Der Euro wurde 
gesetzliche Buchungswährung. 


Quelle: Wikipedia 


liger selbst finanzieren. Die Finanzie¬ 
rung von Unternehmen und Staat ist 
weniger abhängig von den Launen der 
Finanzmärkte. Ein großer Währungs¬ 
raum kann sich notfalls auch vom in¬ 
ternationalen Kapitalmarkt abkoppeln. 
Der Euro ist für das Anlage suchende 
Kapital als Währung fast ebensowe¬ 
nig vermeidbar wie der Dollar. Das 
US-Kapital konnte sich bisher - einzig 
auf dem Globus - Außenhandels- und 
Leistungsbilanzdefizite von jährlich 
mehreren Mrd. Dollar leisten. Der Dol¬ 
lar konnte über Jahrzehnte hinweg des¬ 
halb zur Schwäche _ 

neigen. Jede andere 
Währung wäre vom 
Kapital wegen des 
weiteren drohen¬ 
den Wertverlustes 
gemieden worden. 

Nicht so der Dollar. 

Das Anlage suchen¬ 
de Kapital im Rest 
der Welt war immer 
bereit, die Finan¬ 
zierungslücken der 
USA auszugleichen. 

Dieser Idealzustand 
niedriger Zinsen bei 
gleichzeitiger Fähig¬ 
keit, aus einer star¬ 
ken Position sich 
global verwerten zu können, ist ein 
wichtiger Vorteil einer Leitwährung. 
Mit einem europäischen einheitlichen 
und großen Währungsraum ergab sich 
für die Kapitalisten zum ersten Mal 
nach dem 2. Weltkrieg die Chance, mit 
den USA hinsichtlich der Vorteile ei¬ 
ner Anlage- und Leitwährung gleich¬ 
zuziehen. 

Es ist wichtig, sich vor Augen zu hal¬ 
ten, warum die Euro-Währungsunion 
geschaffen wurde. Sie ist ein Projekt 
des europäischen Kapitals. Aber, wie 
bekannt, setzt sich dieses Kapital aus 
nationalen Kapitalen zusammen. Es 
ist bestimmt fair zu sagen, dass spe¬ 
ziell die deutschen Unternehmen das 
größte Interesse an einem schranken¬ 
losen Binnenmarkt mit einer einheit¬ 
lichen Währung hatten. Die Europä¬ 
ische Union und ihre Vorgänger-Or¬ 
ganisationen wurden geschaffen, um 
einen übernationalen einheitlichen 
Markt zu schaffen. Zunächst wurden 
die Zölle abgeschafft, dann die nicht- 
tarifären Handelshemmnisse, die na¬ 
tional bestimmten Regeln, Maße und 
Normen. Gibt es allerdings in diesem 
Markt noch unterschiedliche Währun¬ 
gen, so wirken sich diese als Hindernis¬ 
se für das Kapital aus. 

Umgekehrt bietet die Möglichkeit der 
Abwertung Ländern mit wettbewerbs¬ 


Die leistungsstarken deutschen, 
niederländischen, zum Teil 
auch französischen und 
norditalienischen Kapitalisten 
profitierten von der 
Währungsunion. Sie verdrängten 
die schwachen Kapitalisten auf 
deren traditionellen, nun ganz 
offenen Heimatmärkten. Das 
drückt sich in einem rasant 
wachsen Leistungsüberschuss 
in Deutschland und den 
Niederlanden, sowie in 
entsprechenden Defiziten in 
Italien, Spanien, Portugal, Irland 
und Griechenland aus. 
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tungen von den ökonomisch Stärkeren 
zu den Schwächeren und von den gut 
entwickelten Regionen in die ärmeren 
fließen. Die zweitwichtigste solche In¬ 
stitution ist ein gemeinsames soziales 
Sicherungssystem. Es sorgt dafür, dass 
auch in armen Regionen Renten, Ar¬ 
beitslosengeld, Hartz-IV-Leistungen 
und ähnliches gezahlt werden, selbst 
wenn wichtige Betriebe schließen und 
Arbeitskräfte entlassen. Die drittwich- 
tigste Institution mit Transferwirkung 
ist die Existenz einer flächendecken¬ 
den Verwaltung. Das Amtsgericht, das 
Arbeitsamt, die Bundeswehrkaserne, 
die Schule, die Hochschule und das 
Krankenhaus, sie werden - zugegeben 
immer weniger - aus Zentralhaushal¬ 
ten bezahlt und schaffen auch in Not¬ 
standsgebieten noch Jobs. Dazu kom¬ 
men viertens explizite Maßnahmen der 
Regionalförderung und des Finanz¬ 
ausgleich. In der Summe sorgen die¬ 
se staatlichen Institutionen dafür, dass 
Transfers von den Überschuss- zu den 
Defizitregionen fließen. Staatlich orga¬ 
nisierte Transferleistungen bilden einen 
gewissen Ausgleich für die Wirkung des 
freien Marktes. Nur wenn solche Trans¬ 
fers in nennenswerter Höhe existieren, 
kann der gemeinsame Markt mit ge¬ 
meinsamer Währung weiterexistieren. 

Statt Staat Wettbewerb 

Der entscheidende Konstruktionsfeh¬ 
ler der Euro-Währungsunion war das 
Fehlen solcher staatlicher oder auch 
nur quasi-staatlicher Institutionen. 
Dass es dazu kam, ist auf das Betrei¬ 
ben Deutschlands zurückzuführen. In 
diesem Punkt waren sich Regierung, 
Banken- und Unternehmensvorstän¬ 
de, ihre Verbände vollkommen einig. 
Die Währungsunion sollte her, aber sie 
sollte auch billig sein. Sie sollte keine 
staatlichen Folgekosten oder Transfer¬ 
leistungen in weniger entwickelte Regi¬ 
onen als Deutschland zur Folge haben. 
Diese Haltung kontrastiert mit der, 
die Kapital und Regierung zur kurz 
zuvor veranstalteten Währungsunion 
mit der DDR eingenommen hatten. 
Diese Währungsunion war mit enor¬ 
men Folgekosten und Transferleistun¬ 
gen verbunden. Viel radikaler als in der 
europäischen Währungsunion hatte sie 
auch zur Folge, dass die relativ schwä¬ 
cheren Unternehmen, nämlich die auf 
dem Gebiet der DDR nicht nur noch 
schwächer wurden, sondern ausradiert 
wurden. 

Das soll nicht heißen, dass nicht auch 
die Kapitalisten anderer Fänder gegen 
eine Staatlichkeit der EU waren, je¬ 
doch zum Teil aus anderen Gründen. 
Im Vertrag von Maastricht (1992) je¬ 
denfalls wurde die staatsarme und 
transferfreie EWU festgelegt. An die 
Stelle von staatlicher Regulierung 
tritt dabei der „Wettbewerb“. Und um 
die Konkurrenz zu befördern, gilt als 
oberstes und nachgerade heiliges Prin¬ 
zip die Freiheit des Kapitalverkehrs. 
Den damaligen Konstrukteuren des 
Euro war durchaus bewusst, dass sich 
in einem einheitlichen Währungs¬ 
raum ohne den Schutz eigener natio¬ 
naler Währungen und ohne staatliche 
Ausgleichsmechanismen das blanke 
Gesetz des Kapitalismus durchsetzen 
würde. Die schwächeren Unterneh¬ 
men und die schwächeren Volkswirt¬ 
schaften würden geschwächt werden. 
Die gemeinsame Währung würde nicht 
zu einem Zusammenwachsen der EU- 
Fänder sondern zu divergierender Ent¬ 
wicklung führen. 

Deshalb ersannen sie Kriterien, die 
erfüllt sein müssten, um am Euro teil¬ 
nehmen zu können. Diese Kriterien 
wurden von der damaligen Bundes¬ 
bank-Führung ersonnen und sind als 
Maßstab für die tatsächliche Leis- 
tungsfähigkeit einer Volkswirtschaft 
ganz ungeeignet. Diese Aufnahmekri¬ 
terien war zum einen die Höhe der In¬ 
flation. Sie durfte über mehrere Jahre 
hinweg nicht vom Durchschnitt der In¬ 
flationsraten abweichen. Es war zum 
anderen die Stabilität des Wechselkur¬ 
ses gegenüber der damals kalkulier¬ 
ten Rechnungseinheit Ecu. Das dritte 
Kriterium war die Höhe der laufenden 
und der akkumulierten Staatsverschul¬ 
dung, bezogen auf das jeweilige Brutto¬ 
inlandsprodukt (BIP). Das ist der Ur¬ 
sprung der „Maastricht-Kriterien“, die 
1998, kurz vor Inkrafttreten der Wäh¬ 


rungsunion in den verrückten Stabili- 
täts- und Wachstumspakt Eingang fan¬ 
den und heute das Gerüst des noch ver¬ 
rückteren, von Frau Merkel und Herrn 
Schäuble durchgedrückten Fiskalpak¬ 
tes bilden. 

Es ist für jeden sofort erkennbar, dass 
weder die Höhe der Inflation, noch die 


Schwankungsbreite der Wechselkurse, 
noch das Ausmaß der Staatsverschul¬ 
dung zuverlässige Indikatoren für die 
Wirtschaftskraft eines Tandes darstel¬ 
len. Dennoch wurden auf Betreiben 
der Bundesbank diese Kriterien in den 
Maastricht-Vertrag geschrieben. Die 
Höchstgrenze für die Staatsverschul¬ 
dung wurde damals auf 60 Prozent (am 
BIP) festgelegt, weil die akkumulierte 
Staatsschuld der Bundesrepublik just 
diese Höhe erreicht hatte. In Wirklich¬ 
keit wurde willkürlich entschieden, ob 
ein Fand zum Euro-Club dazugehören 
durfte oder nicht. Die Staatsverschul¬ 
dung Italiens und Belgiens beispiels¬ 
weise übertraf die Maastricht-Höchst¬ 
grenze drastisch. 

Und um die Sache wirklich billig zu ma¬ 
chen, wurde in den Maastricht-Vertrag 
zur Währungsunion und später in den 
Fissabon-Vertrag die Regel eingeführt, 
kein Staat werde für die Schulden ei¬ 
nes anderen haften. Das klingt wie eine 
vernünftige Regel. Denn warum sollten 
in der Tat österreichische Steuerzahler 
für Ausgaben aufkommen, die Belgier 
für ihre Straßen, ihre Armee und die 
Subvention ihrer Industrie getätigt ha¬ 
ben? Ein solches Verhalten ist unter 
souveränen Staaten nicht üblich. 

Wenn Staaten allerdings ihre Währun¬ 
gen Zusammenlegen und eine gemein¬ 
same schaffen, geben sie ein gehöriges 
Stück Eigenstaatlichkeit zugunsten ei¬ 
nes neuen Gemeinwesens auf. Die typi¬ 
sche Reaktion eines national Gesonne¬ 
nen auf ein solches Projekt muss daher 
Ablehnung sein. Schließlich kann ein 
Staat ohne eigene Währung nur einge¬ 
schränkt Wirtschaftspolitik betreiben. 
Auf- und Abwertung, Veränderung 
des Zinsniveaus, Verfügung über den 
Notenbankgewinn, all das wird dem 
Einzelstaat als Entscheidungskompe¬ 
tenz entrissen und sozusagen zwischen 
den beteiligten Staaten vergesellschaf¬ 
tet. Die Patrioten an der Spitze deut¬ 
scher Großunternehmen, Banken, Un¬ 
ternehmerverbände, der Bundesbank 
und des CDU-Wirtschaftsrates dage¬ 
gen sahen in der Schwächung staatli¬ 
cher Wirtschaftsmacht durchaus Vor¬ 


teile. Schließlich meinen sie, dass ein 
abgespeckter Magerstaat sie freier, 
deregulierter und ungezügelter ihren 
Geschäften nachgehen lässt. Zudem 
ist ein magerer Staat deutlich billiger 
als ein starker. 

Die Euro-Währungsunion wurde des¬ 
halb auf Betreiben deutscher Politiker 


und Notenbanker auch so konstruiert, 
dass keine übergreifende Wirtschafts¬ 
politik betrieben wurde. Allein die 
neue geschaffene Europäische Zent¬ 
ralbank durfte und sollte mit dem Auf 
und Ab der Leitzinsen die Inflation ein¬ 
dämmen und den Euro damit stahlhart 
wie einst die D-Mark machen. Ansons¬ 
ten wurden die nun so eng verknüpf¬ 
ten und vereinten Volkswirtschaften 
dem segensreichen Wirken der freien 
Märkte, insbesondere der Finanzmärk¬ 
te überlassen. Die gelegentlich vom 
Volkswillen verführten Regierungen 
oder gar Parlamente sollten keinerlei 
Einfluss auf das Wirtschaftsgeschehen 
ausüben können. Dass es unter diesen 
Umständen zu massiven Ungleichge¬ 
wichten kommen musste, hat die deut¬ 
sche Seite zwar gewusst, aber nicht 
gestört. Im Gegenteil, alle Vorschläge 
anderer Euro-Teilnehmer, wirtschafts¬ 
politische Ausgleichsmechanismen zu 
suchen, wurden abgebürstet. 

Die Interessenlage der Unternehmen 
und Regierungen in anderen Ländern 
war vollkommen anders. Der wichtigs¬ 
te Anreiz für Schwachwährungslän¬ 
der, am Euro teilzunehmen, waren die 
massiv verbesserten Finanzierungsbe¬ 
dingungen. Italien, Spanien, Portugal 
und Griechenland mussten, um ihre 
Industrien zu schützen, immer mal 
wieder die Lira, die Pesete, den Escu- 
do oder die Drachme abwerten. Wenn 
Kapitalisten in diesen Ländern inves¬ 
tierten, egal ob in Bankaktien, einer 
Schuhfabrik oder in Staatsanleihen, 
mussten sie damit rechnen, dass eine 
Abwertung am nächsten Wochenende 
oder auch erst in zwei Jahren, den Wert 
des Investments für sie um 5, 10 oder 
auch 15 Prozent verringern würde. Um 
diesen potenziellen Verlust, das so ge¬ 
nannte Währungsrisiko auszugleichen, 
verlangten sie einen Risikoaufschlag. 
Die Bankaktie und die Schuhfabrik 
waren in diesen Ländern entsprechend 
billiger als in Hartwährungsländern, 
und die Staatsanleihen boten deutlich 
höhere Renditen. 

Schon als sich abzeichnete, dass diese 
Hochzinsländer an der Währungsuni¬ 


on teilnehmen würden, setzte die Spe¬ 
kulation ein. Weil das Währungsrisiko 
der Abwertung verschwunden war, 
ging das Zinsniveau dramatisch zurück. 
Spekulationskapital strömte in diese 
Länder. Im Vorfeld der Währungsuni¬ 
on und in ihren ersten Jahren erlebten 
die Südländer des Euro einen durch die 
Kapitalzufuhr angeregten Boom. Das 
Wirtschaftswachstum war in Spanien 
und Griechenland deutlich höher als 
in der übrigen EU. Auch Portugal und 
Italien wuchsen stärker als Frankreich 
oder gar Deutschland. Zugleich stiegen 
die Preise für Immobilien, Aktien, Wa¬ 
ren des täglichen Bedarfs und auch für 
die Ware Arbeitskraft. 

Während also der Süden der Eurozone 
einen durch Kapitalzufluss angeregten 
Wirtschaftsboom erlebte, ging das Ka¬ 
pital in Deutschland, wie wir aus eige¬ 
ner leidvoller Erfahrung wissen, nach 
dem Platzen der Internetaktienblase 
unter der Regierung Schröder auf ver¬ 
schärften Restriktionskurs, Lohnsen¬ 
kung und Abbau von Sozialleistungen. 
Die durch die deutsche Einheit und 
einen etwas zu hohen DM/Euro-Um¬ 
tauschkurs vorübergehend schwächer 
gewordenen Verwertungsbedingun¬ 
gen des deutschen Kapitals erholten 
sich dramatisch. Seine Wettbewerbs¬ 
fähigkeit, wie die Kapitalisten das sel¬ 
ber gern nennen, stieg im Vergleich zur 
Konkurrenz im Ausland steil an. Die 
Profite sprangen nach oben. Der Ex¬ 
portüberschuss führte zu einer drama¬ 
tisch steigenden positiven Leistungsbi¬ 
lanz. Entsprechend stieg die Kapital¬ 
ausfuhr. Das Kapital floss keineswegs 
überwiegend in die boomenden Südeu¬ 
roländer sondern vielmehr in Subprime 
Kredite und Collateralized Debt Ob¬ 
ligations in den USA. Per Saldo aber 
finanzierte der deutsche Kapitalex¬ 
port zu einem Gutteil die steigenden 
Importüberschüsse in den Südländern 
und die gleichzeitig damit wachsende 
Verschuldung der Privaten, aber auch 
des Staates. 

★ 

Vermutlich wäre alles unter den Bedin¬ 
gungen des weltweiten Finanzbooms 
noch ein paar Jahre so weiter gelaufen, 
hätte nicht im Sommer 2007 die große 
Finanzkrise eingesetzt. Durch sie wan¬ 
delte sich der weltweit herrschende 
Überfluss an Anlage suchendem Kapi¬ 
tal in Kapital- und Liquiditätsmangel. 
Die für das Funktionieren des Kapita¬ 
lismus zuständigen Staaten brachten 
gegen die absackende Nachfrage gro¬ 
ße Konjunkturprogramme in Stellung, 
sie stützten mit Hunderten Milliarden 
Dollar, Euro, Pfund, Franken ihre Ban¬ 
ken. Ihre Notenbanken pumpten Geld 
ins Finanzsystem. Die riesige aufge¬ 
blähte private Verschuldung wurde auf 
die Staaten überschrieben oder über¬ 
wälzt. So ist es kein Wunder, dass die 
Bereitschaft der Kapitalisten nachließ, 
den schwächeren unter diesen Staaten 
Kredit unter den günstigen Konditio¬ 
nen wie bisher zu geben. Als im Herbst 
2009 Griechenland in Finanzschwierig¬ 
keiten geriet, die anderen Euro-Länder 
und die EU vor allem auf Betreiben 
der deutschen Regierung es im ersten 
Anlauf ablehnten, helfend einzugrei¬ 
fen, nahm die weltweite Finanzkrise 
die Form der Euro-Krise an. 

Lucas Zeise, Euroland wird abgebrannt. 
Profiteure, Opfer, Alternativen, Neue 
Kleine Bibliothek 174, Papyrossa, Köln 
2012, etwa 140 Seiten, ca. 11,90 Euro, 
ISBN 978-3-89438-483-8 



Stimmen zum Euro 

Widersprüche ungelöst 

Auszug einer Erklärung der KPÖ: Hin¬ 
ter dem Beschluss über die Währungs¬ 
union stand ein Kuhhandel zwischen 
Frankreich und einigen anderen EU- 
Mitgliedsländern auf der einen und 
Deutschland auf der anderen Seite. 
Die französische Regierung war daran 
interessiert, über die Schaffung einer 
Währungsunion die Vorherrschaft der 
deutschen Mark als faktische Leitwäh¬ 
rung in der EU zu brechen, nicht zuletzt 
aus der Befürchtung, dass Deutsch¬ 
land nach Einverleibung der DDR sei¬ 
ne Großmachtinteressen noch stärker 
durchsetzen könnte. 

Die Kohl-Regierung in Bonn verband 
mit der Einführung des Euro wiederum 
das Interesse, über die Einheitswährung 
ökonomischen Druck auf die EU-Mit- 
gliedsländer auszuüben und die Schaf¬ 
fung eines europäischen Bundesstaates 
sowie den Ausbau einer europäischen 
Militärmacht, beides unter der Vor¬ 
herrschaft Deutschlands, beschleunigen 
zu können. Beide Regierungen wollen 
aber letztlich den europäischen Groß¬ 
konzernen bessere Konkurrenzbedin¬ 
gungen gegenüber den US-amerikani¬ 
schen und japanischen Multis verschaf¬ 
fen. Die einheitliche Währung soll den 
EU-Konzernen einen „heimischen“ eu¬ 
ropäischen Kapitalmarkt und eine „ei¬ 
gene“ Währung am Weltmarkt verschaf¬ 
fen. Nichts liegt der Währungsunion 
ferner, als das ökonomische und soziale 
Zusammen wachsen der EU-Länder zu 
befördern. 

In ganz Europa soll jeder wirtschafts¬ 
politische Einfluss der Gewerkschaften 
auf die Finanzpolitik ausgeschaltet wer¬ 
den. Die Geld- und Zinspolitik wird zu 
einer „politikfreien“ Angelegenheit er¬ 
klärt, die angeblich ausschließlich eige¬ 
nen „Sachzwängen“ unterliegt. In Wirk¬ 
lichkeit wird auf diese Weise den Inter¬ 
essen der großen Kapitalbesitzer noch 
besser gedient. KPÖ, Juni 2012 

Zerbrecht die Verbindungen 
zum Euro! 

Auszug aus „Socialist Voice“ (Sozialis¬ 
tische Stimme): Die Krise des Euro ver¬ 
ursacht eine wachsende Instabilität der 
gesamten EU. Die Herrschenden hier 
in Irland, die willentlich alle Diktate 
der führenden wirtschaftlichen Mächte 
der EU, allen voran des deutschen Fi¬ 
nanzkapitals, ausführen, erwecken gerne 
den Anschein, sie hätten volle Kontrolle 
über die Ereignisse. Tatsächlich erzeugt 
aber jede neue Methode den Euro auf¬ 
zuwerten neue Probleme. 

Als Kommunistische Partei wehrten wir 
uns dagegen, dass dieser Staat dem Euro 
beitrete, der Staat und das irische Volk 
übergaben damit einen der wichtigsten 
ökonomischen Hebel an eine externe 
Macht, namentlich an die EZB - die 
Klinkenputzer des europäischen Fi¬ 
nanzkapitals. Das ganze Euro-Projekt 
wurde uns verkauft als Idee man könn¬ 
te seinen Urlaub in Spanien verbringen 
ohne Geld wechseln zu müssen und wir 
könnten endlich die Nabelschnur lö¬ 
sen, die uns an England kettete. All die 
EU-Verträge wurden verkauft auf einer 
Pyramide aus Lügen, Halbwahrheiten, 
Schikane und Nötigung. Jetzt müssen 
wir uns unsere Selbstbestimmung, un¬ 
sere ökonomische, fiskalische und poli¬ 
tische Macht von der EU zurückholen, 
wenn wir in der Lage sein wollen, die 
wachsende Schuldenspirale, Verarmung 
und Auswanderung aufzuhalten. 

Es ist an der Zeit mit dem Euro zu bre¬ 
chen! Wir müssen eine Währung ein¬ 
führen, die wir kontrollieren können - 
zu einem Kurs, der unserem Stand der 
ökonomischen und sozialen Entwick¬ 
lung entspricht. Die Forderungen nach 
einer Wiedereinführung der politischen 
und wirtschaftlichen Souveränität sind 
weder ein „alter Hut“, noch ein natio¬ 
nalistischer Anachronismus. Sie sind ein 
unumgänglicher politischer Schritt und 
essentiell für ein progressives und sozi¬ 
algerechtes Irland. Sie sind notwendige 
Bausteine auf dem Weg zu einer Plan¬ 
wirtschaft, um die Anarchie des Kapita¬ 
lismus zu überwinden. 

Communist Party of Ireland, 
Dezember 2010 
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Am 19. September wurde unsere Genossin 

Inge Winkelmann 

90 Jahre alt. 

Liebe Inge, wir gratulieren Dir nachträglich ganz herzlich zu 
Deinem Geburtstag und wünschen Dir alles Gute. Wir danken 
Dir für Deine Jahrzehnte lange Treue zu unserer Kommunisti¬ 
schen Partei und Deine ständigen Solidaritätsbeweise. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der Wohngebietsgruppe Dulsberg 
sowie der Bezirksvorstand der 
DKP Hamburg 


Wir gratulieren unserer Genossin 

Doris Tripp 

aus Tönisvorst ganz herzlich zum 

75. Geburtstag , 

den sie am 24. September begeht. 


Wir wünschen Doris alles Gute, dass sie trotz ihrer Krankheit 
Freude am Leben hat, sich ihr Wohlbefinden bessert und sie sich 
an ihrem Manni weiterhin erfreuen kann. 


DKP Tönisvorst 

DKP-Kreisorganisation Linker Niederrhein 
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FREITAG 16.11.2012 

DKP Niedersachsen 
Hannover, tolgersweg Ga 
ab 20.00 Uhr Begrüßung 

* Fotoserie „Widerstand gegen die Caslnren" 

* Poelry Slam aus Hannover 

* Imbiss und Gelränke 


Hannover 


hört Rot! 


Konzert 
am 17. November 
19.30 Uhr im Freizeitheim Linden 

Es spielen 


SAMSTAG 17.11.12 

Freizeitheirri Linden 

10.00 Uhr Einlass, Konferenzanmeldnng 

10.30 Uhr Statements und Diskussion 

* Tellhabe als Lüge, Kultur als Waffe 

Dietmar Dato 

* Lenin, Luxemburg, Gramsci, Brecht und 
die künstlerische Parteilichkeit 
□iether Dehrn 

13,00 Uhr Mittagspause 

14.30 Uhr Workshops 

* Gewerkschaften, Netzwerke und Kom¬ 
munen: Gemeinsam gegen 
kulturellen Kahlschlag! 

Moderatoren: Jane Zahn (Kabarettistin) h 
Friedrich Ku Umarm fver.di FB Kunst), Wer¬ 
ner Lutz {Künstiariniliattva Unruhestifter 1 !) 


Teilnehmer*;osten Kulturforum: 

Gesarntkarte Kulturforum 15,- € 
Karte für Konzert & T - € 


* Michael Letz und Dietfier Dehrn 

* DGB-Chor Hannover 

* Peter Schenzer und Dirk Wilke 

* O ma-Köm e r-Ba nd 


* Deutsche Leiikuitur - 
Deutschtümelei reloaded 
Referent: Jörg Kronauer (Journalisl, Köln) 


* BlIdbetrachtungi 

Moderation: Mechthild Hartung (Wolfsburg) und 
Michaela von Behm (Frankfurt a. M.) 

Interessierte Künstlerinnen und Künstler können bei 
rechtzeitiger Anmeldung eigene Werke mitbringen! 


Kontakt und An me klungt 

DKP c/o Werner Lutz 

Nürnberger Straße 45, 91052 Erlangen 

Tel. 03131/404671 * einheiztext@t-ontine.de 


* Für wen ich singe; Das polnische Lfad 
heute 

Moderator: Diether Dehm 


Toskana, nah am Meer 

Kleiner Öko-Hof braucht nette Helfer für die Olivenernte 
Unterkunft, Verpflegung und Ferien inbegriffen. 

Tel. 0039.0566.81478 
lmogen.gruben@online.de 
www.toskana-biohof.de 



Rote Hilfe Kalender 2013 
„Frauen der Roten Hilfe“ 


10- Euro + Porto / 
Ein/elbdslellung 
bei: katender-rhtöwcb.de 

Postadresse nicht v ergessen 
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* Superior 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-97B097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us prospekt 
anf ordern 


mm 


El 


175» 


In unmittelbarer Mähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
rauchern mm er und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet 
FrühstüGksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ühernachtung/Frühstück 30,-bis 53,- € p.P, 

HP 15,50 Cp.P. * VP, 22,-fp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 - bzw. 02151/315 838 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 22723. September 2012 

Zur Klassenbasis des Faschismus: Die Rolle des 
Großkapitals bei der Durchsetzung des Faschismus 

Referent: Jürgen Lloyd 

Faschismus - eine der Herrschaftsformen im Kapitalismus. 

Die ideologischen und politischen Quellen des Faschismus 
Heutige Quellen des Rassismus und der sozialen Diskriminierung 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Es sind noch Plätze frei. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr, Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 

Nächster Lehrgang Informationstechnik: 13./14. Oktober 
Spenden auf das Konto-Nr. 01005064, BLZ 37551 440 
Sparkasse Leverkusen 
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Damit niemals geschehe, was gestern geschah! 


Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs¬ 
und Begegnungsstätte in der Nordheide. 


Informationen und Buchung unter: 
www.heideruh.de 8 04181 - 8726 

www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 


Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


TOSKANA UND CHIANTI 
GENIESSEN 
FeWo für 2 bis 4 Pers., 
ruhige Lage - 
Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 
www.chiantihousefi. 
altervista.org; 

Tel.: 09727-5716 

Anzeigen für die UZ 
bitte immer hierhin senden: 
commpress@aol.com 
Rückfragen hier: 0201 - 24 86 482 


Urlaub 
auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 7 311 99 


Einladung zum 
Frauenarbeitskreis 
der DKP 

Samstag, 22 . September 2012 , 
Haus des Parteivorstandes in 
Essen, 11.00 bis 16.00 Uhr 


Liebe Genossinnen, 

der Frauenarbeitskreis der DKP lädt zu einer Beratung des Frauenarbeits¬ 
kreises ein. 

Vorläufige Tagesordnung: 

1. Aktuelles und Frauenpolitisches 

2. Diskussion und unser weiteres Vorgehen zum Thema 
Reproduktionsarbeit/“Bessere Zeiten für Frauen“ 

Anträge an den Parteitag 

Arbeitsplanung 

3. Verschiedenes 


DKP Hamburg: 

Bezirksmitgliederversammlung am 19. + 20. Oktober 2012 

Die DKP-Hamburg lädt herzlich ein zur Bezirksmitgliederversammlung. 

Tagesordnung: 

1. ) Eröffnung und Begrüßung 

2. ) Konstituierung 

3. ) Berichte der Bezirksgremien 

4. ) Diskussion und Beschlussfassung zu Anträgen 

5. ) Wahlen zu bezirklichen Gremien 

6. ) Schlusswort 

Der 1 .Teil der BMV findet statt am Freitag + Samstag, 
dem 19.+ 20. Oktober 2012 

im Gemeindesaal der Christuskirche, Bei der Apostelkirche 
(gegenüber U-Christuskirche) 

Freitag, den 19.10.: Einlass ab 17.30 Uhr, Beginn um 18.00 Uhr; 

Ende (vorauss.): 20.30 Uhr 

Samstag, den 20.10.: Einlass ab 09.00 Uhr, Beginn um 09.30 Uhr, 
Ende (vorauss.): 17.30 Uhr 

Für die Verpflegung ist gesorgt. 

Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 

Der 2.Teil der BMV (u.a.: Anträge an den DKP-Parteitag, Wahl der Parteitags- 
Delegierten) wird stattfinden am Samstag, dem 8. Dezember 2012. 


Wo Ferien noch Ferien sind. 

Im Dreiländer-Eck A/SL0H/H auf Künstlerhof am Dorfrand 
in der Steiermark 

Rundum Natur pur, Auwälder, Weinberge. Radlerparadies. 

Viel Sonne, viel Ruhe. 4 000 qm Liegewiese. 10 000 Bücher. 

2Thermen 4km, Zauberh. hist. Städtchen Radkersburg 3km. 

3 sep. Komf.-FeWo (93 qm, 93 qm, 63 qm). 2 bis 5 Pers. Nicht teuer. 

Kontakt: 

Tel. 0043-3476-3522 (ab 14 h.), Fax. 0043-3476-35224 
www.hollerhof-dedenitz.de 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


PapyRoSSa Verlag I Luxemburger Str. 202 150937 Köln 


Georg Fülberth: Geschichte der BRD 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Georg Fülberth beschreibt die Entwicklung des bürgerlichen 
Deutschland auf der einen Seite als Selbstbefreiungskampf 
des deutschen Kapitalismus aus der Sicherungsverwah¬ 
rung, die ihm 1945 auferlegt wurde und sich ab 1990 zur Do¬ 
rn nanz über Europa wandelte. Auf der anderen Seite steht 
der Kampf um mehr Gleichheit, Demokratie und Frieden. 

115 S.| EUR 9,90 




Toskana, nah am Meer 

*ww.t«ädnj biüluLdc 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
KindcTparadies, 




EfUschleunigung: 

Rtilic & Natur satt im Müriui-NaLiurial- 
park* 2 FeWoje 2 3 Plts, ganzjährig in 
Kraucburg^Granxin. Havel 8 r Havdsccn, 
Büüi& Rad. Info: www.uinogga.de oder 
03 31/870796 (AB) 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


iZ t + 


Jörg Roesler: Geschichte der DDR 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 


■ Geschichte 
der DDR 

Z -•+1 


Jenseits der üblich gewordenen Florrorszenarien xlärt Jörg 
Roesler auf über die Geschichte des kleineren deutschen 
Staats als »Moskaus ungeliebtem Kind« und Alternative 
zum mächtigeren kapitalistischen Deutschland, dem es 
geopfert wurde, als es als Vorposten im Kalten Krieg nicht 
mehr gefragt war. 

130 S.| EUR 9,90 



Domenico Losurdo: Stalin 

Geschichte und Kritik einer schwarzen Legende 

Staatsmänner wie Churchill und Intellektuelle wie Flannah 
Arendt zollten Stalin einst große Achtung. Im Kalten Krieg 
wurde dieser dann zu einem Hitler ebenbürtigen Monster 
dämonisiert. Losurdo hinterfragt diese Stalinbilder allesamt 
und setzt Stalins Politik in ihren konkreten historischen Kon¬ 
text. Mit einem Essay von L. Canfora. 

451 S. | EUR 22,90 


mail@gasthof-fieimes.de * www.gasthof-heimes.de 


Tel.: (02 21) 44 85 45 | mail@papyrossa.de | www.papyrossa.de 
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Leserforum/ Termine/ Impressum 


Tag der Schande für Obama 


A m 12. September 2012 jährte 
sich zum 14. Mal die willkürliche 
Inhaftierung der als „Miami 5“ 
weltbekannt gewordenen fünf Kubaner 
Fernando Gonzalez, Antonio Guerre- 
ro, Ramön Labanino, Rene Gonzalez 
und Gerardo Hernändez in den USA. 
Ihr einziges „Verbrechen“: Sie hatten 
die ultrarechten Terrorgruppen in Mi¬ 
ami unterwandert, um ihre Heimat vor 
weiteren Anschlägen zu schützen. Die 
Ergebnisse ihrer Recherchen waren 
der US-Regierung übermittelt wor¬ 
den. Doch statt den Terrorsumpf im 
eigenen Land trocken zu legen, wur¬ 
den die kubanischen Kundschafter, 
die nachweislich keine US-Militär- 
oder Regierungseinrichtungen ausge¬ 
kundschaftet hatten, was die Vorausset¬ 


zung für einen Spionagevorwurf wäre, 
verhaftet. In einem Schauprozess, der 
ausgerechnet in Miami, der Terroris- 
ten-Hochburg stattfand, wurden sie zu 
extremen Haftstrafen, die bis zu mehr¬ 
mals lebenslänglichen reichten und die 
in Hochsicherheitsgefängnissen in fünf 
verschiedenen Orten der USA zu ver¬ 
büßen sind, verurteilt. 

Anlässlich des 14. Jahrestages dieser 
exorbitanten, allen völkerrechtlichen 
Standards Hohn sprechenden Unge¬ 
rechtigkeit, führten Vertreterinnen und 
Vertreter verschiedener Kuba-Solidari¬ 
tätsgruppen aus dem Rhein-/Ruhrge- 
biet am 12. September abends auf dem 
Bertha-von-Suttner-Platz vor dem US- 
Konsulat in Düsseldorf eine Kundge¬ 
bung durch. 


Gemeinsam mit ähnlichen Veranstal¬ 
tungen in Berlin sowie in zahlreichen 
anderen Ländern weltweit (in den 
USA fanden bspw. die zentralen Ak¬ 
tionen in Washington DC, New York 
City, und San Francisco statt) wurde 
die sofortige Freilassung der „Miami 
5“ gefordert. 

In seiner Rede verwies der Vertre¬ 
ter des Bundesvorstands der Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V., 
Günter Pohl, u.a. auf die blutige Ge¬ 
schichte der weltweiten US-Interventi- 
onen, das US-Todesstrafensystem und 
das US-Folterlager auf dem wider¬ 
rechtlich besetzten kubanischem Ter¬ 
ritorium von Guantänamo. Er forderte 
von US-Präsident Obama, endlich von 


seinem Begnadigungsrecht Gebrauch 
zu machen und die Fünf frei zulassen. 
In diesem Sinne äußerte sich auch Jo- 
sie Michel-Brüning, die für das Solida¬ 
ritätskomitee „Basta Ya!“ (Es reicht!) 
eine Petition an die Düsseldorfer US- 
Generalkonsulin Janice G. Weiner vor¬ 
stellte, die von den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern der Solidaritätsver¬ 
anstaltung unterzeichnet wurde. 

Die Anwesenden erklärten ihre Ent¬ 
schlossenheit, sich so lange für die Frei¬ 
lassung der „Miami 5“ einzusetzen, bis 
diese endlich in Freiheit bei ihren Fa¬ 
milien sein werden. Für den Fall, dass 
die Fünf im nächsten Jahr immer noch 
inhaftiert sein sollten, wurde bereits 
eine mehrstündige Aktion am selben 
Ort angekündigt. Heinz-W. Hammer 


Berliner Kommunisten feierten in Neukölln 


Deutlich über 1000 Besucher haben im 
Berliner Stadtteil Neukölln das jährli¬ 
che Sommerfest des Landesverbandes 
der DKP gefeiert. Vom frühen Nach¬ 
mittag bis zum späten Abend lockten 
Musik, Diskussionsveranstaltungen, 
Essens- und Getränkestände, ein Kin¬ 
derprogramm und andere Angebote 
viele Menschen auf die Jonasstraße vor 
dem Salvador-Allende-Club, in dem 
Lesungen und Diskussionsrunden zu 
internationalen und stadtpolitischen 
Themen angeboten wurden. 


Dem multikulturell geprägten Stadt¬ 
teil Neukölln angemessen war das Fest 
stark international geprägt. Die Kom¬ 
munistischen Parteien Griechenlands 
und Chiles, aber auch die Botschaft der 
Bolivarischen Republik Venezuela wa¬ 
ren mit eigenen Informationsständen 
vertreten, und auch türkische, kurdi¬ 
sche, kubanische und andere Kommu¬ 
nisten zeigten Präsenz. „Besonders er¬ 
freulich war, dass viele Anwohner des 
Kiezes unserer Einladung gefolgt sind“, 
erklärte Rainer Perschewski, Vorsit¬ 
zender der DKP in Berlin. 



Probleme offen benannt 

Betr.: „Die Opfer des Rassenwahns 
...“ UZ vom 7.9.2012, S. 11 

Den Bericht über Richard Wagner und 
die Wagner-Festspiele in Bayreuth von 
Eva Petermann habe ich gleich zweimal 
gelesen, derart begeistert hat er mich. 
Satz für Satz werden die Probleme an¬ 
gesprochen, die Richard Wagner und 
seine Nachfolger betreffen - uns aber 
immer wieder verschwiegen werden. 
Was hört oder sieht man schon von den 
Wagner-Festspielen? Wer dort auftritt 
und wie viele Tausende bis zu zehn 
Jahren warten müssen, um mal für viel 
Geld eine Wagner-Oper zu erleben. 
Mir kamen dabei alte Erlebnisse in Er¬ 
innerungen (...). 

1938 war einer der größten Auftritte 
von Hitler. Der ganze Nazi-Gau Baye¬ 
rische Ostmark war aufgerufen Hitler 
in Bayreuth zu begrüßen. 

Mein Vater sagte zu mir, dass er auch 
mit mir nach Bayreuth fahre, wenn Hit¬ 
ler kommt. Meine Mutter fuhr nicht 
mit. Sie hatte Angst vor jeder „politi¬ 
schen Aktivität“ meines Vaters. Er wur¬ 
de wegen seiner KPD-Mitgliedschaft 
als Streckenarbeiter bei der Reichs¬ 
bahn entlassen, da er sich geweigert 


hatte in die Nazipartei einzutreten, wie 
es sein Vorarbeiter verlangte. Einige 
Wochen später kam er für drei Mona¬ 
te nach Dachau (...) 

Wir fuhren mit Fahrrädern nach Bay¬ 
reuth. Zwanzig Kilometer von meinem 
Heimatdorf Witzleshofen entfernt. Un¬ 
terwegs erfuhr ich, dass mein Vater nicht 
zur Begrüßung Hitlers nach Bayreuth 
fuhr, sondern um seinen Onkel Hans zu 
treffen. Dort traf er aber nicht nur sei¬ 
nen Onkel, sondern auch noch zwei Mit¬ 
glieder der seit 1933 verbotenen KPD. 
Es war also eine illegale Zusammen¬ 
kunft. Onkel Hans selbst hatte keine 
Kinder und wohnte im 2. Stock in ei¬ 
ner Gaststätte. Dort trafen sich die vier. 
Selbst durfte ich im Biergarten spie¬ 
len und sollte Bescheid sagen, wenn 
jemand zu Besuch käme. Dass es eine 
illegale Zusammenkunft war, erfuhr ich 
erst nach 1945 von Onkel Hans. 

In den 70er Jahren war ich zu einer 
Opernaufführung wieder in Bayreuth. 
Zu dieser Zeit gab es für den DGB 
zwei Vorstellungen zu Sondereintritts¬ 
preisen. 

Das wurde inzwischen auch abgeschafft 
und als kleiner Mann kann man von Ri¬ 
chard Wagner nur noch träumen. 

Erich Schreier ; Röthenbach 


Energiewende - 
eine Profitquelle 

Betr.: „‘Energiewende 4 auf 
Kapitalisten-Art“, 

UZ vom 7.9.2012, S. 

Der Beitrag: zeigt, wie Politiker und 
Manager die Kosten für den Ausbau 
der Energieanlagen auf private Ver¬ 
braucher (Haushalte) umlegen wollen. 
Seit 2007 stiegen die Strompreise für 
private Verbraucher um 25 Prozent. 
Da die Gewinne aus den Investitionen 
über die Nutzungsentgelte scheinbar zu 
spät verfügbar sind, sollen die Haushal¬ 
te durch Umlagen auf den Strompreis 
einen Teil der Kosten für den Ausbau 
der Energieanlagen mittragen. 

Eine Vergütung oder eine Rückzahlung 
dafür wurde bisher vergessen. 
Deutschland hat bereits den zweit¬ 
höchsten Strompreis in Europa.Die 
ständigen Preissteigerungen schränk¬ 
ten den Lebensstandard ein und führ¬ 
ten bereits zu Stromabschaltungen von 
sozialschwachen Haushalten. 
Sozialverbände bezeichneten Stromab¬ 
schaltungen besonders für Haushalte 
mit Kindern verantwortungslos. 
Politiker in Polit-Talks scheinen oft kei¬ 
ne Kenntnisse und kein Verständnis für 


die Folgen von Preissteigerungen und 
höheren Abgaben für den Lebensstan¬ 
dard der Bürger mit geringen Einkom¬ 
men zu haben. 

Energiegroßverbraucher erhalten Sub¬ 
ventionen und Preisermäßigungen. Das 
zerstört den Wettbewerb. 

Private Verbraucher bezahlen dagegen 
die Energiewende mehrmals: 

Einmal über die Umlagen im Strom¬ 
preis für den Ausbau der Energieanla¬ 
gen und zum Anderen über die Nut¬ 
zungsentgelte bei Gebrauch der Anla¬ 
gen. Hinzu kommen die höheren Preise 
für Waren des täglichen Bedarfs, die 
mit höheren Stromkosten hergestellt 
wurden. 

Einige Politiker wollen sich für bezahl¬ 
baren Strom und anderes einsetzen. In 
der Praxis ist davon wenig spürbar. 
Dabei sind noch viele Fragen offen, die 
auf Antworten warten. So könnten un¬ 
ter anderem für die Haushalte Strom¬ 
mengen für moderate Preise festgelegt 
werden, die bei überschreiten höher 
bezahlt werden müssten. 

Das würde zu einem echten Wettbe¬ 
werb bei Stromeinsparungen führen. 

Joachim Wolf, Dresden 


FR ★ 21. SEPT 


Stuttgart: „Demokratie für wen?“ Vortrag 
und Diskussion mit Patrik Köbele, Stellv. 
Vorsitzender der DKP. Veranstaltung der 
DKP Stuttgart. Linkes Zentrum Lilo Herr¬ 
mann, Böblinger Straße 105,18.30 Uhr. 

Köln: Infostand der DKP Köln-Kalk. Kal- 
kerhaupstraße/Steprathstraße, 11.00 Uhr 
bis 13.00 Uhr._ 

Darmstadt: Fortsetzung der Diskussion 
des Parteitagsdokumentes „Antworten 
der DKP auf die Krise“, Veranstaltung der 
DKP. LinksTreff Georg Fröba, Landgraf- 
Philipps-Anlage 32 (direkt neben dem 
DGB-Haus), 17.00 Uhr. 


SA ★ 22. SEPT 


Dortmund: „Brecht-Abend im Z“. Die 
DKP Dortmund lädt ein zum Brecht- 
Abend mit dem Schauspieler Andreas 
Weißert. Unter dem Titel „Frauen Schick¬ 
sale“ hat Andreas Weißert ein Programm 
mit Brecht-Texten zusammengestellt, das 
einige der schönsten und auch emanzi¬ 
piertesten Frauengestalten der Literatur 
des 20. Jahrhunderts wieder aufleben 
lässt. „Z“, Zentrum für Kultur und Politik, 
Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 

Essen: Demo gegen die neue NPD-Zent- 
rale in Essen-Kray. Auftakt um 13.00 Uhr 
am S-Bahnhof Essen-Steele. Weitere In¬ 
fos: www.antifa-essen.de. 


SO ★ 23. SEPT 


Schweinfurt: Der S0BIMA e.V., der Trä¬ 
gerverein des DFG-VK-Büros, bei dem 
auch die DKP Schweinfurt/Haßberge Mit¬ 
glied ist, und die Redaktion der Zeitung 
„nachrichten und Standpunkte“, begeht 
das 25-jährige Jubiläum des Erschei¬ 
nens dieser lokalen Zeitung. Die DKP wird 
neben anderen Mitgliedsvereinen mit 
einem Infostand vertreten sein. Feier ab 
15.00 Uhr auf dem Grünen Markt in der 
Gabelsberger Straße. Anschließend Lie¬ 
derabend mit Kai Degenhardt. 


MO ★ 24. SEPT 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP 
Köln-Kalk. Naturfreundehaus, Kapellen¬ 
straße 9a, 19.00 Uhr. 

Elmshorn: Jahreshauptversammlung 
der DKP-Gruppe Elmshorn. Reinhold- 
Jürgensen-Zentrum, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 26.SEPT 


Siegen: Infostand der DKP im Rahmen 
der Mobilisierung für den Aktionstag 
UmfairTeilen. Kölner Tor, 15.00 Uhr bis 
19.00 Uhr. 


FR ★ 28. SEPT 


Winterbach: „Nazis im Rems-Murr- 
Kreis - Harmlose Rebellion?“ Infover¬ 
anstaltung über rechte Propaganda, ihre 
Auswirkungen und Gegenstrategien. Mit 
Janka Kluge, Sprecherin derVVN Baden- 
Württemberg. Veranstaltung des Bündnis 
Rems-Murr-Nazifrei. Bürgerhaus Kelter, 
19.30 Uhr. 
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Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
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Abonnement 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 8. bis 14. September 


Montag 

Nix gesehen, nix gehört, nix gesagt. So 
lässt sich heute der ehemalige thüringische 
Verfassungsschutzpräsident Helmut Roe- 
wer vor dem Untersuchungsausschuss des 
Landtages in Erfurt ein, als man ihn zu 
den Terroristen des Nationalsozialisti¬ 
schen Untergrunds (NSU) befragt. Im 
Zweifel erinnert sich der Herr nicht und 
beschuldigt andere. Roewer bestätigt in 
Auftreten und Verhalten den schon länger 
bestehenden Eindruck der Jämmerlich¬ 
keit. Deren Höhepunkt ist seine Behaup¬ 
tung, an ihm habe es nicht gelegen, dass 
das NSU-Mörder-Trio nicht ab geräumt 
worden sei. Das sagt einer, der als Amts¬ 
träger immer betont hat, dass die Gefahr 
linker Gewalt deutlich höher sei als die 
von rechts. 

Die Ausschussmehrheit lässt sich dies ge¬ 
fallen. Kretins wie Roewer sind eben der 
Normalfall in diesem unserem Lande - 
und nicht nur in untergeordneten Positi¬ 
onen. Die Methoden des Herrn Roewer 
haben wir schon vor ganz anderen Aus¬ 
schüssen und von ganz anderen Leuten 
gesehen. 

Dienstag 

Heute ist der Bundestags aus schuss zur 
NSU „dran“. Der bekommt sensationel¬ 
le Einblicke in ein seit sechs Jahren „zer¬ 
martertes Gehirn“ geboten. Das präsen¬ 
tiert ein Verfassungsschützer, der im April 
2006 „zufällig“ in einem Kasseler Inter¬ 
netcafe saß, als Schüsse fallen, die den Be¬ 
treiber Halit Yozgat töten - das (mindes¬ 
tens) neunte Opfer des NSU. 

Der Zeuge will davon nichts gehört (!) 
haben und deswegen strapaziert er seit 
Jahren seinen Denkkasten. Übrigens gibt 
es Menschen die dem Zeugen nachsa¬ 
gen, in jüngeren Jahren offen gewesen zu 
sein für rechtes Gedankengut. Außerdem 
soll er V-Leute in der Szene geführt ha¬ 
ben. Trotzdem sagt Clemens Binninger, 
CDU-Obmann im Untersuchungsaus¬ 
schuss, es gebe zwar Merkwürdigkeiten, 
aber eben keinen Hinweis auf eine Tatbe¬ 
teiligung des Zeugen. 

Ein Stück aus dem Tollhaus. 

★ 

Nicht das letzte für heute. Der Militärische 
Abschirmdienst (MAD) geht heute nach 
dem Motto vor, den Verfassungschutz top¬ 
pen wir locker. 

Offen gibt der MAD zu, bereits in den 
1990-er Jahren eine Akte über den NSU- 
Terroristen Mundlos geführt zu haben, 


die aber „leider“ nicht mehr vollständig 
ist, weil ein Teil vernichtet wurde. Eine De¬ 
mokratie, die solche Geheimdienste hat, 
braucht eigentlich keine weiteren Feinde. 

Mittwoch 

In Reaktion auf den gestrigen Tag sagt 
Ausschussmitglied Petra Pau (Die Linke): 
„ Inlandsgeheimdienste sind unkontrol¬ 
lierbare Fremdkörper in einer lebendigen 
Demokratie“. Jürgen Trittin von den Grü¬ 
nen fordert einen radikalen Neuanfang 
bei Verfassungsschutz und MAD. Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel sicherte eine 
umfassende Überprüfung der Vorgänge 
um die Neonazi-Morde zu. 

Mit Verlaub, (auch Frau Pau), so reagiert 
man nicht, wenn einem so klar auf den 
Tisch gelegt wird, dass bei den Morden 
der Faschisten staatliche Organe tatbetei¬ 
ligt sind. 

Donnerstag 

Im Falle der Ermordung der Polizis¬ 
tin Michele Kiesewetter durch die NSU 
kommt der Leiter der zuständigen Son¬ 
derkommission, Axel Mögelin, vor dem 
Ausschuss anscheinend mit der Lüge 
durch, das Motiv für die Tat bleibe un¬ 
klar. Und: Wenn es keine neuen Hinweise 
gebe, werden die Beweggründe für diesen 
Mord wohl offen bleiben. Dabei hat schon 
in der Zeitung gestanden, dass Kiesewet¬ 
ter zum erweiterten Bekanntenkreis der 
NSU-Terroristen gehört hat. 

Freitag 

Überrascht es irgendjemanden, dass jetzt 
auch der Berliner Verfassungsschutz im 
Jahr 2002 Hinweise auf den Aufenthalts¬ 
ort der drei NSU-Mitglieder gehabt hat? 
Dazu passt die heutige Zeitungsmeldung, 
dass ein NSU-Helfer mehr als zehn Jah¬ 
re lang für das Berliner Landeskriminal¬ 
amt als V-Mann gearbeitet hat. Thomas S. 
soll der NSU Sprengstoff besorgt und eine 
Zeitlang mit dem überlebenden Mitglied 
des Trios, Zschäpe, liiert gewesen sein. S. 
stand demnach auch mit dem sächsischen 
Rechtsrockproduzenten Jan W. in Kon¬ 
takt, der zu den unter getauchten Neonazis 
Kontakte gehalten haben soll. W. wiede¬ 
rum soll laut Verfassungsschutzangaben 
den Auftrag gehabt haben, Waffen für die 
gesuchten Neonazis zu besorgen. 
Wahrlich, dies horribiles (schreckliche 
Tage), nicht für die verdammten Ge¬ 
heimdienste, nicht für die Regierenden, 
sondern für dieses Land und diese De¬ 
mokratie. Adi Reiher 


Tod in Beirut 

Das Massaker von Sabra und Schatila 


Zwischen dem 16. und 18. September 
1982 ermordeten christliche libanesi¬ 
sche Phalange-Milizionäre zwischen 
3 000 und 4 000 Menschen (nach Er¬ 
kenntnissen einer internationalen Un¬ 
tersuchungskommission) in den palästi¬ 
nensischen Flüchtlingslagern Sabra und 
Schatila in Beirut. In die Lager geschickt 
worden waren sie von der israelischen 
Armeeführung, verantwortlich war der 
damalige Verteidigungsminister und spä¬ 
tere Ministerpräsident Ariel Scharon. 
Die Armee Israels war am 6. Juni 1982 in 
den Libanon eingefallen, vor allem um 
palästinensische Lager und Widerstands¬ 
zentren zu bekämpfen. Erklärtes Ziel der 
Mission war die endgültige politische und 
militärische Liquidation des palästinensi¬ 
schen Widerstandes. Entsprechend erbit¬ 
tert war die Gegenwehr von Seiten der 
PLO, aber auch von patriotischen libane¬ 
sischen Milizen. Besonders die Kämpfe 
um Beirut waren schwer und blutig. Die 
wochenlangen bewaffneten Auseinan¬ 
dersetzungen verschafften den Palästi¬ 
nensern und ihrer politischen Führung, 
der PLO, weltweite Anerkennung. Diese 
verstärkte sich, als klar wurde, dass das 
Massaker von Sabra und Schatila sich 
hauptsächlich gegen palästinensische 
Zivilisten richtete und von israelischer 
Seite initiiert worden war. 

Nach einem Artikel der New York Times 
vom 26. September 1982, drangen am 
Abend des 16. September etwa 150 pha- 
langistische Milizionäre unter dem Kom¬ 
mando von Elie Hobeika in die Lager 
ein, angeblich um die dort vermuteten 
palästinensischen Kämpfer zu entwaff¬ 
nen. Die Milizen durchkämmten wäh¬ 
rend ihrer Aktion die Lager und töteten 


dabei vorwiegend Zivilisten, einschließ¬ 
lich Frauen, Kindern und Alte. Nicht 
nur von palästinensischer Seite, sondern 
auch von beteiligten Phalangisten selbst 
wurde angegeben, viele der Opfer seien 
außerdem verstümmelt worden. Es soll 
auch zu Folterungen und Vergewaltigun¬ 
gen gekommen sein. Dies geschah in vol¬ 
ler Sicht israelischer Beobachtungspo¬ 
sten aus umliegenden Gebäuden, welche 
die Lagerausgänge abriegelten und die 
Lager während der Nacht mit Leuchtra¬ 
keten erhellten, um die phalangistischen 
Milizen zu unterstützen. Soweit die New 
York Times. 

Die Empörung war weltweit. Schon am 
19. September 1982 hatten 400 000 Isra¬ 
elis in Tel Aviv gegen das Massaker de¬ 
monstriert - die bis dahin größte Kund¬ 
gebung in der Geschichte des Landes. 
Als Folge wurde immerhin ein Untersu¬ 
chungsausschuss eingerichtet, der aber 
die israelische Verantwortung nicht klar 
benannte. Dies tat aber ein internatio¬ 
naler Untersuchungsausschuss. Aller¬ 
dings ohne Folgen. Auch die Verantwor¬ 
tung des Hauptverbündeten Israels, der 
USA, wurde nicht von allen Staaten ge¬ 
brandmarkt. 

Knapp 20 Jahre später erinnerte sich die 
Welt noch einmal des „Schlächters von 
Schatila“, Elie Hobeika. Dieser wurde 
im Januar 2002 von einer Autobombe 
zerfetzt. Er hatte angekündigt, in einem 
möglichen Kriegsverbrecher-Prozess ge¬ 
gen den israelischen Ministerpräsidenten 
Ariel Scharon auszusagen. 

Scharon liegt seit Januar 2006 im Koma. 
2011 sagte der behandelnde Arzt, Scha¬ 
ron reagiere auf Kneifen und öffne die 
Augen, wenn man ihn anspreche. AR 


„Ärztliche Kampfmaßnahmen zu Lasten der Patienten“ ... 



... nennt der Verein demokratischer Ärztinnen und Ärzte (vdää) die aktuellen Streikmaß¬ 
nahmen vieler Ärzte. In einer Erklärung des vdää heißt es weiter: „Ein solcher,Streik', bzw. solche 
Praxis-Schließungen, würden die Honorar-Auseinandersetzungen der Vertragsärzte auf dem Rücken 
der Patienten austragen. Nur sie sind die Leidtragenden eines Streiks, die Kassen dagegen sparen 
noch Honorare während der Streikzeit. 

Die angedrohten Kampfmaßnahmen sind nichts als Arbeitsverweigerung, die Öffentlichkeit und 
Politik unter Druck setzen soll. Deshalb spricht sich der vdää ganz entschieden gegen Praxisschlie¬ 
ßungen oder ähnliche Kampfmaßnahmen der Kassenärzte aus.“ 

Angesichts der verbrecherischen Zustände im Gesundheitswesen ist das das Mindeste was man 
sagen kann. 


Wie war das mit Robert Enke? 


Der Fall des Kölner (2.)-Bundesliga- 
spielers Kevin Pezzoni machte Schlag¬ 
zeilen. Einig waren sich alle Zeitungen 
in der (vielfach pauschalen) Verurtei¬ 
lung der Kölner Fans. Wir dokumen¬ 
tieren im Folgenden einen Kommen¬ 
tar aus der Fanszene (www.coloniacs. 
com) von Anfang September, der ein 
deutlich differenzierteres Bild der Si¬ 
tuation zeichnet: 

Am vergangenen Freitag teilte der 1. 
FC Köln mit, dass der Vertrag mit dem 
23-jährigen Spieler Kevin Pezzoni auf¬ 
gelöst wurde. Wenig später sickerte 
durch: Kevin Pezzoni wurde bedroht 
und gemobbt - von den eigenen Fans. 
Für die Medien im Land ein Riesen¬ 
skandal, eine Riesengeschichte. Wieder 
mal die Fans des FC! 

Schnell wurden die Archive der Re¬ 
daktionen durchsucht: Köln, Fans, Ge¬ 
walt, Ultras, Kadlec, Wilde Horde ... 
Das Resultat: 100 000 000 Treffer - da 
kann man doch noch eine Infobox mit 
einem Best of der schlimmsten Vorfälle 
dazupacken. Gedacht, gesagt, getan - 
und das Bild summiert sich: Wieder die 
Wilde Horde, wieder die Ultras! Dan¬ 
ke, liebe Medienfreunde. 

Dass sich vor dem ersten Spieltag ge¬ 
gen Braunschweig ein großer Teil 
der FC-Fanszene - darunter die Wilde 
Horde, die Boyz Köln und die Coloni- 
acs - zum Abschlusstraining aufmach¬ 
ten und der Mannschaft ihre uneinge¬ 
schränkte Unterstützung aussprach - 
Vergessen, verschwiegen, unerwähnt! 
Passt nicht ins Bild! Kein Wort darüber, 


Kölner FC-Fans melden sich zu Wort 

dass die mitgereisten Ultras in Aue der 
Mannschaft nach Abpfiff Mut zuspra¬ 
chen. Kein Wort darüber, dass die Ult¬ 
ras nach der Niederlage gegen Cottbus 
lauthals „Come on, FC“ riefen. Passt 
nicht in‘s Bild - dient nicht der Story! 
Eins vorweg: Aktionen gegen einen 
23-jährigen Spieler sind nicht zu tole¬ 
rieren. Wir wissen nicht, was sich genau 
zugetragen hat. Falls Leute meinten, 
Kevin Pezzoni auflauern zu müssen, ha¬ 
ben sie weniger Verstand bewiesen als 
mancher Redakteur an der Amsterda¬ 
mer Straße. Die Mannschaft des 1. FC 
Köln wandte sich mit einem Schrei¬ 
ben an die FC-Fans: Wortwörtlich hieß 
es: „Wir erwarten Fairness und Respekt 
im Umgang mit jedem einzelnen Spie¬ 
ler. [...] Wir erwarten, dass Berufliches 
und Privates getrennt bleiben.“ Diesem 
Wunsch entsprechen wir gerne und ha¬ 
ben es in der Vergangenheit auch ge¬ 
nauso gemacht! 

Im vorangestellten Zitat fehlt ein Satz - 
gekennzeichnet mit „[...]“. Was da wohl 
gestanden hat? „Darauf hat auch die 
Presse durch die Art ihrer Berichter¬ 
stattung Einfluss.“ Huch, die Presse? 
Eine kleine Sammlung an Zitaten aus 
den letzten Monaten, entnommen der 
Homepage des Kölner Stadtanzeigers 
und des Express: 

„Kevin Pezzoni Note 6 - Verschulde¬ 
te im dritten Spiel das dritte Gegentor, 
brachte im Aufbauspiel kaum einen 
Pass zum Mitspieler und wurde - Rot¬ 
gefährdet - nach 34 Minuten durch sei¬ 
ne Auswechslung erlöst.“ ksta.de 

„Kevin Pezzoni: 5 - 
Sorgte mit einem 
frühen Fehlpass 
für einen frühen 
Stimmverlust eines 
erbosten Zuschau¬ 
ers. Streut immer 
wieder Fehlpässe 
ins Aufbauspiel ein. 
Erboste in der 90. 
Minute auch Stanis¬ 
lawski, als er durch 
schwaches Zwei¬ 
kampfverhalten das 
1:2 durch Voglsam¬ 
mer ermöglichte.“ 
ksta.de 

OK, der eifrige 
Sportjournalist 


könnte entgegnen. „War doch so! Der 
Pezzoni hat Scheiße gespielt!“ War so, 
muss man aber nicht so schreiben. Wie 
war das mit den Spielernoten? Was 
wurde alles gesagt, nachdem sich Ro¬ 
bert Enke das Leben genommen hatte? 
Welchen Einfluss haben solche Sätze 
auf labile Menschen? Wie wirken sol¬ 
che Sätze auf Menschen, die Feindbil¬ 
der suchen? 

Noch perfider eine kleine Geschichte, 
die eigentlich keine Sau interessiert, 
aber vom Express im Juni 2012 ge¬ 
bracht wurde: „Beim Ausparken: Au¬ 
tofahrerin rammt Pezzonis Porsche“! 
Krank! Wer den Parkplatz des Geiß¬ 
bockheims kennt, weiß, dass sowas ei¬ 
gentlich nicht passieren kann. Wäre die 
Geschichte nicht ohnehin schon tot¬ 
langweilig gewesen, müsste der Express 
noch eine investigative Frage dazu pa¬ 
cken: „Doch warum kam er mit dem 
Sportwagen und nicht mit seinem Ford- 
Dienstwagen?“ Ein Schelm, wer böses 
dabei denkt... 

Wir wünschen Kevin Pezzoni einen 
guten weiteren Verlauf seiner Fuß¬ 
ballkarriere und hoffen, dass sich die 
Mannschaft nicht durch die Geschichte 
verunsichern lässt. Wir stehen zu Euch, 
Jungs! 


Der rote Kanal 


Mythos Kriegsmarine, D 2012 

Nach Eigenwerbung räumt der Dokumen¬ 
tarfilm mit der Mär von der ehrenhaften 
Kriegsmarine im Zweiten Weltkrieg auf. 
Schau’n wer mal. 

Mo., 24.9., 23.30-0.15 Uhr, ard 

Die weiße Rose, BRD 1982 

Nach der zeitgenössischen Kritik des 
Film-Dienstes macht Regisseur Michael 
Verhoeven in seinem dokumentarischen 
Spielfilm „Schluss mit verklärenden oder 
diffamierenden Thesen über die Gruppe. Er 
befreit sie vom Ruch des politischen Sektie¬ 
rertums und der schwärmerischen Todes¬ 
sehnsucht und deutet das Handeln dieser 
jungen Leute als klare politische Vernunft. 
Die Aktualität des Themas Widerstand ist 
ungebrochen und der kritische Ansatz ge¬ 
gen Ja-Sager, schweigende Intellektuelle 
und Mitläufer noch immer von Bedeutung.“ 
Mi., 26.9., 2.20-4.20 Uhr,3sat 



Wallpaper von Kevin Pezzoni auf seiner Homepage www. 











